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Kurzfassung 
An einbahnige Außerortsstraßen (Landstraßen) werden sehr hohe Anforderungen gestellt. 
Einerseits sollen sie eine hohe Verkehrssicherheit aufweisen und andererseits gemäß ihrer 
Verkehrsbedeutung eine angemessene Verkehrsqualität und Leistungsfähigkeit bereitstellen. 
Im Landstraßennetz liegt die Erfüllung dieser Anforderungen jedoch vielerorts deutlich unter 
den Erwartungen.  
Unfälle auf Landstraßen sind im Vergleich zu Autobahnen oder Innerortsstraßen durch eine 
besonders hohe Schwere gekennzeichnet. Sehr hohe und oft an den Streckenverlauf nicht 
hinreichend angepasste Geschwindigkeiten, Fehleinschätzungen von Geschwindigkeiten 
bzw. Geschwindigkeitsdifferenzen entgegenkommender und vorausfahrender Fahrzeuge 
sowie die im Standardfall für Überholvorgänge notwendige Nutzung des Gegenfahrstreifens 
sind die Hauptursachen für die schweren Unfälle auf Landstraßen. 
Das Ziel der vorliegenden Arbeit war die Untersuchung der Wirksamkeit von kurz- und mittel-
fristig umsetzbaren Maßnahmen zur Verbesserung der Verkehrssicherheit auf 
unfallauffälligen einbahnigen Außerortsstraßen. Die Untersuchungen dafür erfolgten im 
Rahmen des Großversuches „Außerortsstraßensicherheit“ (AOSI). Im Ergebnis sollten 
Einsatzempfehlungen für die Planungs- und Entwurfspraxis und für zukünftige Regelwerke 
für den Landstraßenentwurf abgeleitet werden. 
Für die Durchsetzung der zulässigen Höchstgeschwindigkeit wurden auf fünf ausgewählten 
Bundesstraßenabschnitten linienhaft angeordnete ortsfeste Geschwindigkeitsüberwa-
chungsanlagen (OGÜ) eingerichtet. Auf fünf weiteren Bundesstraßenabschnitten wurde das 
Überholen nur auf den dafür angelegten Überholfahrstreifen (ÜFS) zugelassen. Auf den ver-
bliebenen zweistreifigen Zwischenabschnitten wurden Überholverbote (ÜV) erlassen.  
Nach dem von der AOSI-Projektgruppe vorgegebenen Messregime und den so ermittelten 
Rohdaten wurde eine eigene Untersuchungsmethodik entwickelt und die vorliegende Daten-
lage entsprechend aufbereitet. Darauf gestützt erfolgte die Auswertung und Interpretation 
sowie die Ableitung der Empfehlungen. 
Durch die linienhafte ortsfeste Geschwindigkeitsüberwachung konnte eine deutliche Verbes-
serung der Verkehrssicherheit erzielt werden und damit das Unfallrisiko auf den Untersu-
chungsstrecken teils erheblich reduziert werden. Es konnte gezeigt werden, dass die Grund-
lage dieser Entwicklung die Durchsetzung der zulässigen Höchstgeschwindigkeit war, die vor 
der Überwachung um bis zu 20 km/h überschritten wurde.  
Diese Entwicklung war nicht nur auf eine Reduktion der Fahrunfälle zurückzuführen. Durch 
die Verringerung der Geschwindigkeitsunterschiede zwischen den Fahrzeugen sank der 
Überholdruck, was besonders auf den Untersuchungsstrecken mit einer gestreckten Linien-
führung auch einen Rückgang der Unfälle im Längsverkehr bewirkte.  
Nach der Eingewöhnungszeit stellte sich das erwartete Fahrverhalten entlang der Untersu-
chungsstrecken ein, das nicht mehr durch deutliche Verzögerungs- und Beschleunigungs-
vorgänge im Bereich der Geschwindigkeitsüberwachungsanlagen geprägt war. Förderlich für 
diese Entwicklung war trotz anfänglicher Skepsis die breite Akzeptanz der Kraftfahrer zu den 
OGÜ-Anlagen als sinnvolle Maßnahme zur Verbesserung der Verkehrssicherheit. Erreicht 
wurde dies mit einer verständlichen Öffentlichkeitsarbeit zu den Hintergründen und Zielen 
der Maßnahme.  
Die Kombination von abschnittsweisen sicheren Überholmöglichkeiten (ÜFS) und Überhol-
verboten in den einbahnig zweistreifigen Zwischenabschnitten (ÜV) ist eine geeignete, mittel-
fristig umsetzbare Maßnahme zur Verbesserung der Verkehrssicherheit. Die Wirkung der 
Maßnahme ist vorrangig auf die Unfälle im Längsverkehr gerichtet und sollte daher auf Stre-
cken erwogen werden, bei denen das Unfallgeschehen vor allem durch einen hohen Anteil 
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von Überholunfällen gekennzeichnet ist. Der Vorteil liegt im Abbau des Überholdrucks 
unabhängig von den verfügbaren Zeitlücken im Gegenverkehr.  
Dafür haben sich auch kurze Überholfahrstreifen (l ≥ 600 m) bewährt, die im Bestandsnetz 
eher realisierbar sind. Die untersuchte Maßnahmenkombination aus einem sicheren Über-
holangebot und einem Überholverbot in den einbahnig zweistreifigen Abschnitten erfährt 
zudem eine hohe Akzeptanz bei den Verkehrsteilnehmern. 
Durch die Ergebnisse dieser Arbeit liegen Empfehlungen vor, um die Verkehrssicherheit auf 
unfallauffälligen Abschnitten einbahniger Außerortsstraßen kurz- und mittelfristig zu verbes-
sern. Dies gilt vor allem dann, wenn das Unfallgeschehen vorrangig auf eine zu hohe und 
unangepasste Geschwindigkeit oder auf Fehler bei Überholvorgängen zurückzuführen ist. 
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An einbahnige Außerortsstraßen (Landstraßen) werden sehr hohe Anforderungen gestellt. 
Einerseits sollen sie eine hohe Verkehrssicherheit aufweisen und andererseits gemäß ihrer 
Verkehrsbedeutung eine angemessene Verkehrsqualität und Leistungsfähigkeit bereitstellen. 
Ein abschnittsweise veraltetes Straßennetz, eine steigende Verkehrsbelastung und vor allem 
die Zunahme von Fahrzeugen des Schwerverkehrs führen dazu, dass die Verkehrssicherheit 
und die Qualität des Verkehrsablaufs vielerorts deutlich unter den Erwartungen liegen.  
Nahezu zwei Drittel der im Straßenverkehr getöteten Personen sind auf einbahnigen Außer-
ortsstraßen zu beklagen (DESTATIS, 2011). Dabei handelt es sich überwiegend um Fahr-
unfälle durch überhöhte und unangepasste Geschwindigkeit, deren Schwere besonders 
durch die Unfallfolgen (Baumanprall oder Zusammenstoß mit entgegenkommenden Fahr-
zeugen) hervorgerufen wird. Des Weiteren sind es schwere Unfälle im Längsverkehr, die 
durch Fehler bei Überholvorgängen hervorgerufen werden und oftmals zu Frontal-
zusammenstößen mit dem Gegenverkehr führen. Die Hauptursachen für diese schwer-
wiegenden Unfallfolgen sind die im Vergleich zu Innerortsstraßen deutlich höheren Ge-
schwindigkeiten und die fehlende bauliche Trennung der Richtungsverkehre im Vergleich zu 
den Autobahnen.  
In der Vergangenheit wurde deshalb untersucht, wie das Straßennetz der einbahnigen 
Außerortsstraßen an die steigenden Anforderungen angepasst werden kann, um eine 
Verbesserung der Verkehrssicherheit und der Qualität des Verkehrsablaufs zu erreichen. Es 
konnten Einflussfaktoren auf die Wahl der Geschwindigkeit und Möglichkeiten zur Ver-
besserung der Überholsituation erarbeitet werden, die in moderne Richtlinien des Straßen-
entwurfes übernommen wurden. Aus wirtschaftlichen und ökologischen Gründen kann eine 
Anpassung der einbahnigen Außerortsstraßen in deren Gesamtheit an neueste Richtlinien 
jedoch nur zeitlich versetzt und daher nur über einen langen Zeitraum erfolgen.  
Maßnahmen zur punktuellen Verbesserung der Verkehrssicherheit auf Landstraßen wurden 
bereits entwickelt und werden an Einzelstellen erfolgreich eingesetzt (u. a. MEEWES, 1993; 
STEYER, 2003). Die Analyse des Unfallgeschehens macht darüber hinaus deutlich, dass 
neben punktuellen Problemen insbesondere linienhafte Sicherheitsdefizite für die vergleichs-
weise hohe Unfallhäufigkeit und Unfallschwere auf Landstraßen verantwortlich sind 
(ROHLOFF, 1999). Diesbezüglich ausgerichtete Maßnahmen wurden in Deutschland bisher 
nicht entwickelt und angewendet.  
Neben zu hohen Fahrgeschwindigkeiten führt eine steigende Verkehrsstärke auf Landstra-
ßen zu einer Reduktion der zum Überholen geeigneten Zeitlücken im Gegenverkehr. Die 
Nutzung kleinerer Zeitlücken führt zu immer riskanteren Überholvorgängen. Daher wurden 
ab den 80er Jahren wieder verstärkt Untersuchungen zu Straßenquerschnitten durchgeführt, 
die durch die Bereitstellung eines dritten Fahrstreifens wechselseitig der einen und der 
anderen Fahrtrichtung ein Überholen ermöglichen, welches unabhängig vom Gegenverkehr 
durchgeführt werden kann (vgl. MAIER / MEEWES, 1984; BICKELHAUPT, 1991; 
BRANNOLTE U. A., 1992; BASELAU, 2006; IRZIK, 2009). Es konnten deutliche Sicherheits-
vorteile und eine bessere Qualität des Verkehrsablaufs nachgewiesen werden. Aufgrund 
wirtschaftlicher, topografischer oder ökologischer Randbedingungen kann diese Quer-
schnittsform jedoch nicht durchgängig im Straßennetz eingesetzt werden 
(DILLING U. A., 1997).  
Aus diesen Gründen besteht die Notwendigkeit, geeignete kurz- und mittelfristig umsetzbare 
Maßnahmen zur streckenweiten Verbesserung der Verkehrssicherheit zu erarbeiten. Diese 
Maßnahmen sollen vorrangig auf einen Rückgang des Unfallgeschehens auf bereits unfall-
auffälligen, einbahnig zweistreifigen Außerortsstraßen ausgerichtet sein, bei denen ein 
richtliniengerechter Ausbau in absehbarer Zeit nicht erfolgen kann.  
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1.2 Ziel der Untersuchung 
Besonders problematisch stellte sich das Unfallgeschehen zu Beginn der 90er Jahre dar. 
Aus dieser Situation heraus entstand der Bedarf, den Straßenbauverwaltungen der Länder 
Maßnahmen zu empfehlen, die zusätzlich zu den Regelungen in den Entwurfsregelwerken 
zu einer kurz- und mittelfristigen Verbesserung der Verkehrssicherheit auf einbahnigen 
Landstraßen beitragen können.  
1996 wurde von der Bundesanstalt für Straßenwesen (BASt) in Abstimmung mit dem 
Bundesministerium für Verkehr, Bau und Wohnungswesen (BMVBW) eine Projektgruppe 
„Außerortsstraßensicherheit“ (AOSI) gegründet. Diese Projektgruppe hatte die Aufgabe, 
kurz- und mittelfristig umsetzbare Maßnahmen zu entwickeln, die zur Verbesserung der 
Verkehrssicherheit auf unfallauffälligen Landstraßen beitragen. Die Eignung der Maßnahmen 
sollte anschließend in einem bundesweiten Großversuch überprüft werden (LIPPOLD U. A., 
2011). Aus den Voruntersuchungen der AOSI-Projektgruppe ging hervor, dass eine hohe, oft 
der Situation nicht angepasste Fahrgeschwindigkeit und Fehler bei Überholvorgängen die 
Hauptursachen schwerer Unfälle auf Landstraßen darstellen. Daraus abgeleitet wurden 
Maßnahmenvorschläge entwickelt, die in die nachfolgenden Gruppen eingeteilt werden 
können: 
• Linienhafte Durchsetzung von zulässigen Höchstgeschwindigkeiten  
• Schaffung von sicheren und geregelten Überholmöglichkeiten in Kombination mit der 
Durchsetzung von Überholverboten 
Das Ziel der vorliegenden Arbeit ist die Untersuchung der Wirksamkeit von kurz- und mittel-
fristig umsetzbaren Maßnahmen zur Verbesserung der Verkehrssicherheit auf unfallauf-
fälligen einbahnigen Außerortsstraßen. Die Untersuchungen dafür erfolgten im Rahmen des 
Großversuches „Außerortsstraßensicherheit“ (AOSI). Die Ergebnisse dienen in erster Linie 
der Verbesserung der Verkehrssicherheit auf Außerortsstraßen, die ein hohes Unfallge-
schehen aufweisen und für die ein Aus- oder Umbau gemäß den Empfehlungen aktuell 
gültiger Regelwerke erst langfristig zu erwarten ist. Es sollen wissenschaftlich abgesicherte 
Grundlagen für Empfehlungen neuer Richtlinienwerke wie den „Richtlinien für die Anlage von 
Landstraßen“ (RAL) und dem „Handbuch für die Bewertung der Verkehrssicherheit von 
Straßen“ (HVS) geschaffen werden. Im Vordergrund der Untersuchung steht die Wirkung der 
Maßnahmen auf die Verkehrssicherheit. Um Empfehlungen für die Planungs- und Entwurfs-
praxis ableiten zu können, werden auch Wirkungen auf das Fahrverhalten und auf den 
Verkehrsablauf analysiert. 
1.3 Abgrenzung der Arbeit 
Die Grundlage für die vorliegende Arbeit liefert der Großversuch „Außerortsstraßensicher-
heit“ (AOSI), (LIPPOLD U. A., 2011). Für diese Untersuchung wurden durch die AOSI-Projekt-
gruppe bundesweit mögliche Untersuchungsstrecken überprüft. Neben den in Tabelle 3.2-1 
genannten Randbedingungen war für die Auswahl der Untersuchungsstrecken wichtig, ob 
eine Anpassung bereits vorliegender Planungen gemäß den Vorgaben der Projektgruppe 
möglich ist und ob deren Umsetzung den zeitlichen Rahmen des Großversuches nicht 
übersteigt. Am Ende des Auswahlprozesses verblieben zehn Untersuchungsstrecken, auf 
denen die Maßnahmen umgesetzt wurden. Die AOSI-Projektgruppe legte das Verfahren zur 
Verkehrsdatenerhebung ebenso fest wie die Anzahl und die Lage der Messquerschnitte. 
Darüber hinaus wurden die Messzeiträume vorgegeben, in denen die Verkehrsdatener-
hebung durchgeführt werden sollte. Für die Messungen selbst wurde eine externe Firma 
beauftragt. Das Konzept der Projektgruppe sah weiterhin vor, dass die Unfallanalysen auf 
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Die von der Projektgruppe AOSI ausgewählten Untersuchungsstrecken und die ebenfalls 
nach deren Vorgaben ermittelten Messdaten lagen als Ausgangsdaten für diese Arbeit vor.  
Aus diesem Grund war eine Einflussnahme auf die 
• Art und Dauer der Datenerfassung,  
• Ausstattung der Untersuchungsstrecken (Markierung und Beschilderung),  
• Anzahl und Lage der Messstellen,  
• Anzahl und Lage der Geschwindigkeitsüberwachungsanlagen, 
• Anzahl und Lage der dreistreifigen Abschnitte und die  
• Überholverbotslänge der zweistreifigen Abschnitte 
im Rahmen der vorliegenden Arbeit nicht möglich. Aus der vorgegebenen Situation heraus 
wurde ein eigenes Konzept der Datenaufbereitung und -analyse entwickelt. Daraufhin 
erfolgte unter den von der Projektgruppe AOSI geschaffenen Randbedingungen die Analyse 
der Wirkungen der umgesetzten Maßnahmen auf die Verkehrssicherheit, den Verkehrsablauf 
und die Fahrerakzeptanz. Auf der Basis der ermittelten Ergebnisse konnten Einsatzempfeh-
lungen zur kurz- und mittelfristigen Verbesserung der Verkehrssicherheit auf unfallauffälligen 
einbahnigen Außerortsstraßen abgeleitet werden. Der Einfluss der Maßnahmen auf die 
Qualität des Verkehrsablaufs oder Fragen zur Wirtschaftlichkeit der Maßnahmen werden im 
Kontext der vorliegenden Arbeit als untergeordnet angesehen. 
1.4 Methodisches Vorgehen 
Zum Einstieg in die Problematik wird in einer Literaturanalyse der Verkehrsablauf auf ein-
bahnigen Außerortsstraßen aus Sicht der Verkehrssicherheit analysiert. Ausgehend vom 
Unfallgeschehen in Europa und in Deutschland liegt der Schwerpunkt der Analyse auf dem 
Geschwindigkeits- und Überholverhalten.  
Aus der Literaturanalyse leiten sich Ansätze zur weiteren Bearbeitung der Schwerpunkte der 
vorliegenden Arbeit ab. Die sich anschließende Untersuchungsmethodik baut auf die im 
Forschungsprojekt „Außerortsstraßensicherheit“ (AOSI) entwickelte Methodik auf. Alle im 
Rahmen des AOSI-Forschungsprojektes erhobenen Daten dienen als Datengrundlage der 
Untersuchung. Die Ergebnisdarstellung orientiert sich an der Zweiteilung der Maßnahmen in 
Ansätze zur Verringerung von Fahrunfällen und in Ansätze zur Vermeidung von Unfällen im 
Längsverkehr. Aus den sich daraus ergebenden Schlussfolgerungen werden abschließend 
Handlungs- und Einsatzempfehlungen für die Planungs- und Entwurfspraxis abgeleitet. 
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2 Literaturanalyse 
2.1 Verkehrssicherheit auf einbahnigen Außerortsstraßen 
2.1.1 Ausgangslage Europa 
In den Ländern der Europäischen Union starben im Jahr 2010 etwa 31.000 Menschen bei 
Unfällen im Straßenverkehr. 1,7 Millionen Menschen erlitten teils schwere Verletzungen. Die 
höchste Unfallschwere war dabei auf einbahnigen Außerortsstraßen zu verzeichnen 
(EUROPEAN COMMISSION, 2010). Verschiedene europäisch angelegte Verkehrssicherheitspro-
gramme trugen bisher dazu bei, dass die Anzahl der Unfälle und die der verunglückten 
Personen in Europa seit 30 Jahren kontinuierlich rückläufig sind.  
Eines der groß angelegten Programme der Europäischen Kommission zur Reduzierung der 
Unfälle in Europa war das zweite europäische Verkehrssicherheitsprogramm Mitte der 90er 
Jahre. Jedoch ist dieses innerhalb der Laufzeit unter den formulierten Erwartungen ge-
blieben. Im Jahr 2001 wurde daher eine neue Zielvorstellung in das Weißbuch der Euro-
päischen Kommission (EK) aufgenommen. Das oberste Ziel dieses dritten Verkehrssicher-
heitsprogramms mit einer Laufzeit von 2001 bis 2010 war es, gegenüber dem Jahr 2000 die 
Anzahl der im Straßenverkehr getöteten Personen um 50 % zu reduzieren (EUROPEAN 
COMMISSION, 2001).  
Um dieses Ziel zu erreichen, förderte die Europäische Kommission eine Reihe von 
Forschungsvorhaben zur Entwicklung effizienter Ansätze für die Verbesserung der Verkehrs-
sicherheit in Europa. Die Ansätze zielten vornehmlich auf die Bereiche 
• Aufklärung und Sensibilisierung der Verkehrsteilnehmer,  
• aktive und passive Fahrzeugsicherheit sowie auf die  
• Verbesserung der Straßeninfrastruktur.  
Diese Schwerpunkte wurden aus den Ergebnissen einer Vielzahl vorangegangener Studien 
zur Ermittlung der Hauptunfallursachen in den Mitgliedsstaaten der EU abgeleitet. Auf der 
Ebene der einzelnen Mitgliedsstaaten sollte diese Forderung nach gezielter Verkehrssicher-
heitsarbeit umgesetzt werden, um zur Zielerreichung beizutragen (EUROPEAN COMMISSION, 
2001). 
Nach dem Ablauf dieses Aktionsprogramms zur Verbesserung der Verkehrssicherheit in 
Europa im Jahr 2010 waren die bis dato erzielten Verbesserungen der Verkehrssicherheit 
deutlich erkennbar, blieben jedoch unter den angestrebten Zielvorgaben (Bild 2.1-1). 
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Bild 2.1-1:  Getötete im Straßenverkehr in Europa (eigene Darstellung nach CARE, 2011) 
Die durchschnittliche Reduktion der in Europa im Straßenverkehr getöteten Personen betrug 
von 2001 bis 2010 fast 44 %. Für eine Wertung dieses Ergebnisses ist die in diesem Zeit-
raum ständige Zunahme des Kraftfahrzeugbestandes und der Fahrleistung ebenso zu 
beachten wie die Aufnahme neuer Mitgliedsstaaten in die EU. Mit der EU Erweiterung kamen 
zwölf neue EU-Mitgliedsstaaten hinzu, die im Vergleich zur den bis dahin bestehenden EU-
15 Ländern eine deutlich schlechtere Verkehrssicherheit aufwiesen. Dennoch konnte eine 
deutliche Verbesserung der Verkehrssicherheit in allen EU-27 Ländern verzeichnet werden. 
Der Anteil der alten EU-15 Länder an der Reduktion der getöteten Personen lag bis 2010 bei 
über 40 %. Dieser Wert macht deutlich, dass in allen Mitgliedsstaaten der EU noch ein 
Verbesserungspotential der Verkehrssicherheit vorhanden ist, auch wenn dieses bei den 
neuen EU-12 Mitgliedsstaaten erheblich höher ausfällt. 
Um die Verkehrssicherheitsarbeit in Europa auf nationaler und lokaler Ebene weiter voran zu 
treiben, hat die Europäische Kommission im Jahr 2010 einen Rahmen für ein weiteres 
europäisches Verkehrssicherheitsprogramm bis 2020 vorgegeben. Oberstes Ziel bleibt bis 
2020 die Anzahl der getöteten Personen im Straßenverkehr um 50 %, gegenüber dem Jahr 
2010, zu reduzieren (EUROPEAN COMMISSION, 2011). Erstmals wird auch eine Zielvorgabe für 
die Senkung der Anzahl der im Straßenverkehr verletzten Personen (Schwer- und Leicht-
verletzte) gefordert, jedoch ist dafür die Erarbeitung einer europaweit einheitlichen Definition 
der Verletzungsschwere erforderlich. Die weiteren Schwerpunkte liegen in den Bereichen 
Verkehrserziehung und Fahrausbildung, Fahrzeugsicherheit, Durchsetzung von Verkehrs-
vorschriften und Verkehrsinfrastruktur. Besonders bei den beiden zuletzt genannten Schwer-
punkten wird noch das größte Potenzial für Verbesserungen der Verkehrssicherheit ge-
sehen, da überhöhte Geschwindigkeit, Alkohol und Nichtanlegen des Sicherheitsgurtes 
immer noch zu den häufigsten Ursachen in Europa für Verkehrsunfälle mit Todesfolge 
zählen (EUROPEAN COMMISSION, 2010).  
Für die Zielerreichung im Jahr 2020 sollten die Strategien der einzelnen Mitgliedsstaaten in 
Abhängigkeit der nationalen Erfordernisse getroffen werden und sich auf Bereiche konzent-
rieren, die in Bezug auf eine Verbesserung der Verkehrssicherheit die größten Potenziale 
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2.1.2 Ausgangslage Deutschland 
In Deutschland wurden im Jahr 2010 insgesamt ca. 2,4 Millionen Verkehrsunfälle polizeilich 
erfasst, davon rund 320.000 mit Personenschaden (DESTATIS, 2011). Der Innerortsanteil der 
Unfälle mit Personenschaden U(P) lag bei 68 % (Bild 2.1-2). 
 
 
Bild 2.1-2: Verteilung der U(P) nach Ortslage 2010 




Bild 2.1-3: Verteilung der U(GT) nach Ortslage 
2010 (eigene Darstellung nach 
DESTATIS, 2011)
Dem gegenüber zeigt Bild 2.1-3, dass die Schwere der Unfälle auf Innerortsstraßen deutlich 
unter der von Außerortsstraßen liegt. Auf Außerortsstraßen ereignet sich nur circa ein Drittel 
der Unfälle mit Personenschaden, jedoch können diesem Anteil 60 % aller Unfälle mit 
getöteten Personen U(GT) zugeordnet werden. Bei den Außerortsstraßen wiederum ist ein 
deutlicher Unterschied zwischen Bundesautobahnen und den übrigen Außerortsstraßen zu 
verzeichnen. Der Unterschied lässt sich damit erklären, dass bei Bundesautobahnen der 
Ausbaustandard und die Straßenausstattung deutlich über denen der übrigen Straßen-
klassen liegen und Maßnahmen zur Erhöhung der Verkehrssicherheit im Straßenentwurf und 
Straßenbau schneller Anwendung finden. Aus dieser Betrachtung heraus sind Landstraßen 
diejenige Straßenklasse in Deutschland, auf denen am häufigsten Unfälle mit getöteten 
Personen auftreten.  
Häufigster Unfalltyp der Unfälle mit getöteten Personen auf Landstraßen ist der Fahrunfall 
(Bild 2.1-4). Mit einem Anteil von 48 % ist fast jeder zweite Unfall auf Landstraßen in 
Deutschland auf einen Kontrollverlust des Fahrers über das eigene Fahrzeug zurückzu-
führen. Die Ursachen für diesen Unfalltyp liegen in einer zu hohen, oft dem Streckenverlauf 
unangepassten Geschwindigkeit oder Fehleinschätzungen des Straßenzustandes bei 
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Bild 2.1-4:  Verteilung der U(GT) auf Landstraßen nach Unfalltyp im Jahr 2010 (eigene Darstellung nach 
DESTATIS, 2011) 
Der zweithäufigste Unfalltyp aller Unfälle mit Getöteten auf Landstraßen ist der Unfall im 
Längsverkehr. Der Anteil ist zwar nur halb so groß wie der der Fahrunfälle, aber dieser 
Unfalltyp ist für rund ein Viertel aller getöteten Personen auf Landstraßen verantwortlich.  
Einbiegen-/Kreuzen-Unfälle stehen in Verbindung mit Knotenpunkten im Zuge von Land-
straßen und stellen mit 13 % den drittgrößten Anteil in der Verteilung der Unfalltypen dar. 
Diese sind im Durchschnitt jedoch weniger schwer als die beiden erstgenannten Unfalltypen 
und bleiben bezüglich der Verkehrsunsicherheit unter den beiden eingangs genannten 
Unfalltypen (ROHLOFF, 1999). 
Im Gegensatz zu den Unfalltypen zeigen die in Bild 2.1-5 dargestellten Unfallarten die 
Kollisionen, die nach der Konfliktauslösung des Unfalls (Unfalltyp) aufgetreten sind. Bei den 
meisten Unfällen mit Getöteten auf einbahnigen Außerortsstraßen kommt es zum Abkom-
men von der Straße, wobei ein Abkommen nach rechts häufiger auftritt als ein Abkommen 
nach links.  
 
Bild 2.1-5: Verteilung der U(GT) auf Landstraßen nach Unfallarten 2010 (eigene Darstellung nach 
DESTATIS, 2011) 
Besonders auffällig ist der hohe Anteil der Getöteten bei Unfällen mit entgegenkommenden 
Fahrzeugen. Am häufigsten ist diese Unfallart eine Folge von Unfällen im Längsverkehr. 
Unfallarten, die Knotenpunktbereichen zugeordnet werden können, sind im Vergleich zu den 
beiden erstgenannten Unfallarten eher gering vertreten und auch in der Unfallschwere 
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Die Aufteilung der Unfälle nach dem Unfalltyp (Bild 2.1-4) und der Unfallart (Bild 2.1-5) zeigt, 
dass fast drei Viertel der Unfälle mit einer besonders hohen Unfallschwere den Strecken-
unfällen auf einbahnigen Außerortsstraßen zugeordnet werden können. Dabei handelt es 
sich vor allem um Fahrunfälle durch überhöhte Geschwindigkeit und um Unfälle im Längs-
verkehr, die auf Überholvorgänge zurückzuführen sind (ROHLOFF, 1999). Die Unfallsituation 
auf einbahnigen Außerortsstraßen zeigt die Folgen der zum Großteil noch fehlenden aktuell 
gültigen Entwurfs- und Sicherheitsstandards im Landstraßennetz. Eine ständig zunehmende 
Verkehrsstärke und ein stetig ansteigender Schwerverkehrsanteil (SV-Anteil) tragen dazu 
bei, dass die der Netzfunktion der Straße zugrunde gelegte Reisegeschwindigkeit oft nicht 
erreicht werden kann. Die zum Überholen ausreichend großen Zeitlücken werden durch die 
zunehmende Verkehrsstärke immer weniger, was zum Aufbau von Überholdruck und die 
Nutzung von gefährlich kleinen Zeitlücken im Gegenverkehr führt. Zudem entsprechen viele 
Landstraßen noch nicht den Standards aktueller Regelwerke. Sicherheitsrelevante Defizite in 
der räumlichen Linienführung (Springen, Tauchen) und fehlende Abstimmung aufeinander 
folgender Lageplanradien widersprechen den Erwartungen des Verkehrsteilnehmers an den 
weiteren Straßenverlauf. Steigender Überholdruck und Sichtweiten zwischen halber und 
voller Überholsichtweite führen zu Fehleinschätzungen des Überholweges, was die häufigste 
Unfallursache schwerer Unfälle im Längsverkehr darstellt (DILLING U. A., 1997; ROHLOFF, 
1999). 
Der Erfolg bisheriger Verkehrssicherheitsarbeit in Deutschland zeigt sich darin, dass im Jahr 
2010 erstmals weniger als 4.000 getötete Personen im Straßenverkehr registriert worden 
sind (DESTATIS, 2011). Um die Verkehrssicherheit weiter zu erhöhen, konnte anhand der 
Abbildungen Bild 2.1-2 und Bild 2.1-3 gezeigt werden, dass dabei das größte Verkehrs-
sicherheitspotenzial bei den Landstraßen liegt. Da vor allem aus wirtschaftlichen Gesichts-
punkten nicht damit zu rechnen ist, dass das Landstraßennetz in seiner Gesamtheit kurz-
fristig nach aktuellen Regelwerken umgestaltet werden kann, müssen kurz- und mittelfristig 
umsetzbare Maßnahmen zur Erhöhung der Verkehrssicherheit erarbeitet werden. Für eine 
nachhaltige Verbesserung der Verkehrssicherheit sollten diese vorrangig zur Reduzierung 
der Fahrunfälle und der Unfälle im Längsverkehr entwickelt werden, weil diesen beiden 
Unfalltypen nahezu drei Viertel der Unfälle mit getöteten Personen auf einbahnigen Außer-
ortsstraßen zugeordnet werden können.  
Wie sich weiterhin gezeigt hat, liegen die Ursachen für die schweren Unfälle vornehmlich 
linienhaft über das Landstraßennetz verteilt. Daher sollten geeignete Maßnahmen nicht nur 
punktuell, sondern über längere Streckenabschnitte hinweg Wirkung zeigen. Da Fahrunfälle 
meist auf eine der Situation unangepasste, hohe Geschwindigkeit zurückzuführen sind und 
Unfälle im Längsverkehr besonders bei Frontalkollisionen eine hohe Unfallschwere auf-
weisen, sind Maßnahmen zur Reduzierung hoher Fahrgeschwindigkeiten und zur Sicherung 
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2.2 Einflüsse auf das Unfallgeschehen einbahniger Außerortsstraßen 
2.2.1 Allgemeines 
Die Analyse des Unfallgeschehens in Deutschland hat gezeigt, dass von der Geschwin-
digkeit die Hauptursache schwerer Unfälle auf einbahnigen Außerortsstraßen ausgeht. 
Anhand des Unfallgeschehens auf Autobahnen ist aber auch erkennbar, dass allein eine 
hohe Geschwindigkeit noch keine hohe Unfallbelastung bedeuten muss. Ein hohes Unfall-
geschehen setzt sich demnach aus einer Kombination unterschiedlicher Einflüsse zusam-
men (FGSV, 2001). Der Prozess des Fahrens macht diese Zusammenhänge deutlich. Er 
kann durch einen kybernetischen Regelkreis beschrieben werden, der in vereinfachter Form 
in Bild 2.2-1 dargestellt ist. 
 
Bild 2.2-1:  vereinfachter Regelkreis Fahrer-Fahrzeug-Straße (angepasste Darstellung nach DILLING, 1973) 
Nach diesem Modell übernimmt der Fahrer die Funktion des Reglers, der für eine sichere 
Fahrt einen ausgewogenen Zustand zwischen den ihm vorliegenden Informationen seines 
Fahrzeuges (Regelstrecke), der Straße (Führungsgröße) und seiner Umwelt (Störgrößen) 
herstellen muss. Sobald der Fahrer nicht mehr in der Lage ist, dieses System im Gleich-
gewicht zu halten, kann die Fahrt nicht mehr sicher fortgesetzt werden. 
Die Unfallsituation auf einbahnigen Außerortsstraßen in den neuen Bundesländern zu 
Beginn der 90er Jahre eignet sich sehr gut zur Veranschaulichung dieser Zusammenhänge. 
In der ehemaligen DDR führten eine veraltete Fahrzeugflotte, ein schlechter Fahrbahn-
zustand und nur geringe Fahrbahnbreiten zu einem geringen Geschwindigkeitsniveau, „bei 
dem die Mängel der Linienführung (zu geringe Parameter, unausgewogene Geometrie, etc.) 
nicht risikofördernd wirkten“ (WEISE, 1991). Nach der Wiedervereinigung Deutschlands 
stiegen die Unfallanzahlen in den neuen Bundesländern dramatisch an. Die steigende Motor-
leistung der modernen Fahrzeuge führte zu einer deutlichen Erhöhung der Fahrgeschwindig-
keiten im Straßennetz. Zusätzlich wurden durch das Ausbauprogramm zur Verbesserung der 
Befahrbarkeit (Erneuerung der Fahrbahndeckschicht) dem Fahrer neu gebaute Straßen 
suggeriert, obwohl diese noch immer eine Linienführung aus „den Anfängen der Motorisie-
rung des Individualverkehrs“ (WEISE, 1991) aufwiesen. Dadurch hervorgerufene Fehlinter-
pretationen führten dazu, dass das eingangs beschriebene Gleichgewicht des Regelkreises 
erheblich gestört wurde und sich die Folgen in einem sprunghaften Anstieg der Unfälle und 
der Unfallschwere in den neuen Bundesländern seiner Zeit ausdrückten.  
Das Beispiel zeigt, dass meist mehrere unfallbegünstigende Faktoren (Straße, Mensch, 
Witterung, Verkehr, Umwelt) gleichzeitig auftreten müssen, die in ihrer Summe die Verkehrs-
sicherheit negativ beeinflussen (FGSV, 2001). Begründet durch eine Vielzahl von Unter-
suchungen, deren zentrales Thema die Analyse von Einflussfaktoren der Straße auf das 
Fahrverhalten war (Tabelle 2.2-1), konnten verschiedene Einflussfaktoren nachgewiesen 
werden. Die wichtigsten Erkenntnisse fanden zum Beispiel durch die Festlegung von Min-
destradien, günstige Elementfolgen, erforderliche Mindestsichtweiten, Grenzwerte für Längs-
neigungen und Fahrbahnbreiten, Eingang in aktuelle Entwurfsregelwerke des Straßen-
(Straße) 
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entwurfs. Diesen Festlegungen gemein ist die Erkenntnis, dass die Einflussfaktoren der 
Linienführung nicht unabhängig voneinander betrachtet werden können, sondern in ihrer 
Gesamtheit wirken (LIPPOLD, 1997). 
Einflussfaktor auf das Fahrverhalten ausgewählte Literaturquellen  
Kurvenradius 
LAMM (1973); KÖPPEL / BOCK (1979); 
BUCK (1992); LIPPOLD (1997);  
BAKABA (2003); SOSSOUMIHEN (2001) 
Kurvigkeit 
TRAPP (1971); LAMM (1973); 
TRAPP / OELLERS (1974);  
AL-KASSAR U. A. (1981); BUCK (1992); 
LIPPOLD (1997) 
Elementfolgen LAMM (1973); KÖPPEL / BOCK (1979); BUCK (1992); LIPPOLD (1997) 
Sichtweite HIERSCHE (1968), LAMM (1973); KÖPPEL / BOCK (1979) 
Längsneigung TRAPP (1971), TRAPP / OELLERS (1974); KÖPPEL / BOCK (1979); BUCK (1992) 
Fahrbahnbreite 
TRAPP (1971); LAMM (1973); 
TRAPP / OELLERS (1974);  
AL-KASSAR U. A. (1981) 
Tabelle 2.2-1:  ausgewählte Literaturquellen zur Ermittlung der Einflussgrößen auf das Fahrverhalten 
Empfehlungen in aktuellen Entwurfsregelwerken enthalten auch eine Vielzahl an Sicherheits-
zuschlägen, so dass einzelne Fehler des Fahrers allein nicht zwangsläufig zu Unfällen 
führen müssen. Erst wenn sich beispielsweise eine unstetige Radienfolge im Lageplan mit 
einer hohen Fahrgeschwindigkeit und schlechten Witterungsbedingungen überlagern, steigt 
die Wahrscheinlichkeit eines Unfalls an (FGSV, 2001).  
Dieses Beispiel verdeutlicht, dass es nicht immer notwendig ist, alle Defizite zu beheben, um 
die Verkehrssicherheit auf Landstraßen zu verbessern (FGSV, 2001). Die Konzentration auf 
einzelne maßgebende Einflüsse schwerer Unfälle (z. B. Fahrgeschwindigkeit, Überholver-
halten, Linienführung) kann bereits zu einer nachhaltigen Verbesserung der Verkehrssicher-
heit beitragen. Gemäß dem Schwerpunkt dieser Arbeit wird anschließend auf den Einfluss 
der Geschwindigkeiten und des Überholverhaltens auf das Unfallgeschehen genauer einge-
gangen. Im Regelkreis (Bild 2.2-1) beschränken sich daher die Analysen auf den Einfluss der 
Straße und des Fahrers auf das Unfallgeschehen. 
2.2.2 Einfluss der Geschwindigkeit auf das Unfallgeschehen 
Aus physikalischer Perspektive steigt mit einer zunehmenden Fahrgeschwindigkeit die 
Energie an, die im Falle eines Unfalls freigesetzt wird. Mit zunehmender Fahrgeschwindigkeit 
erhöht sich auch die zurückgelegte Strecke vom Erkennen der Situation bis zum Einsatz der 
Bremswirkung (Reaktions- und Auswirkzeit), in der das Fahrzeug ungebremst weiterfährt 
(Reaktionsweg). Erst anschließend beginnt der reine Bremsweg, dessen Länge maßgeblich 
von der Fahrbahnlängsneigung, des Reibungsbeiwertes der Fahrbahnoberfläche und der 
Geschwindigkeit abhängig ist. Da die Geschwindigkeit im Quadrat in die Berechnung ein-
geht, ist ihr Einfluss auf die frei werdende Energie bei einem Unfall am größten.  
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Der Mensch als Regler im kybernetischen Regelkreis muss während der Fahrt alle Infor-
mationen der Straße, des Fahrzeuges, der Umwelt und des Fahrraumes mit seinen Sinnes-
organen aufnehmen, diese Informationen verarbeiten und daraufhin Regelungsentschei-
dungen treffen, um die Fahrt sicher fortzusetzen. Seine Wahrnehmungsfähigkeit und die Ver-
arbeitungskapazität sind jedoch begrenzt. So können zum Beispiel auch bei guten Sicht-
verhältnissen Geschwindigkeiten oder Entfernungen nur schwer eingeschätzt werden (Bild 
2.2-2 und Bild 2.2-3).  
 
Bild 2.2-2:  tatsächliche und geschätzte 
Geschwindigkeit (FGSV, 2001) 
 
Bild 2.2-3:  tatsächliche und geschätzte Entfer-
nung (FGSV, 2001) 
Mit steigender Geschwindigkeit wird die tatsächlich gefahrene Geschwindigkeit zunehmend 
geringer eingeschätzt. Ähnlich verhält es sich auch bei der Schätzung von Entfernungen. Je 
weiter ein Objekt vom Betrachter entfernt ist, desto größer ist der Fehler bei der Entfernungs-
schätzung. Es liegt eine Unterschätzung der tatsächlichen Entfernung vor, so dass die Ent-
fernung zu einem Objekt größer geschätzt wird als sie tatsächlich ist. Bezogen auf das 
Unfallgeschehen in Deutschland sind Fahrunfälle auf Landstraßen durch Fehleinschät-
zungen der Geschwindigkeit in Abhängigkeit der Linienführung und der Witterung am häu-
figsten vertreten (Bild 2.1-4). Fehleinschätzungen von Entfernungen und Geschwindigkeiten 
sind besonders bei Überholvorgängen auf einbahnig zweistreifigen Außerortsstraßen eine 
Ursache für schwere Unfälle (Bild 2.1-4).  
Ausgehend von den vorgenannten Einflüssen gilt für einbahnig zweistreifige Außerorts-
straßen bezüglich der Verkehrssicherheit, dass mit ansteigender Geschwindigkeit sich auch 
die Wahrscheinlichkeit erhöht einen Unfall zu erleiden. Des Weiteren steigt mit der Ge-
schwindigkeit auch die Schwere der Unfallfolgen an (TRB, 1998; FINCH U. A., 1994; 
TAYLOR U. A., 2000; SWOV, 2007). Internationale Untersuchungen belegen weiterhin, dass die 
Wahrscheinlichkeit, bei einem Unfall tödlich zu verunglücken, bei einer Aufprallgeschwin-
digkeit von 80 km/h zwanzig Mal höher liegt als bei 30 km/h (SWOV, 2007). Untersuchungen 
unter anderem von TAYLOR U. A. (2000), DETR (2000), NILSSON (2004), ELVIK U. A. (2004) 
und AARTS VAN DER SCHAGEN (2006) zeigen diesen Zusammenhang zwischen Fahrge-
schwindigkeit und Unfallgeschehen eindeutig. Aus den Ergebnissen dieser Untersuchungen 
ergeben sich folgende Schlussfolgerungen hinsichtlich der Geschwindigkeit auf einbahnigen 
Außerortsstraßen: 
• Bereits bei kleinen Änderungen der mittleren Geschwindigkeit können signifikante 
Änderungen im Unfallgeschehen erwartet werden. 
• Schwere Unfälle werden deutlich stärker von Geschwindigkeitsänderungen beein-
flusst als Unfälle mit Sachschaden oder Leichtverletzen. 
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• Die Reduktion exzessiver Geschwindigkeiten bringt die größten Vorteile hinsichtlich 
der Verbesserung der Verkehrssicherheit. 
• „Raser“ sind überproportional häufig an Unfällen beteiligt. 
• Fahrzeugführer, die schneller als andere fahren bzw. die zulässige Höchstgeschwin-
digkeit auch nur wenig überschreiten, stellen ein hohes Risiko für sich selbst und 
andere Verkehrsteilnehmer dar. 
• Hohe Geschwindigkeiten sind mit häufigeren Unfällen und einer höheren Unfall-
schwere verbunden. 
• Je höher die Aufprallgeschwindigkeit ist, desto schwerer sind die Unfallfolgen.  
Diesen Schlussfolgerungen aus den Untersuchungen liegen unterschiedliche Randbe-
dingungen bezüglich der Verkehrsstärke, der Elemente der Linienführung und der zulässigen 
Höchstgeschwindigkeit zu Grunde. Es wird jedoch der generelle Zusammenhang bestätigt, 
dass auf Landstraßen mit einer zunehmenden Geschwindigkeit die Unfallwahrscheinlichkeit 
und die Unfallschwere ansteigen. 
Aufbauend auf empirischen Untersuchungen in Schweden entwickelte NILSSON (2004) ein 
Modell zur Berechnung der Unfallanzahl von Unfällen unterschiedlicher Verletzungsschwere 
in Abhängigkeit der Änderung der mittleren Geschwindigkeiten und der damit einhergehen-
den Änderung der kinetischen Energie („POWER-Modell“). Es basiert auf dem Ansatz einer 
Exponentialfunktion und wurde von ELVIK U. A. (2004) überprüft und bestätigt. In den Unter-
suchungen von NILSSON (2004) und ELVIK U. A. (2004) können jedoch nur generelle Ab-
schätzungen zum sich einstellenden Unfallgeschehen durchgeführt werden, eine Aussage 
zur Entwicklung einzelner Unfalltypen ist nicht möglich. 
  
Bild 2.2-4:  Zusammenhang zwischen Geschwindigkeitsänderung und Verunglückten (ETSC, 2009) 
Der Zusammenhang zwischen der Änderung der Geschwindigkeit und der Änderung der 
Anzahl der verletzten oder getöteten Personen ist in Bild 2.2-4 dargestellt. Es zeigt sich, 
dass der Anstieg der Unfallschwere deutlich stärker ist als der Anstieg der Geschwindigkeit. 
Auch in SWOV (2007) wird dieser Zusammenhang festgestellt. Die von NILSSON (2004) 
entwickelte Beziehung zwischen der Fahrgeschwindigkeit und dem Unfallgeschehen wird mit 
Hilfe von sechs Gleichungen beschrieben, mit denen die Unfall- und die Verunglückten-
anzahl in Abhängigkeit von der Schwere der Verletzung berechnet werden kann. Der Ex-
ponent wird in Abhängigkeit von der Schwere der betrachteten Unfälle gewählt. Bezogen auf 
die Unfälle mit Getöteten lautet die Gleichung wie folgt: 
 










(Konfidenzintervall: 95%; 2,4 - 4,8) 
Gleichung 2.2-1: angepasstes Exponentialmodell nach ELVIK U. A. (2004) 
Das Modell beachtet für die Prognose nur die Unfälle und die Geschwindigkeiten, Parameter 
der Infrastruktur bleiben darin unberücksichtigt. Wie in Abschnitt 2.2.1 dargestellt, hat gerade 
die Linienführung der Straße einen wesentlichen Einfluss auf die Geschwindigkeitswahl. Aus 
diesem Grund eignet sich das Modell nicht für den Vergleich unterschiedlicher Strecken. 
MEEWES (1993) untersuchte die Wirkung einzelner ortsfester Geschwindigkeitsüberwa-
chungsanlagen auf die Geschwindigkeit und das Unfallgeschehen der freien Strecke und an 
Knotenpunkten. In den Untersuchungsabschnitten der freien Strecke mit einer zulässigen 
Höchstgeschwindigkeit von 100 km/h wurden Geschwindigkeitsrückgänge bis zu 15 km/h 
ermittelt. Gleichzeitig gingen die von Fahrunfällen dominierten Unfallkosten um 75 % zurück.  
TAYLOR U. A. (2002) untersuchten mehr als 170 einbahnige Außerortsstraßenabschnitte in 
England auf eine Beziehung zwischen der Fahrgeschwindigkeit und dem Unfallgeschehen. 
Um die unterschiedliche Streckencharakteristik zu beachten, wurden die Abschnitte in 
Klassen eingeteilt. Im Ergebnis der Auswertung wurde festgestellt, dass ein 10 %-iger 
Anstieg der mittleren Reisegeschwindigkeiten ein Anstieg der Unfälle mit Personenschaden 
von 26 % verursachte. Gleichzeitig stiegen die Unfälle mit schwerem Personenschaden um 
30 % an. Da in dieser Untersuchung die Reisegeschwindigkeiten als Grundlage dienten, 
muss bei der Ergebnisinterpretation beachtet werden, dass einzelne Geschwindigkeiten um 
ein vielfaches höher waren als die mittlere Reisegeschwindigkeit. 
ANDERSSON / LARSSON (2005) untersuchten Streckenabschnitte von einbahnig zweistreifigen 
Außerortsstraßen mit einer zulässigen Höchstgeschwindigkeit von 90 km/h in Schweden. 
Infolge einer streckenweiten Geschwindigkeitsüberwachung wurden Geschwindigkeitsreduk-
tionen von 5 bis 8 km/h festgestellt. Im gleichen Zeitraum sank die Anzahl der getöteten 
Personen um bis zu 50 %, die der Schwerverletzten ging um 25 % zurück. Mit der Reduktion 
der Fahrgeschwindigkeiten konnte eine signifikante Änderung des Unfallgeschehens hin-
sichtlich einer Verbesserung der Verkehrssicherheit nachgewiesen werden. 
WEBER / HEGEWALD (2007) untersuchten auf der Grundlage von Unfalldaten aus der GIDAS-
Datenbank (German In-Depth Accident Study) den Zusammenhang unterschiedlicher 
Ausgangsgeschwindigkeiten vor einem Unfall und der Unfallschwere auf einbahnig zwei-
streifigen Außerortsstraßen. Die Ausgangsgeschwindigkeit wurde durch eine Unfallrekon-
struktion ermittelt, so dass für diese Untersuchung diejenigen Geschwindigkeiten vorlagen, 
die jeweils zum Unfall geführt haben. Abgeleitet aus den Fahrunfällen von Pkw zeigte sich 
eine deutliche Abhängigkeit der Unfallschwere von der Ausgangsgeschwindigkeit. Danach 
war auf den gewählten Untersuchungsstrecken die Unfallschwere bei einer Geschwindigkeit 
von über 100 km/h fast um das Vierfache höher als bei Geschwindigkeiten von unter 
60 km/h.  
Alle bisherigen Untersuchungen bestätigen die Zunahme der Unfallwahrscheinlichkeit und 
vor allem die der Unfallschwere mit höher werdenden Fahrgeschwindigkeiten auf einbahnig 
zweistreifigen Außerortsstraßen. Besonders der Situation (Linienführung, Witterung) nicht 
angepasste Geschwindigkeiten führen schnell zur Überschreitung der Informationsaufnahme 
und Informationsverarbeitungsfähigkeit des Fahrers. In der Folge können Fahrfehler oder 
erhöhte Anforderungen aufgrund von Defiziten in der Linienführung der Straße nur noch 
schwer korrigiert werden und die Unfallwahrscheinlichkeit steigt an.  
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2.2.3 Einfluss von Überholvorgängen auf das Unfallgeschehen 
Ein freier Verkehrsfluss ermöglicht eine Ortsveränderung ohne Behinderungen und Zeit-
verlust. Mit zunehmender Verkehrsstärke, vor allem infolge eines ansteigenden Schwer-
verkehrs, nehmen die Geschwindigkeitsunterschiede zwischen den Fahrzeugen kontinuier-
lich zu. Um die individuelle Wunschgeschwindigkeit beizubehalten oder die der Verbindungs-
funktion der Straße zugrunde gelegte Reisegeschwindigkeit zu erreichen, müssen Über-
holungen langsamerer Fahrzeuge durchgeführt werden (LEUTZBACH / BRANNOLTE, 1989). 
Nach NETZER (1966) liegt dann eine Überholung vor, „wenn ein Verkehrsteilnehmer einen auf 
der gleichen Spur und in der gleichen Richtung sich bewegenden langsameren Verkehrs-
teilnehmer einholt, bei Erreichen des Ausbiegeabstandes durch einen S-Bogen eine seitliche 
Versetzung ausführt, am zu Überholenden auf der links von der ursprünglichen Spur befind-
lichen Parallelspur vorbeifährt und nach einem zweiten S-Bogen wieder auf die ursprüngliche 
Spur zurückkehrt“. Diese Definition beschreibt den Überholvorgang an sich, sie liefert aber, 
wie NETZER (1966) weiter ausführt, keine vollständige Übertragbarkeit auf differenzierte Arten 
oder Typen von Überholungen. Zudem ist es nicht zwangsläufig so, dass ein Überholvor-
gang aus einer einzigen Überholung besteht, sondern er kann den nachfolgend aufgeführten 
Überholtypen zugeordnet werden (NETZER, 1966; STEIERWALD U. A., 1986):  
• Typ 1: Einfachüberholung  
ein Fahrzeug überholt ein vorausfahrendes Fahrzeug, 
• Typ 2: aktive Mehrfachüberholung  
ein Fahrzeug überholt mehrere Fahrzeuge innerhalb einer Zeitlücke, 
• Typ 3: passive Mehrfachüberholung  
mehrere Fahrzeuge überholen ein Fahrzeug in der gleichen Zeitlücke, 
• Typ 4: Doppelüberholung  
ein oder mehrere Fahrzeuge überholen ein oder mehrere Fahrzeuge. 
Nach DURTH / HABERMEHL (1986) und STEIERWALD U. A. (1986) wird zusätzlich nach der 
Geschwindigkeit und dem Beschleunigungsvermögen des Fahrzeuges in Überholarten 
unterschieden. 
• Fliegende Überholung  
Zwei Fahrzeuge fahren mit unterschiedlichen Geschwindigkeiten und behalten ihre 
Geschwindigkeit sowohl im Annäherungs- als auch im Überholvorgang konstant. 
• Beschleunigte Überholung 
Der zu Überholende und der Überholer fahren mit konstanter Geschwindigkeit bis 
eine geeignete Zeitlücke im Gegenverkehr auftaucht. Der Überholer beschleunigt und 
führt den Überholvorgang durch, während der Überholte seine Fahrt mit konstanter 
Geschwindigkeit fortsetzt. 
Anders als bei zweibahnigen oder einbahnig vierstreifigen Straßen sieht dieses Modell der 
Überholung bei einbahnig zweistreifigen Außerortstraßen die Nutzung des Gegenfahr-
streifens als den Standardfall vor (Bild 2.2-5). Daher hat die Sichtweite (Überholsichtweite) 
und die Verkehrsstärke in der Gegenrichtung einen erheblichen Einfluss auf die Anzahl der 
Überholvorgänge (KAYSER / STRUIF, 1996).  
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Bild 2.2-5:  Modell der Überholsichtweite (geänderte Abbildung aus DURTH / HABERMEHL 1986) 
Die Überholsichtweite setzt sich zusammen aus dem Weg des Überholenden und dem Weg 
des entgegenkommenden Fahrzeuges während der Dauer des Überholvorganges, inklusive 
eines Sicherheitsabstandes dieser beiden Fahrzeuge (WEISE U. A., 1997). Wenn aufgrund 
fehlender Sichtweiten oder nicht ausreichend großer Zeitlücken im Gegenverkehr keine 
Überholungen durchgeführt werden können und die Wunschgeschwindigkeit dadurch nicht 
gehalten werden kann, kommt es zum Überholdruck. LEUTZBACH / BRANNOLTE (1989) 
definieren den Überholdruck als die Differenz zwischen gewünschten und tatsächlichen 
Überholungen.  
Kann der Überholdruck auf einer Straße aufgrund ungenügender Überholmöglichkeiten nicht 
abgebaut werden, kommt es neben dem weiteren Ansteigen des Überholdruckes zur Pulk-
bildung von Fahrzeugen. In den Begriffsbestimmungen der Forschungsgesellschaft für 
Straßen- und Verkehrswesen ist ein Pulk definiert als „Fahrzeuge einer Fahrzeugreihe, von 
denen jedes außer dem ersten in seinem Geschwindigkeitsverhalten durch mindestens ein 
vorausfahrendes Fahrzeug beeinflusst wird“ (FGSV, 2000). Bei einer einbahnig zweistreifi-
gen Außerortsstraße setzt ab einer Richtungsverkehrsstärke von 100 Kfz/h die Pulkbildung 
ein, bei 250 Kfz/h fahren bereits 20 %, ab 1.000 Kfz/h ca. 57 % der Fahrzeuge im Pulk 
(FROST U. A., 1989; KAYSER / STRUIF, 1993). Dieses zieht nicht nur Einschränkungen hin-
sichtlich der Qualität des Verkehrsablaufs nach sich. Mit zunehmendem Überholdruck 
werden immer kleinere Zeitlücken im Gegenverkehr oder geringere Sichtweiten zum Über-
holen akzeptiert, was sich negativ auf die Verkehrssicherheit auswirkt.  
DURTH / HABERMEHL (1986) bezeichnen einen Überholvorgang auf einer einbahnig zweistrei-
figen Außerortsstraße generell als ein „schwieriges und riskantes Fahrmanöver“. Im Ab-
schätzen von Geschwindigkeiten und Entfernungen entgegenkommender Fahrzeuge werden 
die größten Probleme gesehen, so dass diesen Schwierigkeiten die häufigsten Unfallur-
sachen zugeschrieben werden (Bild 2.2-2 und Bild 2.2-3). Kleine Sichtweiten sind weniger 
problematisch, da ein Überholvorgang aufgrund des objektiv zu großen Unfallrisikos vom 
Fahrer ausgeschlossen wird. Bei Sichtweiten von mehr als 500 m wird es zunehmend 
schwerer, die notwenige Wegstrecke und Geschwindigkeitsdifferenz zu entgegenkom-
menden Fahrzeugen korrekt einzuschätzen (KAYSER / STRUIF, 1993). Daher ist der Bereich 
zwischen halber und voller Überholsichtweite besonders kritisch (WEISE U. A., 1997). Vor 
allem hohe Kollisionsgeschwindigkeiten im Falle eines Unfalls tragen dazu bei, dass Über-
holunfälle mit einer sehr hohen Unfallschwere belastet sind (DURTH / HABERMEHL, 1986). 
Bisherige Untersuchungen zum Unfallgeschehen und zur Verkehrssicherheit einbahniger 
Querschnitte bestätigen, dass einbahnig zweistreifige Außerortsstraßen eine hohe Unfall-
schwere und hohe Unfallkostenraten aufweisen (z. B. MAIER / MEEWES, 1984; 
HOBAN / MORRALL, 1986; FROST U. A., 1989; BRANNOLTE U. A., 1992; PALM / SCHMIDT, 1999; 
VIETEN / DOHMEN, 2010). Als einer der Hauptgründe werden Überholsituationen durch die 
Nutzung des Gegenverkehrsstreifens gesehen. PALM / SCHMIDT (1999) stellen zudem fest, 
dass auf diesen Straßen der Anteil der Überholunfälle mit zunehmender Fahrstreifenbreite 
immer weiter ansteigt. Begründet wird das damit, dass breite Fahrstreifen in der Regel auf 
höher belasteten Straßen zur Anwendung kommen und mehr zum Überholen verleiten als 
schmale Fahrbahnbreiten. Durch die höhere Verkehrsstärke nehmen die Überholanteile zu 
und mit diesen auch die Überholunfälle, deren Unfallschwere weit über denen der übrigen 
Unfalltypen liegt (PALM / SCHMIDT, 1999). Besonders auf einbahnig zweistreifigen Quer-
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schnitten mit überbreiten Fahrstreifen wurde ein hohes Unfallgeschehen schwerer Unfälle 
festgestellt. Die eingesetzten Fahrstreifenbreiten suggerierten ein gefahrloses Überholen im 
eigenen Fahrstreifen. Die Unfallzahlen und die Unfallschwere lagen jedoch höher als auf den 
Standardquerschnitten (BRANNOLTE U. A., 1992). 
2.3 Möglichkeiten zur Beeinflussung der Verkehrssicherheit auf 
einbahnigen Außerortsstraßen 
2.3.1 Beeinflussung des Geschwindigkeitsverhaltens zur Verbesserung der 
Verkehrssicherheit 
Die Fahrgeschwindigkeiten in einem Streckenabschnitt ergeben sich als Konsequenz der 
baulichen, betrieblichen und verkehrlichen Merkmale der Straße und aus der persönlichen 
Einstellung des Fahrers. Fehlt die Abstimmung zwischen den Merkmalen, kommt der Fahr-
zeugführer schnell in Situationen, auf die er nicht mehr rechtzeitig und angemessen reagie-
ren kann. Diese Stellen im Straßennetz sind auffällig, weil hier besonders viele Unfälle 
geschehen. Nicht angepasste Geschwindigkeit war im Jahr 2010 in Deutschland noch vor 
Vorfahrtsfehlern an Knotenpunkten die häufigste Unfallursache bei den Unfällen mit Per-
sonenschaden (DESTATIS, 2011) Eine Anpassung des Landstraßennetzes an neueste 
Richtlinienvorgaben kann nur über einen längeren Zeitraum realisiert werden. Jedoch sind 
kurzfristige Maßnahmen denkbar, die der Vermeidung weiterer Unfälle auf unfallauffälligen 
Abschnitten dienen. Die Bandbreite reicht dabei von informativen bis hin zu ahnenden 
Systemen. Diese lassen sich nach DRIEL, VAN U. A. (2009) unterteilen in: 
• Straßenseitige Methoden 
o Beschilderung der Geschwindigkeit 
o Information der Momentangeschwindigkeit 
o Messung der Durchschnittsgeschwindigkeit (Section Control) 
o Messung der Momentangeschwindigkeit (mobil / stationär) 
 Mobil und sichtbar 
 Mobil und versteckt 
und 
• Fahrzeugseitige Methoden 
o Geschwindigkeitsbegrenzer in Bussen und Lkw  
o ISA (Intelligent Speed Assistance) 
Nicht alle vorgestellten Systeme eigenen sich für die Anwendung auf Landstraßen gleicher-
maßen. Sie hängen ab von verschiedenen Randbedingungen.  
Die Beschilderung einer niedrigeren zulässigen Höchstgeschwindigkeit (Zeichen 274 StVO) 
ist nur dann möglich, „wenn Unfalluntersuchungen ergeben haben, dass häufig geschwindig-
keitsbedingte Unfälle aufgetreten sind [..] oder wenn aufgrund unangemessener Geschwin-
digkeiten häufig gefährliche Verkehrssituationen festgestellt werden“ (VWV-STVO, 2009). 
Voraussetzung dafür ist aber, dass die Mehrheit der Fahrzeugführer die zulässige Höchstge-
schwindigkeit einhält. Häufig liegen die Fahrgeschwindigkeiten weit oberhalb der örtlich 
zulässigen Höchstgeschwindigkeit, so dass Maßnahmen zur Durchsetzung der zulässigen 
Höchstgeschwindigkeit einen entscheidenden Beitrag zu weniger und weniger schweren 
Unfällen leisten können (ELVIK U. A., 2004). Die Beschilderung einer geringeren zulässigen 
Höchstgeschwindigkeit wäre in diesem Fall nicht geeignet, weil der Befolgungsgrad durch 
diese Maßnahme nicht zunehmen wird. 
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SCHLAG U. A. (2011) untersuchten die Wirkungen dynamischer Geschwindigkeitsrückmelde-
anlagen. Bei den Untersuchungen kamen sowohl Geschwindigkeitsanzeiger als auch Dialog-
Displays zur Anwendung. Geschwindigkeitsanzeiger geben dem Fahrzeugführer seine 
Momentangeschwindigkeit am Messquerschnitt zurück. Diese wird rot angezeigt, wenn die 
zulässige Höchstgeschwindigkeit überschritten wird, andernfalls erscheint der Geschwindig-
keitswert in grün. Auch Dialog-Displays verwenden unterschiedliche Farben in Abhängigkeit 
der Geschwindigkeit, jedoch wird nicht die Geschwindigkeit, sondern eine Verhaltensauf-
forderung („Langsam“ oder „Danke“) angezeigt. Der Einsatz der Dialog-Displays zeigte eine 
Reduktion der mittleren Geschwindigkeit von bis zu 3 km/h, die Wirkung von Geschwindig-
keitsanzeigen war geringer. Der Versuch begrenzte sich auf Innerortsstraßen mit einer 
zulässigen Geschwindigkeit von 30 km/h in der Nähe von Kindertageseinrichtungen. Die 
Übertragbarkeit auf Landstraßen wird aufgrund fehlender sozialer Kontrolle aus dem Umfeld 
eher als gering eingeschätzt (DILLING U. A., 1997). 
Eine Möglichkeit, die zulässige Höchstgeschwindigkeit durchzusetzen, stellt die Section 
Control dar. Erfolgreich wurde diese Art der Überwachung im Kaisermühlentunnel (2.300 m 
Länge) im Zuge der Autobahn A 22 in Österreich eingesetzt (OSRAEL / ROBATSCH, 2008). 
Durch die Überwachung gingen die Geschwindigkeiten im Mittel um 18 km/h zurück. Die 
Geschwindigkeitsüberschreitungen lagen nur noch bei 0,5 %. In Deutschland ist dieses 
Verfahren aus Gründen des Datenschutzes schwierig. Der Verkehrsgerichtstag hat sich 
2009 für einen Pilotversuch entschieden, jedoch ist dieser bisher noch nicht angelaufen. Der 
Einsatz dieses Systems ist für Landstraßen jedoch ungeeignet. Eine solche Art der Ge-
schwindigkeitsüberwachung ist mit sehr hohen Kosten zur Bereitstellung der Infrastruktur 
und des Betriebes verbunden. Bedenkt man zusätzlich die Kosten für die Reparatur von 
Sachbeschädigungen, die an stationären Geschwindigkeitsüberwachungsanlagen jährlich 
anfallen, würden diese bei Section Control Anlagen deutlich höher liegen. Problematisch ist 
auch der geringe Knotenpunktabstand auf Landstraßen. Für eine lückenlose Überwachung 
müsste eine Vielzahl an Überwachungskameras an jedem Knotenpunkt installiert werden. 
Daher eignet sich diese Art der Kontrolle eher für Autobahnen oder längere Tunnelstrecken.  
Eine ortsfeste Geschwindigkeitsüberwachung (OGÜ) oder eine mobile Geschwindigkeits-
überwachung (MGÜ) ermöglicht die Durchsetzung der zulässigen Höchstgeschwindigkeit an 
einem definierten Querschnitt im Straßennetz. Ortsfeste Geschwindigkeitsüberwachungsan-
lagen arbeiten voll automatisch und sind besonders an Standorten geeignet, an denen die 
vorhandenen Verkehrsstärken eine manuelle Kontrolle der Geschwindigkeiten uneffektiv 
erscheinen lassen oder die Überwachung jeder Zeit für notwendig erachtet wird (ERSO, 
2008). 
MEEWES (1993) untersuchte in Deutschland die Auswirkungen von mobiler und ortsfester 
Geschwindigkeitsüberwachung auf das Unfallgeschehen. Es kamen jeweils einzeln stehende 
Überwachungsanlagen zum Einsatz. Die kontrollierten zulässigen Höchstgeschwindigkeiten 
lagen bei 50 km/h und 100 km/h. Nach dem Beginn der Kontrollen gingen die Geschwindig-
keiten und die Überschreitungen der zulässigen Höchstgeschwindigkeit deutlich zurück. 
Wurde jedoch erkannt, dass die Geschwindigkeit nicht überwacht wird, stiegen die Ge-
schwindigkeiten in kurzer Zeit wieder auf das ursprüngliche Niveau an. Die Untersuchung 
zeigte, dass mit dem Rückgang der Geschwindigkeiten sowohl die Unfälle als auch die 
Unfallschwere rückläufig war. Bis 500 m vor und hinter einer einzeln stehenden Über-
wachungsanlage zeigte sich ein deutlicher Rückgang der Unfallkosten im Vergleich zu weiter 
entfernten Abschnitten. 
GAINS U. A. (2005) untersuchten mehr als 4.100 Überwachungsquerschnitte (innerorts/ 
außerorts) mit unterschiedlichen zulässigen Höchstgeschwindigkeiten in Großbritannien. 
Dabei konnte ein Rückgang der Schwerverletzten und Getöteten um 62 % im Bereich der 
Überwachungsanlagen festgestellt werden. Unfälle mit Personenschaden wurden um 33 % 
reduziert. Der Rückgang der Unfallanzahl und der Getöteten lag weit über dem nationalen 
Trend der Unfallentwicklung. Auch war der Einfluss ortsfester Kamerastandorte auf das 
Unfallgeschehen positiver als an Standorten mit mobiler Überwachung. Zudem war die 
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Akzeptanz der Geschwindigkeitsüberwachung mit über 80 % sehr hoch. Zugeschrieben wird 
das der intensiven und transparenten Öffentlichkeitsarbeit und Aufklärungskampagnen zum 
Thema Geschwindigkeit und Unfallgeschehen. Das Maßnahmenprogramm umfasste jedoch 
auch eine Änderung der Legislative. Alle Einnahmen, die durch die Überwachung erzielt 
wurden, flossen ausschließlich in Verkehrssicherheitsmaßnahmen zurück. Somit wurde die 
Akzeptanz der Anlagen deutlich erhöht.  
CHRISTIE U. A. (2003) untersuchten die Auswirkung mobiler Geschwindigkeitsüberwachung 
auf das Unfallgeschehen in Wales (Großbritannien). Die Kontrollen wurden an Strecken 
unterschiedlicher zulässiger Höchstgeschwindigkeiten durchgeführt (30 mph (76 Standorte); 
40-50 mph (5 Standorte); 60-70 mph (20 Standorte)). Die Anzahl der Verunglückten konnte 
bis zu 50 % verringert werden. Bis zu einer Entfernung von 500 m um den Überwachungs-
standort konnte auch in dieser Untersuchung ein Einfluss auf das Geschwindigkeitsverhalten 
und das Unfallgeschehen festgestellt werden. 
GOLDENBELD / VAN SCHAGEN (2005) untersuchten die Wirkung von mobiler Geschwindig-
keitsüberwachung auf das Unfallgeschehen in den Niederlanden. Alle Untersuchungsstre-
cken wiesen ein hohes Unfallgeschehen auf. Die zulässige Höchstgeschwindigkeit betrug 
80 km/h. Über einen Zeitraum von vier Jahren wurden Geschwindigkeitskontrollen entlang 
den Untersuchungsabschnitten durchgeführt. Die Geschwindigkeiten verringerten sich in der 
Zeit um 4 km/h und die Unfälle mit Personenschaden gingen um 21 % zurück. 
ANDERSSON / LARSSON (2005) untersuchten die linienhafte Wirkung von ortsfesten Ge-
schwindigkeitsüberwachungsanlagen an 30 Streckenabschnitten. Dabei kamen 225 Über-
wachungsanlagen zum Einsatz, die eine Streckenlänge von 550 km Straße beeinflussten. 
Der mittlere Abstand zwischen den Anlagen betrug 4,5 km und die zulässige Höchstge-
schwindigkeit 90 km/h. Durch den Einsatz der Kameraüberwachung sanken die Geschwin-
digkeiten an den Standorten um 8 km/h, in den dazwischenliegenden Abschnitten um 5 km/h 
ab. Die Zahl der getöteten Personen wurde um 50 % reduziert, die der Schwerverletzten 
ging um 25 % zurück. Eine signifikante Änderung des Unfallgeschehens hinsichtlich einer 
Verbesserung der Verkehrssicherheit wurde erzielt. 
Das Problem einer automatischen ortsfesten Geschwindigkeitsüberwachung ist die Akzep-
tanz solcher Anlagen. Der Bußgeldbescheid geht zeitversetzt zum Verstoß ein. Meist können 
sich die Fahrzeugführer dann nicht mehr an den Verstoß erinnern (PFEIFFER U. A., 2002). Bei 
einer mobilen Kontrolle, bei der direkt nach dem Verstoß geahndet wird, besteht die Mög-
lichkeit einer Erklärung der Notwendigkeit der Überwachung (Unfallschwerpunkt, Kinder-
garten, Schule, etc.). Dagegen ist es bei einer ortsfesten Überwachung nicht möglich, den 
Betroffenen zeitnah zu belehren und damit einen Erziehungseffekt zu erzielen 
(PFEIFFER U. A., 2002). Vor allem dann, wenn ortsfeste Überwachungsanlagen nicht ange-
kündigt oder von vornherein nicht gut sichtbar für den Autofahrer platziert sind, werden 
ortsfeste Geschwindigkeitsüberwachungsanlagen nicht als Maßnahme zur Erhöhung der 
Verkehrssicherheit sondern als eine Einnahmequelle der Kommunen wahrgenommen 
(PFEIFFER U. A., 2002). Eine hohe Akzeptanz einer solchen Maßnahme kann demnach nur 
durch eine intensive Öffentlichkeitsarbeit und ein transparentes Überwachungsverfahren 
erreicht werden (GAINS U. A., 2005). 
In den vergangenen 20 Jahren wurde national und international eine Vielzahl von Unter-
suchungen zur Geschwindigkeitsüberwachung (ortsfest/ mobil) durchgeführt. Alle Unter-
suchungen bestätigen einen Sicherheitsgewinn, wenn die zulässige Höchstgeschwindigkeit 
durchgesetzt wird. Daher ist diese kurzfristig umsetzbare Maßnahme ein geeignetes Instru-
ment zur Erhöhung der Verkehrssicherheit auf Landstraßen, bei denen sich infolge einer 
unstetigen Linienführung ein auffälliges Unfallgeschehen eingestellt hat. In Deutschland 
wurden bisher nur einzelne Überwachungsstandorte untersucht. Daher wird in dieser Arbeit 
besonders die Wirkung einer linienhaften Anordnung analysiert. 
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2.3.2 Beeinflussung des Überholverhaltens zur Verbesserung der Verkehrs-
sicherheit 
Die Verkehrssicherheit und die Leistungsfähigkeit liegen auf zweibahnigen Außerortsstraßen 
etwa um den Faktor drei höher als bei einbahnig zweistreifigen Außerortsstraßen 
(HARTKOPF, 1987; BRANNOLTE U. A. 1992). Vorrangig aus Gründen der Wirtschaftlichkeit und 
des Umweltschutzes kommt aber eine generelle Zweibahnigkeit von Landstraßen nicht in 
Frage. Ebenso ist ein generelles Überholverbot auf Landstraßen kein geeignetes Instrument. 
Zwar wird durch die RAS-L (FGSV, 1995) auf mindestens 20 % einer Strecke eine Überhol-
sichtweite gefordert, aber die Wahrscheinlichkeit, einen solchen Abschnitt auch zum Über-
holen nutzen zu können, sinkt mit zunehmender Verkehrsstärke erheblich. In der Ver-
gangenheit wurde daher verstärkt untersucht, mit welchen Möglichkeiten (baulich, betrieb-
lich) die Verkehrssicherheit und die Leistungsfähigkeit von einbahnigen Landstraßen ver-
bessert werden kann.  
KAYSER / STRUIF (1993) untersuchten die Beeinflussung des Überholverhaltens durch 
Hinweisschilder oder Warnlinienmarkierungen. Die Maßnahmen sollten der Erhöhung der 
Leistungsfähigkeit und Sicherheit dienen, indem sie das Überholverhalten positiv durch 
Verlagerung in andere Abschnitte beeinflussen. Diese Art der Beschilderung sollte dem 
Fahrzeugführer über einen vorausliegenden, zum Überholen günstigen Streckenabschnitt 
informieren. Die positiven Erfahrungen, die im Ausland mit dieser Methode erzielt wurden 
(HOBAN / MORRALL, 1986) konnten jedoch auf den Untersuchungsstrecken in Deutschland 
nicht bestätigt werden. Begründet wurde das Ergebnis damit, dass die Fahrzeugführer ihre 
Überholentscheidungen „vor allem in Abhängigkeit von den Straßen- und Verkehrsver-
hältnissen“ (KAYSER / STRUIF, 1993) treffen und weniger durch Beschilderung oder Mar-
kierung.  
BRANNOLTE U. A. (1992) untersuchten Querschnittstypen, die sich in der Breite und in der 
Anzahl der Fahrstreifen von den bis dahin empfohlenen einbahnig zweistreifigen Außerorts-
straßen (b2) unterschieden (Bild 2.3-1). Diese als „Zwischenquerschnitte“ bezeichneten 
Querschnitte sollten eine Möglichkeit darstellen, die Lücke der Verkehrssicherheit und die 
Leistungsfähigkeit zwischen einbahnigen und zweibahnigen Straßen zu schließen 
(HARTKOPF, 1987). 
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Bild 2.3-1:  Auswahl untersuchter Zwischenquerschnitte (Auszug aus BRANNOLTE U. A., 1992) 
Die Untersuchungsergebnisse zeigten, dass im Vergleich zum Standardquerschnitt b2 weder 
mit dem Querschnitt b2ü (überbreite Fahrstreifen) noch mit dem Querschnitt b2s (Seiten-
streifen) eine nennenswerte Verbesserung der Unfallkenngrößen erreicht werden konnte. 
Obwohl beide Querschnitte breitere Fahrstreifen als der b2-Querschnitt bieten, wird die 
Nutzung des Gegenfahrstreifens bei Überholvorgängen nicht vermieden und damit ein 
Hauptgrund für schwere Unfälle nicht beeinflusst. Eine erheblich höhere Verkehrssicherheit 
und Verkehrsqualität konnte bei den b2+1-Querschnitten festgestellt werden. Dieser Quer-
schnittstyp zeichnet sich durch die Anlage eines dritten Fahrstreifens aus, der abschnitts-
weise jeweils nur einer Fahrtrichtung zugeordnet wird. Damit sind Überholvorgänge unab-
hängig von der Verkehrsbelastung der Gegenrichtung möglich, was einen deutlichen Sicher-
heitsvorteil im Vergleich zu anderen einbahnigen Querschnitten bewirkt. Die positiven 
Ergebnisse führten dazu, dass der Querschnitt als Regelquerschnitt RQ 15,5 in die RAS-Q 
(FGSV, 1996) übernommen wurde. In nachfolgenden Untersuchungen (z. B. 
BRANNOLTE U. A., 2004; FRIEDRICH U. A., 2005; BASELAU, 2006 und IRZIK, 2009) konnten 
weitere Erkenntnisse bezüglich eines verbesserten Verkehrsablaufs auf 2+1 Strecken im 
Vergleich zum herkömmlichen b2-Querschnitt erarbeitet werden. 
MAIER / MEEWES (1984) untersuchten die Vor- und Nachteile hinsichtlich der Verkehrssicher-
heit, des Verkehrsablaufs und der Fahrerakzeptanz durch die Ummarkierung eines b2ü-
Querschnittes in einen b2+1-Querschnitt. Das Ergebnis bestätigte einen deutlich höheren 
Sicherheitsgrad im NACHHER-Zeitraum, der vorrangig als eine Folge des Rückganges der 
Überholunfälle gesehen werden kann. Die Unfallkostenrate lag 34 % unter dem VORHER-
Wert und 72 % unter dem Wert für den Bundesdurchschnitt. Negative Auswirkungen auf den 
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Verkehrsablauf konnten nicht festgestellt werden und die Befragung der Fahrzeugführer 
zeigte mit 97 % eine hohe Zustimmung zu dieser Maßnahme.  
WEBER / LÖHE (2003) untersuchten 2+1 Strecken hinsichtlich einer aus Sicht der Verkehrs-
sicherheit günstigen Überholfahrstreifenlänge. Aus diesen Überlegungen heraus sollte die 
Überholfahrstreifenlänge nicht kürzer als 1000 m sein. Sie stellten fest, dass die Unfallbe-
lastung bei kürzerer Überholfahrstreifenlänge ansteigt.  
VIETEN U. A. (2010) betrachteten die Verkehrssicherheit von Landstraßen hinsichtlich ver-
schiedener Bau-, Gestaltungs- und Betriebsformen. Die Untersuchung stützte sich auf eine 
netzweite Analyse der Bundesländer Brandenburg, Bayern, Nordrhein Westfalen und 
Rheinland Pfalz. Die Unfallanalyse zeigte, dass einbahnig dreistreifige Querschnitte mit einer 
Fahrbahnbreite zwischen 10 m und 12,50 m eine 30 % geringere Unfallkostenrate aufweisen 
als einbahnig zweistreifige Querschnitte und somit deutlich verkehrssicherer sind. 
Auch in den skandinavischen Ländern werden 2+1 Querschnitte eingesetzt. In zahlreichen 
langfristig angelegten Forschungsprogrammen konnte auch hier der positive Einfluss dieser 
Querschnittsvariante auf die Verkehrssicherheit nachgewiesen werden (z. B. POTTS / 
HARWOOD, 2003). Aufgrund der Unfallstruktur (hoher Anteil an Frontalkollisionen infolge von 
Fahrunfällen) werden die Fahrtrichtungen in Schweden und Norwegen zusätzlich zur Fahr-
bahnrandmarkierung mit einer Kabelbarriere getrennt. 
Die übliche Überholfahrstreifenlänge in Deutschland liegt zwischen 1 km und 1,4 km. Diese 
Länge ist vergleichbar mit den eingesetzten Längen in Finnland, Norwegen, Schweden und 
Dänemark (POTTS / HARWOOD 2003). Die Erfahrungen mit 2+1 Querschnitten hinsichtlich der 
Geschwindigkeiten zeigen national und international vergleichbare Ergebnisse. Dreistreifige 
Abschnitte mit Überholfahrstreifen weisen eine um bis zu 5 km/h höhere mittlere Geschwin-
digkeit auf als zweistreifige Abschnitte. Die Geschwindigkeiten auf dem Überholfahrstreifen 
liegen deutlich über der zulässigen Höchstgeschwindigkeit. Negative Auswirkungen auf die 
Verkehrssicherheit konnten bisher nicht festgestellt werden (u. a. POTTS / HARWOOD, 2003; 
BRANNOLTE U. A., 2004).  
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2.4 Schlussfolgerungen aus der Literaturanalyse 
Die Literaturanalyse hat gezeigt, dass die Fahrgeschwindigkeit und das Überholverhalten 
den größten Einfluss auf das Unfallgeschehen und die Unfallschwere auf Landstraßen 
ausüben. Deshalb liegt das größte Potenzial für die Verbesserung der Verkehrssicherheit in 
solchen Maßnahmen, deren Wirkungen auf diese beiden Hauptunfallursachen gerichtet sind.  
Die bauliche Anpassung von Streckenabschnitten an die Vorgaben moderner Entwurfs-
regelwerke, die Änderung von Querschnitten, die Schaffung von ausreichend langen Über-
holsichtweiten oder die Umgestaltung von Knotenpunkten sind mögliche Strategien, um die 
Verkehrssicherheit auf Landstraßen mittel- bis langfristig zu verbessern. Vor allem auf 
bereits unfallauffälligen Streckenabschnitten können mit verkehrstechnischen Maßnahmen 
auch kurzfristig Sicherheitsvorteile geschaffen werden.  
Insbesondere zur Verringerung der Fahrunfälle haben sich Maßnahmen zur Durchsetzung 
der zulässigen Höchstgeschwindigkeit bewährt. Deren positiver Einfluss wurde vor allem in 
Rückgängen der Unfallschwere deutlich, die durch die Senkung des Geschwindigkeits-
niveaus erreicht wurden. Mobile Geschwindigkeitskontrollen haben Nachteile bei hohen 
Verkehrsstärken und können zudem nur zeitlich begrenzt durchgeführt werden. Des 
Weiteren wurde nachgewiesen, dass das Geschwindigkeitsniveau wieder ansteigt, wenn 
offensichtlich ist, dass die Geschwindigkeiten nicht überwacht werden (MEEWES, 1993; 
CHRISTIE U. A., 2003). Ortsfeste Geschwindigkeitsüberwachungsanlagen kompensieren 
diese Nachteile der mobilen Überwachung. Weil diese Geräte ohne zeitliche Unterbrechung 
und auch bei hohen Verkehrsstärken wirkungsvoll eingesetzt werden können, konnten mit 
dieser Methode die größten Verbesserungen der Verkehrssicherheit erreicht werden. Bisher 
wurden in Deutschland ortsfeste Anlagen zur Geschwindigkeitsüberwachung nur punktuell 
eingesetzt und deren Wirkung nachgewiesen. Eine streckenweite Anwendung wurde bisher 
nur im Ausland untersucht (ANDERSSON / LARSSON, 2005). Aufgrund dieser Ergebnisse wird 
in der Umsetzung einer solchen Maßnahme in Deutschland das größte Potenzial zur Ver-
besserung der Verkehrssicherheit auf Landstraßen gesehen. 
Neben der Durchsetzung der zulässigen Höchstgeschwindigkeit brachte auch die Neurege-
lung von Überholvorgängen einen deutlichen Sicherheitsvorteil. Durch die Schaffung eines 
dritten Fahrstreifens, der abwechselnd den Fahrtrichtungen zum Überholen freigegeben 
wird, können Überholvorgänge unabhängig von der Verkehrsbelastung der Gegenrichtung 
durchgeführt werden. Damit müssen Abschnitte mit ausreichender Überholsichtweite nicht 
mehr vorgesehen werden. Aufgrund der deutlich höheren Verkehrssicherheit und des 
besseren Verkehrsablaufs im Vergleich zum einbahnig zweistreifigen Standardquerschnitt für 
Landstraßen wurde auf der Basis der Projektgruppe Zwischenquerschnitte (BRAN-
NOLTE U. A., 1992) mit dem Allgemeinen Rundschreiben Straßenbau (ARS) 32/93 die Quer-
schnitts- und Betriebsform 2+1 eingeführt. Trotz der Vorteile dieser Querschnittsform stehen 
die Einsatzbedingungen und die mit dem Ausbau verbundenen Kosten aber einer breiteren 
Anwendung entgegen. Einem generellen Überholverbot auf Landstraßen zur Vermeidung 
von schweren Überholunfällen steht die Forderung einer ausreichenden Qualität des Ver-
kehrsablaufs entgegen. Aus diesem Grund sind Zwischenlösungen, bestehend aus Ab-
schnitten mit gesicherten Überholmöglichkeiten und Überholverbot, im Sinne der Verkehrs-
sicherheit, des Verkehrsablaufs, der Wirtschaftlichkeit und der Umweltverträglichkeit eine 
geeignete Alternative. Des Weiteren wäre für diese Zwischenlösungen zu prüfen, ob die 
Vorteile von Überholfahrstreifen auch bei kürzeren Längen vorhanden sind und inwieweit 
sich die Länge der Überholabschnitte auf den Verkehrsablauf auswirkt. 
 
 




Der folgende Abschnitt beschreibt die Festlegungen der AOSI-Projektgruppe (LIPPOLD U. A., 
2011), die den Rahmen der Arbeit vorgeben. Einen Einfluss auf diese Festlegungen hatte 
der Bearbeiter nicht, so dass die Datengrundlage der Arbeit durch die Vorgaben der AOSI-
Projektgruppe bestimmt wurde. Der Eigenanteil beginnt mit der Aufbereitung aller Rohdaten. 
Dem schließen sich die eigenen Untersuchungen und Analysen der aufbereiteten Daten und 
deren Interpretation an. Die Arbeit ermöglicht damit die Ableitung von Empfehlungen zur 
kurz- und mittelfristigen Verbesserung der Verkehrssicherheit auf einbahnig zweistreifigen 
Landstraßen und für die Aktualisierung des Entwurfsregelwerkes.  
3.2 Untersuchungsstrecken 
Im Rahmen des Großversuches AOSI wurden die Straßenbauverwaltungen der Länder 
gebeten, mögliche Untersuchungsstrecken zu melden. Die Basis dafür bildete ein Anforde-
rungskatalog der AOSI-Projektgruppe. Die Anforderungen wurden wie in Tabelle 3.2-1 
angegeben definiert.  
Kriterium Anforderung 
Straßenklasse Bundesstraße 
Streckenlänge 5 km – 15 km 
Verkehrsbelastung/24h (DTV) 2.000 Kfz/24h – 15.000 Kfz/24h 
Unfalldichte ≥ 2 U(SP)/(3 a · km) 
Tabelle 3.2-1:  Anforderungen an Untersuchungsstrecken 
Aus den ursprünglich 130 Strecken aus elf Bundesländern standen am Ende des Auswahl-
prozesses zehn Untersuchungsstrecken mit einer Gesamtlänge von ca. 140 km, verteilt auf 
die Länder Brandenburg, Thüringen und Sachsen, für die Untersuchung zur Verfügung ( 
Bild 3.2-1 und Tabelle 3.2-2). Fünf der Strecken wurden für die Untersuchung der Wirkung 
von linienhaft, ortsfester Geschwindigkeitsüberwachung (OGÜ) ausgewählt, auf den anderen 
fünf Strecken wurden dreistreifige Überholabschnitte (ÜFS) in Kombination mit 
Überholverboten (ÜV) in den zweistreifigen Abschnitten eingerichtet. Der 
Schwerverkehrsanteil auf den Strecken mit Überholfahrstreifen lag zwischen 7,5 % und 
24 %.  
 
 




Bild 3.2-1:  Lage der Untersuchungsstrecken 
 





















B5 Nauen – Abzweig Haage 16,1 - 12 7.195 10,3 8.425 9,2 - 
B158 Tiefensee – Bad Freienwalde 14,0 - 12 8.045 4,4 9.013 4,2 - 
B97 Spremberg – Groß Oßnig 8,5 5 - 11.099 10,3 10.294 8,0 29/18 
B101 Wiederau – Herzberg 7,5 4 - 4.968 17,5 4.326 16,6 32/32 
L48 
Vorwerk 
Bohsdorf –  
AS Roggosen 
8,2 4 - 5.722 8,3 6.305 7,5 21/24 
Sachsen 











8,3 - 4 8.365 13,5 8.197 16,0 - 
B247 Gotha – Bad Langensalza 14,0 - 10 7.631 15,8 7.330 15,1 - 
B249 Landesgrenze – Mühlhausen  11,6 - 6 8.353 10,0 8.126 12,0 - 
*…ohne Ortsdurchfahrten und Vor- und Nachlaufstrecken 
Tabelle 3.2-2:  Untersuchungsstrecken 
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3.3 Datenerfassung 
3.3.1 Messzeiträume und Messverfahren 
Die Datenerfassung auf den Untersuchungsstrecken erfolgte durch eine VORHER- 
NACHHER-Messung. Je nach Untersuchungsansatz legte die AOSI-Projektgruppe die 
jeweiligen Messverfahren fest.  
Die Tabelle 3.3-1 gibt einen Überblick über die Häufigkeit und die Verfahren der Daten-
erhebungen. Bei den NACHHER-Messungen wurde ein Eingewöhnungszeitraum berück-
sichtigt.  






1x VORHER / 2x NACHHER 
1x VORHER / 2x NACHHER 
1x NACHHER 
einzelne, wiederholt angeordnete Über-





1x VORHER / 1x NACHHER 
1x NACHHER 
Tabelle 3.3-1:  Messverfahren und Messzeiträume 
Querschnittsmessungen wurden stets eine Woche lang von Montag bis Freitag an allen 
Messquerschnitten einer Untersuchungsstrecke durchgeführt. Die Nachfolgefahrten erfolgten 
ebenfalls von Montag bis Freitag, aber nur bei Tageslicht.  
Alle Messungen wurden nur bei trockener Fahrbahn durchgeführt, um witterungsbedingte 
Einflüsse auf das Fahrverhalten auszuschließen. Auf den Untersuchungsstrecken mit 
ÜFS/ ÜV wurden durch die AOSI-Projektgruppe keine Nachfolgefahrten geplant, so dass bei 
der Auswertung keine gesicherten Aussagen zur Reisezeit getroffen werden können. 
Verkehrsteilnehmerbefragungen wurden direkt an den Untersuchungsstrecken in Einzelinter-
views durchgeführt.  
3.3.2 Querschnittsmessungen 
Die lokalen Geschwindigkeiten wurden auf allen Untersuchungsstrecken mit Doppelindukti-
onsschleifen erhoben (Bild 3.3-1). Im Vorfeld zeigten Vergleichsmessungen mit Radar-
geräten und Plattendetektoren, dass die Messung mit Doppelinduktionsschleifen die geeig-
netste Erfassungsmethode für die Untersuchung darstellt (GDV 1999). Zur Sicherstellung des 
nötigen Datenumfanges und der Datenqualität wurden die Messungen von einer durch die 
Bundesanstalt für Straßenwesen (BASt) beauftragten Firma durchgeführt. Für alle Mess-
querschnitte wurden bei jeder einzelnen Überfahrt die nachfolgenden Parameter automatisch 
und fahrstreifengenau erfasst: 
• Datum und Uhrzeit der Überfahrt, 
• Fahrzeugart (8+1) (BASt, 2002), 
• Lokale Geschwindigkeit und 
• Fahrzeuglänge. 
 
26  Ausgangslage 
 
 
Bild 3.3-1:  Messquerschnitt mit Doppelinduktionsschleife (Schleifenlage hervorgehoben!) 
Durch das Erhebungsverfahren standen für die Strecken mit OGÜ ca. 3,1 Mio. Messdaten-
sätze und auf den Strecken mit ÜFS/ ÜV ca. 1,9 Mio. Messdatensätze zur Verfügung. Das 
Messverfahren und die Messdauer garantieren eine große Datenbasis mit einer Stichprobe, 
welche die Grundgesamtheit auf den Untersuchungsstrecken vollständig statistisch ab-
sichert.  
3.3.3 Nachfolgefahrten 
Mit Hilfe von Nachfolgefahrten (Verfolgungsfahrten) kann das Fahrverhalten lückenlos auf 
einer Strecke ermittelt und anhand von Geschwindigkeitsprofilen grafisch dargestellt werden. 
Ziel der Messungen war die Untersuchung des Fahrverhaltens bei einer linienhaft, ortsfesten 
Geschwindigkeitsüberwachung. Die Erfassung des Fahrverhaltens auf den Untersuchungs-
strecken beschränkte sich auf unbehindert fahrende Pkw. Dieses Fahrzeugkollektiv wird 
nicht durch andere Verkehrsteilnehmer in der Wahl der Fahrgeschwindigkeit beeinflusst und 
gibt damit das reale Fahrverhalten bei gegebener Streckengeometrie wieder.  
Eine repräsentative Stichprobe hängt von der Verkehrsstärke der Untersuchungsstrecke ab. 
Aus diesem Grund wurden 50 bis 60 Nachfolgefahrten pro Untersuchungsstrecke und 
Richtung in jeder Messperiode (VORHER/ NACHHER/ NACHHER 2) durchgeführt. Damit 
standen insgesamt 1.193 vollständige Einzelprofile von unbehindert fahrenden Pkw als 
Datengrundlage zur Verfügung. 
3.3.4 Unfalldaten 
Die Daten zum Unfallgeschehen wurden von den zuständigen Polizeidirektionen zur Ver-
fügung gestellt. Dafür erfolgte die Übersendung der einzelnen Verkehrsunfallanzeigen der 
Unfälle auf den Untersuchungsabschnitten, die anschließend in die elektronische Unfall-
typensteckkarte (EUSKa) eingetragen wurden. Diese Unfalldaten wurden vollständig für die 
vorliegende Arbeit verwendet (vgl. Abschnitte 5.1 und 6.1). 
3.3.5 Befragungsdaten 
Für die Erhebung der Fahrerakzeptanz wurden Verkehrsteilnehmerbefragungen direkt an 
den Untersuchungsabschnitten durchgeführt. Befragungen zur Akzeptanz linienhaft, orts-
fester Geschwindigkeitsüberwachungsanlagen fanden an folgenden Streckenabschnitten 
statt: 
• B 5:  Befragung der Verkehrsteilnehmer vor dem Ortseingang Nauen, 
• B 247: Befragung der Verkehrsteilnehmer in Bad Langensalza 
• B 249: Befragung der Verkehrsteilnehmer in Eigenrieden. 
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Für die Befragungen zur Akzeptanz der gesicherten Überholmöglichkeiten in Kombination 
mit Überholverboten in den zweistreifigen Zwischenbereichen wurden folgende Streckenab-
schnitte ausgewählt: 
• B 87: Befragung der Verkehrsteilnehmer aus Richtung Torgau, 
• B 97: Befragung der Verkehrsteilnehmer aus Richtung Spremberg und 
• L 48: Befragung der Verkehrsteilnehmer aus Richtung Vorwerk Bohsdorf. 
Die Verkehrsteilnehmer wurden anhand eines Fragebogens zu folgenden Fragenkomplexen 
befragt: 




• subjektive Sicherheit und 
• Streckenwahrnehmung. 
Im Allgemeinen wurden geschlossene Fragen mit vorgegebenen Antwortmöglichkeiten 
verwendet, um eindeutige Aussagen von den Befragten zu erhalten (Anhang 5). Diese 
Befragungsdaten wurden vollständig für die vorliegende Arbeit verwendet. 
3.4 Messanordnung 
3.4.1 Strecken mit ortsfester Geschwindigkeitsüberwachung (OGÜ) 
Bei der Anordnung der Messquerschnitte auf den Untersuchungsstrecken mit OGÜ wurden 
die Ergebnisse früherer Untersuchungen berücksichtigt (z. B. MEEWES, 1993). Sowohl die 
Linienführung und die Knotenpunktlage als auch die Lage der Ortschaften entlang der 
Untersuchungsstrecken wurden in die Standortwahl einbezogen. Ein einzelner Überwa-
chungsquerschnitt kam zur Anwendung, wenn der Abstand zwischen zwei Ortslagen 
geringer als 2,5 km war (Bild 3.4-1). Der Querschnitt wurde in diesem Fall auf halber Strecke 
errichtet, um eine Beschleunigung der Fahrzeugführer auf eine exzessiv hohe Geschwindig-
keit zu unterbinden. 
 
Bild 3.4-1:  Lage des Messquerschnittes auf kurzen Abschnitten (Lippold u. a., 2011) 
Bei größeren Abständen und einer linienhaften Anordnung der OGÜ-Anlagen wurden 
zusätzlich Messquerschnitte ohne OGÜ vorgesehen, um stützpunktartig Aussagen zur 
Geschwindigkeitsänderung an überwachten und nicht überwachten Messquerschnitten 
treffen zu können (Bild 3.4-2). 
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Bild 3.4-2:  Lage der Messquerschnitte auf längeren Abschnitten (LIPPOLD U. A., 2011) 
Je nach Streckencharakteristik oder Örtlichkeit wurden entweder beide oder nur eine Fahrt-
richtung überwacht. Vor Knotenpunkten erfolgte die Überwachung der Geschwindigkeiten 
jeweils vor dem Knotenpunkt aus jeder Richtung (Bild 3.4-3). Es wurden nur diejenigen 
Knotenpunkte im Zuge der Untersuchungsstrecken mit OGÜ-Anlagen ausgestattet, die im 
Auswahlzeitraum Auffälligkeiten im Unfallgeschehen aufwiesen. Die Überwachung von nur 
einer Fahrtrichtung erfolgte auch vor Singularitäten in der Linienführung. Dazu zählten z. B. 
geringe Kurvenradien nach langen Geraden oder andere unstetige Elementfolgen, die in der 
Unfallanalyse auffällig geworden waren (Bild 3.4-4). Insgesamt kamen 44 
Überwachungsanlagen auf den Untersuchungsstrecken zum Einsatz. Der mittlere Abstand 
der OGÜ-Anlagen betrug 2,3 km. Maximal standen zwei Überwachungskameras je Untersu-
chungsstrecke zu Verfügung. Die Überwachungskameras in den Kameragehäusen wurden 
zufällig und in verschiedenen zeitlichen Abständen umgesetzt. Für den Verkehrsteilnehmer 
war es nicht möglich zu erkennen, ob ein Kameragehäuse mit einer Überwachungskamera 
bestückt war oder nicht. 
 
Bild 3.4-3:  OGÜ vor Knotenpunkt (ZEB, 2008) 
 
Bild 3.4-4:  OGÜ vor Lageplankurve (ZEB, 2008) 
3.4.2 Strecken mit Überholfahrstreifen und Überholverbot (ÜFS/ÜV) 
Die Anlage von dreistreifigen Abschnitten dient dem Angebot gegenverkehrsunabhängiger 
Überholmöglichkeiten. In dieser Untersuchung wurden diese aufgrund des Unfallgeschehens 
und in Abhängigkeit topografischer Zwangspunkte angelegt. Zweistreifige Abschnitte wurden 
mit Überholverbot belegt, so dass eine Überholung unter Nutzung des Gegenverkehrs-
streifens verkehrsrechtlich nicht mehr möglich war. 
Insgesamt wurden für die Untersuchung 19 dreistreifige Abschnitte neu hergestellt. In der 
Regel wurden diese Abschnitte mit drei Messquerschnitten versehen, so dass acht Doppel-
induktionsschleifen zum Einsatz kamen (Bild 3.4-5). Bei angrenzenden Überholabschnitten 
mit kritischem Wechsel wurde die Messanordnung gemäß Bild 3.4-6 ausgeführt. Die 
tatsächliche Anzahl und die Lage der Messstellen auf jeder einzelnen Untersuchungsstrecke 
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Zur Information der Fahrzeugführer wurde jeweils am Beginn und am Ende jedes Unter-
suchungsabschnittes die örtliche Beschilderung mit dem Hinweis über den überwachten 
Abschnitt ergänzt. Diese hinweisende Beschilderung wurde i.d.R. nach Knotenpunkten und 
Einmündungen entlang der überwachten Strecke wiederholt. Die Überwachung der zulässi-
gen Höchstgeschwindigkeit laut § 3 Abs. 3 Nr. 2b, StVO (100 km/h) wurde in Deutschland 
bisher selten durchgeführt. Häufig erfolgt die Geschwindigkeitsüberwachung auf Außerorts-
straßen in Bereichen einer geringeren zulässigen Höchstgeschwindigkeit (z. B. an Knoten-
punkten mit Vzul = 70 km/h). Zur Information der Fahrzeugführer und zur Vorbeugung von 
plötzlichen Bremsvorgängen aufgrund von Unsicherheiten über die zulässige Höchstge-
schwindigkeit wurde auch die Beschilderung der zulässigen Höchstgeschwindigkeit von 
100 km/h nach Knotenpunkten und Einmündungen wiederholt. 
 
Bild 3.5-2:  Hinweisende Beschilderung „Radar-
kontrolle“ mit Längenangabe 
 
Bild 3.5-3:  Hinweisende Beschilderung „Ge-
schwindigkeitsüberwachung“ 
3.5.2 Strecken mit Überholfahrstreifen und Überholverbot (ÜFS/ÜV) 
Um den ursprünglich zweistreifigen Querschnitt auf abschnittsweise drei Fahrstreifen zu 
erweitern, waren bauliche Maßnahmen erforderlich. Die Untersuchungsstrecken wurden in 
der Gestaltung der Querschnitte nicht exakt nach den Empfehlungen im derzeit gültigen 
Regelwerk der RAS-Q (FGSV, 1996) umgesetzt, sondern modifiziert ausgeführt (Bild 3.5-4 
und Bild 3.5-5).  
 
Bild 3.5-4:  Querschnitt des dreistreifigen 
Abschnittes  
 
Bild 3.5-5:  Querschnitt des zweistreifigen 
Abschnittes  
Die Breite der befestigten Fläche des dreistreifigen Querschnittes beträgt 11,50 m bzw. 
12,00 m. Auch die Fahrstreifenbreite der einstreifigen Richtung im dreistreifigen Abschnitt 
variiert zwischen 3,50 m und 3,75 m. Die Breite des Bankettes in der einstreifigen Richtung 
des dreistreifigen Abschnittes wurde auf 2,50 m verbreitert. Damit besteht die Möglichkeit, an 
Pannen- oder Betriebsdienstfahrzeugen in der einstreifigen Richtung des dreistreifigen 
Abschnittes vorbeizufahren, ohne die Fahrstreifenbegrenzungslinie zum verkehrstech-
nischen Mittelstreifen zu überfahren. 
Es wurden Längen für Überholfahrstreifen gewählt, die mit 600 m Länge zum Teil deutlich 
unter der empfohlenen Länge der RAS-Q (FGSV, 1996) liegen. Die längsten Überholfahr-
streifen auf den Untersuchungsstrecken haben eine Länge von 1.300 m. Diese Länge der 
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Überholfahrstreifen ergibt sich aus der real befahrbaren Länge zwischen den Sperrflächen 
am Beginn und am Ende der dreistreifigen Abschnitte. 
Abschnittsweise wurden die dreistreifigen Abschnitte so angeordnet, dass beide Fahrt-
richtungen nacheinander die Möglichkeit zum sicheren Überholen hatten. Die Wechselstellen 
wurden mit einem kritischen Wechsel ausgebildet, wenn die beiden Überholabschnitte der 
konkurrierenden Fahrtrichtungen direkt aufeinander zu verlaufen (Bild 3.5-6).  
 
Bild 3.5-6:  Systemskizze zweier Überholfahrstreifen mit kritischem Wechsel 
In Abschnitten mit einzeln angeordneten Überholfahrstreifen wurden diese mit unkritischen 
oder „teilkritischen“ Wechseln (Bild 3.5-7 und Bild 3.5-8) an den nachfolgenden zweistreifi-
gen Abschnitt angeschlossen. Bei einem unkritischen Wechsel führt der weitere Verlauf des 
Überholfahrstreifens nach der Sperrfläche auf den Fahrstreifen der eigenen Fahrtrichtung. 
Bei einem „teilkritischen“ Wechsel führt der Überholfahrstreifen nach der Sperrfläche auf den 
Fahrstreifen der Gegenrichtung. 
 
Bild 3.5-7:  Systemskizze einzeln angeordneter Überholfahrstreifen mit unkritischem Wechsel 
 
Bild 3.5-8:  Systemskizze einzeln angeordneter Überholfahrstreifen mit „teilkritischem“ Wechsel 
Zur deutlichen Richtungstrennung zwischen der einstreifigen und der zweistreifigen Rich-
tungsfahrbahn im dreistreifigen Abschnitt wurde ein verkehrstechnischer Mittelstreifen mit 
Schräggattermarkierung vorgesehen. Dessen Breite variierte unter den Untersuchungs-
strecken zwischen 0,75 m und 1,00 m. Die Schraffen wurden im Abstand von 6 m wiederholt. 
Die zweistreifigen Querschnitte wurden durchgängig mit einer doppelten Fahrstreifenbegren-
zungslinie ausgestattet. Zum Teil wurden die ursprünglichen Fahrbahnbreiten dieser Ab-
schnitte beibehalten. In diesem Fall erfolgte eine Verschmälerung der Fahrstreifenbreiten 
zugunsten der Markierung einer doppelten Fahrstreifenbegrenzungslinie als Mitteltrennung 
der beiden konkurrierenden Fahrtrichtungen. Die Doppellinie sollte das Überholverbot besser 
verdeutlichen.  
 
Bild 3.5-9:  Dreistreifiger Abschnitt mit ÜFS 
 
Bild 3.5-10:  Zweistreifiger Abschnitt mit ÜV 
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Die Markierung der Fahrstreifenbegrenzungslinien wurde profiliert ausgeführt (h = 3 mm). 
Die haptische Rückmeldung beim Überfahren der Markierung sollte widerrechtlichen Über-
holungen vorbeugen und den Fahrzeugführer zur Befolgung der Vorschriften auffordern. Der 
Einsatz baulicher Hindernisse (Schwellen, Bischofsmützen etc.) zur Durchsetzung des 
Überholverbotes wurde im Vorfeld der Umsetzung diskutiert (DILLING U. A., 1997; 
LIPPOLD U. A., 2003). Aus Gründen der Verkehrssicherheit, insbesondere für die Motorrad-
fahrer, entschied sich die AOSI-Projektgruppe gegen den Einsatz einer baulichen Rich-
tungstrennung. 
Eine weitere Neuerung war der Einsatz deutlich auffälligerer Vorankündigungspfeile (Zei-
chen 297.1, StVO) vor dem Ende der Überholfahrstreifen. Aufgrund der kurzen Überhol-
fahrstreifen (l < 800 m) sollte mit dem modifizierten Vorankündigungspfeil dem Fahrzeugfüh-
rer das nahende Ende des Überholfahrstreifens besonders verdeutlicht werden (Bild 3.5-11).  
 
Bild 3.5-11:  Vergleich Vorankündigungspfeil RMS Teil1 (FGSV, 1993) und AOSI  
 
 
Bild 3.5-12: Vorankündigungspfeil am Ende des 
Überholfahrstreifens 
 
Bild 3.5-13: Vorankündigungspfeil nach RMS Teil 1 
(FGSV, 1993) und AOSI im Vergleich  
Da die zweistreifigen Abschnitte mit einem Überholverbot von bis zu 4,5 km Länge belegt 
wurden, mussten akzeptanzsteigernde Maßnahmen geschaffen werden. Die Verkehrsteil-
nehmer wurden deshalb mit Verkehrslenkungstafeln über die Entfernung bis zur nächsten 
gesicherten Überholmöglichkeit informiert (Bild 3.5-14 und Bild 3.5-15). Diese Information 
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4 Untersuchungsmethodik 
4.1 Analyse des Unfallgeschehens 
Die Maßnahmen dienen in erster Linie der Erhöhung der Verkehrssicherheit. Für eine 
Wirkungsanalyse wurde das Unfallgeschehen auf den Untersuchungsstrecken erhoben. Die 
Analyse der Unfalldaten erfolgte in der vorliegenden Arbeit gemäß den Hinweisen im „Merk-
blatt für die Auswertung von Straßenverkehrsunfällen; Teil 1 – Führen und Auswerten von 
Unfalltypensteckkarten“ (FGSV, 2003).  
Nach FGSV (2003) wird das Unfallgeschehen durch die Anzahl und die Schwere der Ver-
kehrsunfälle beschrieben. Bei dem Vergleich der Wirkungen verschiedener Maßnahmen 
stellt vor allem die Unfallschwere ein wichtiges Unterscheidungsmerkmal dar. Sie wird 
eingeteilt in Unfallkategorien nach der schwersten Unfallfolge.  
schwerste Unfallfolge Unfallkategorie 
Unfall mit Getöteten 1 
Unfall mit Schwerverletzten 2 
Unfall mit Leichtverletzten 3 
Schwerwiegender Unfall mit Sachschaden, Straftatbestand oder Ordnungswid-
rigkeit, mit mindestens einem nicht mehr fahrbereiten Fahrzeug 4 
sonstiger Unfall mit Sachschaden 5 
Schwerwiegender Unfall mit Sachschaden, sonstige Alkoholunfälle 6 
Tabelle 4.1-1:  Unfallkategorien für Straßenverkehrsunfälle (FGSV, 2003) 
Die Unfallkategorien 1-3 werden zusammengefasst in Unfälle mit Personenschaden U(P). 
Eine Teilmenge dieser Unfälle sind die Unfälle, die durch eine hohe Unfallschwere gekenn-
zeichnet sind (Unfallkategorien 1 und 2). Diese beiden Unfallkategorien werden zu Unfällen 
mit schwerem Personenschaden U(SP) zusammengefasst. Die Unfälle der Unfallkategorien 
4 und 6 beschreiben die Unfälle mit schwerwiegendem Sachschaden U(SS). Unfälle der 
Kategorie 5 sind solche mit leichtem Sachschaden U(S). Diese Unfallkategorie wird in der 
vorliegenden Untersuchung nicht betrachtet. 
Neben der Schwere der Unfälle ist auch die Situation von Interesse, die zum Unfall geführt 
hat. Sie wird durch den Unfalltyp ausgedrückt. Der Unfalltyp beschreibt die Konfliktsituation, 
woraus der Unfall entstanden ist. Für die Bestimmung des Unfalltyps ist nur die verkehrs-
technische Konstellation entscheidend und nicht die Unfallursache oder die Art des Unfalls. 
Ansätze zur Verbesserung der Unfallsituation können über den Unfalltyp einfacher und 
besser erkannt werden (FGSV, 2003). 
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Unfalltyp Beschreibung 
1: Fahrunfall (F) 
Der Unfall wurde ausgelöst durch den Verlust der 
Kontrolle über das Fahrzeug, ohne dass andere 
Verkehrsteilnehmer dazu beigetragen haben. 
2: Abbiege-Unfall (AB) 
Der Unfall wurde ausgelöst durch einen Konflikt 
zwischen einem Abbieger und einem aus gleicher 
oder entgegengesetzter Richtung kommenden 
Verkehrsteilnehmer an Kreuzungen, Einmündungen, 
Grundstücks- oder Parkplatzzufahrten. 
3: Einbiegen-/Kreuzen-Unfall (EK) 
Der Unfall wurde ausgelöst durch einen Konflikt 
zwischen einem einbiegenden oder kreuzenden 
Wartepflichtigen und einem vorfahrtberechtigten 
Fahrzeug an Kreuzungen, Einmündungen oder 
Ausfahrten von Grundstücken oder Parkplätzen. 
4: Überschreiten-Unfall (ÜS) 
Der Unfall wurde ausgelöst durch einen Konflikt 
zwischen einem Fahrzeug und einem Fußgänger auf 
der Fahrbahn, sofern dieser nicht in Längsrichtung 
ging und sofern das Fahrzeug nicht abgebogen ist. 
5: Unfall durch ruhenden Verkehr (RV) 
Der Unfall wurde ausgelöst durch einen Konflikt 
zwischen einem Fahrzeug des fließenden Verkehrs 
und einem Fahrzeug, das parkt/hält bzw. Fahrmanö-
ver im Zusammenhang mit dem Parken/Halten 
durchführte. 
6: Unfall im Längsverkehr (LV) 
Der Unfall wurde ausgelöst durch einen Konflikt 
zwischen Verkehrsteilnehmern, die sich in gleicher 
oder entgegengesetzter Richtung bewegten, sofern 
dieser Unfall nicht einem anderen Unfalltyp entspricht. 
7: Sonstiger Unfall (SO) 
Unfall, der sich nicht den Typen 1–6 zuordnen lässt. 
Beispiele: Wenden, Rückwärtsfahren, Parker 
untereinander, Hindernis oder Tier auf der Fahrbahn, 
plötzlicher Fahrzeugschaden. 
Tabelle 4.1-2:  Unfalltypen und deren Beschreibung (FGSV, 2003) 
Eine Aussage über die Folgen nach der eingetretenen Konfliktsituation liefert die Unfallart. 
Die Unfallart beschreibt die Bewegungsrichtungen der beteiligten Fahrzeuge zueinander 
beim ersten Zusammenstoß oder wenn es nicht zum Zusammenstoß gekommen ist, die 
erste mechanische Einwirkung auf einen Verkehrsteilnehmer.  
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Generell wird nach den folgenden Unfallarten unterschieden: 
Unfallart Beschreibung 
1 Zusammenstoß mit einem anderen Fahrzeug, das 
anfährt, anhält oder im ruhenden Verkehr steht 
2 Zusammenstoß mit einem anderen Fahrzeug, das 
vorausfährt oder wartet 
3 Zusammenstoß mit einem anderen Fahrzeug, das 
seitlich in gleicher Richtung fährt 
4 Zusammenstoß mit einem anderen Fahrzeug, das 
entgegenkommt 
5 Zusammenstoß mit einem anderen Fahrzeug, das 
einbiegt oder kreuzt 
6 Zusammenstoß zwischen Fahrzeug und Fußgänger 
7 Aufprall auf ein Hindernis auf der Fahrbahn 
8 Abkommen von der Fahrbahn nach rechts 
9 Abkommen von der Fahrbahn nach links 
0 Unfall anderer Art 
Tabelle 4.1-3:  Unfallarten (FGSV, 2003) 
Bei Frontalkollisionen mit dem Gegenverkehr infolge von Überholvorgängen handelt es sich 
demnach um eine Kombination der Unfälle des Unfalltyps 6 (Unfall im Längsverkehr) mit der 
Unfallart 4 (entgegenkommend).  
Unfallursachen werden direkt am Unfallort vom aufnehmenden Polizeibeamten in die Ver-
kehrsunfallanzeige gemäß einem Unfallursachenverzeichnis eingetragen. Dabei wird in 
Ursachen unterschieden, die dem Unfall zugeordnet werden und in Ursachen, die den 
einzelnen Beteiligten zugeordnet werden können.  
Für die Bewertung der einzelnen Unfälle und der Schwere der Unfallfolgen wird eine einheit-
liche Bezugsgröße benötigt, weshalb alle Unfälle und deren Unfallfolgen monetär aus-
gedrückt werden. Diese Unfallkosten (UK) bezeichnen die volkswirtschaftlichen Kosten, die 
durch Straßenverkehrsunfälle verursacht werden. Mit Hilfe von Unfallkosten ist es möglich, 
den volkswirtschaftlichen Nutzen zu bestimmen, der durch die Vermeidung von Unfällen 
entsteht. Es können damit verschiedene Maßnahmen an der Höhe des volkswirtschaftlichen 
Nutzens verglichen werden. Unfallkosten werden immer mit Bezug auf einen Preisstand 
angegeben. In der vorliegenden Untersuchung wurde der Preisstand aus dem Jahr 2000 
verwendet. 
ܷܭ ൌ ܷ כ ܹܷ 
UK: Unfallkosten [€] 
U: Unfallzahl [-] 
WU: Unfallkostensatz [€/U] 
Gleichung 4.1-1: Berechnung der Unfallkosten 
In Abhängigkeit von der Lage der Straße oder deren Funktion im Straßennetz können 
unterschiedlich schwere Unfallfolgen auftreten. Um diese Unterschiede zu berücksichtigen, 
werden pauschale Unfallkosten mit Hilfe von unfallkategorieabhängigen Unfallkostensätzen 
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(pauschale Unfallkostensätze (WU)) berechnet. Die pauschalen Unfallkostensätze 
(FGSV, 2003 (TABELLE 13)) orientieren sich an der bundesweit durchschnittlichen Ver-
unglücktenstruktur.  
Weicht das Unfallgeschehen der Untersuchungsstrecke in seiner Schwere zu sehr vom 
Bundesdurchschnitt ab, müssen die Unfallkostensätze mit Hilfe der Verunglücktenstruktur 
der Untersuchungsstrecke modifiziert (angepasst) werden (FGSV, 2003). Angepasste 
Unfallkosten (UKa) entstehen auf Basis der Kostensätze für Verunglückte (WV), differenziert 
nach der Schwere der Verletzung (Tabelle 4.1-4) sowie der Kostensätze für Sachschäden 
(WUS), differenziert nach der Unfallkategorie.  
Schwere der Verletzung Kostensatz WV [€/Person] 
GT: Getötet 1.250.000 
SV: Schwerverletzt 85.000 
LV: Leichtverletzt 3.750 
Tabelle 4.1-4:  Kostensätze für Verunglückte; Preisstand 2000 (FGSV, 2003) 
Angepasst werden nur die Bestandteile der Unfallkosten, die sich aus Unfällen mit Per-
sonenschaden U(P) ergeben, Unfälle mit Sachschäden werden nicht angepasst. Voraus-
setzungen für die Anpassung sind die Kenntnis der Anzahl dieser Unfälle, auch unterschie-
den nach den Kategorien U(SP) und U(LV) sowie die Anzahl der Verunglückten (V) je nach 
Verletzungsschwere.  
ܷܭܽ ൌ ܷܭܽሺܲሻ ൅ ܷܭሺܵሻ 
UKa:  angepasste Unfallkosten [€] 
UKa(P):  angepasste Unfallkosten der Unfälle mit Personenschaden [€] 
UK(S): Unfallkosten der Unfälle mit Sachschaden [€] 
Gleichung 4.1-2: Berechnung der angepassten Unfallkosten 
Die Untersuchungsstrecken in dieser Arbeit wurden gezielt aufgrund ihrer hohen Unfall-
schwere für die Untersuchung ausgewählt (vgl. Abschnitt 3.2). Daher ist das Unfallge-
schehen auf den Strecken nicht direkt mit dem Unfallgeschehen im gesamten Bundesdurch-
schnitt vergleichbar. Die Verwendung pauschaler Unfallkosten (WU) würde das Unfallge-
schehen auf den Untersuchungsstrecken nicht realitätsnah abbilden. Die Verwendung von 
pauschalen, nach Unfalltyp und Unfallschwere differenzierten Kostensätzen (WUUT) bildet 
ebenfalls keine geeignete Grundlage. Deren Anwendungsfelder liegen eher beim Vergleich 
von Maßnahmen, bei denen sich das Unfallgeschehen bezüglich der einzelnen Unfalltypen 
voneinander unterscheidet (DOHMEN / VIETEN U. A., 2010). Des Weiteren bildet der pau-
schale Unfallkostensatz des einzelnen Unfalltyps die Unfallschwere auf den vorliegenden 
Untersuchungsstrecken ebenfalls nicht ausreichend ab. Grund dafür ist die hohe Unfall-
schwere auf den Untersuchungsstrecken.  
Um diese Besonderheiten bei der Berechnung der Unfallkenngrößen zu beachten, wurden 
am Unfallgeschehen der Untersuchungsstrecken angepasste Unfallkostensätze (WUa(P)) 
berechnet.  
ܹܷܽሺܲሻ ൌ ሺܸሺܩܶሻ כ ܹܸሺܩܶሻ ൅ ܸሺܸܵሻ כ ܹܸሺܸܵሻ ൅ ܸሺܮܸሻ כ ܹܸሺܮܸሻ ൅ ܷሺܲሻ
כ ܹܷܵሺܲሻሻ/ܷሺܲሻ 
WUa(P):  angepasster Unfallkostensatz der Unfälle mit Personenschaden [€] 
V(GT): Anzahl der Getöteten bei Unfällen mit Personenschaden [-] 
V(SV): Anzahl der Schwerverletzten bei Unfällen mit Personenschaden [-] 
V(LV): Anzahl der Leichtverletzten bei Unfällen mit Personenschaden [-] 
WV(GT): Kostensatz für Getötete [€] 
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WV(SV): Kostensatz für Schwerverletzte [€] 
WV(LV): Kostensatz für Leichtverletzte [€] 
WUS(P): Kostensatz für Sachschäden bei Unfällen mit Personenschaden [€] 
U(P): Anzahl der Unfälle mit Personenschaden [-] 
Gleichung 4.1-3: Berechnung des angepassten Unfallkostensatzes für Unfälle mit Personenschaden 
 
ܷܭܽሺܲሻ ൌ ܷሺܲሻ כ ܹܷܽሺܲሻ 
UKa(P):  angepasste Unfallkosten für Unfälle mit Personenschaden [€] 
WUa(P):  angepasster Unfallkostensatz der Unfälle mit Personenschaden [€] 
U(P): Anzahl der Unfälle mit Personenschaden [-] 
Gleichung 4.1-4: Berechnung angepasste Unfallkosten für Unfälle mit Personenschaden 
Nach FGSV (2003) müssen mindestens 100 Unfälle mit Personenschaden vorliegen, damit 
eine Anpassung der Unfallkostensätze erfolgen darf. Begründet wird dieser Grenzwert damit, 
dass der Unfall an sich und erst recht ein schwerer Unfall ein zufälliges Ereignis darstellt. Bei 
einem kleinen Kollektiv besteht daher die Gefahr einer Unterschätzung der Anzahl der 
schweren Unfälle. Die Unfallstruktur auf den Untersuchungsstrecken zeigte, dass nahezu die 
Hälfte der Unfälle mit einer besonders hohen Unfallschwere behaftet ist. Eine Anpassung der 
Unfallkostensätze auf der Grundlage des Unfallkollektives der Untersuchungsstrecken führt 
demnach nicht zu einer Unterschätzung der schweren Unfälle, obwohl der Grenzwert für die 
Anpassung nicht erreicht ist. Da durch die Maßnahmen ein deutlicher Rückgang der Unfall-
schwere zu verzeichnen war, wurden die Unfallkostensätze für den VORHER- und den 
NACHHER-Zeitraum getrennt angepasst und bezugnehmend darauf die angepassten 
Unfallkosten der Unfälle mit Personenschaden (UKa(P)) berechnet. 
Zur Überprüfung wurden die Unfallkosten der Personenschadenunfälle UK(P) jeweils mit den 
pauschalen Unfallkostensätzen (WU), den nach Unfalltyp differenzierten pauschalen Unfall-
kosten WU(P)UT und den am Untersuchungskollektiv angepassten Unfallkostensätzen 
(WUa(P)) berechnet und gegenübergestellt (Tabelle 4.1-1). 
 
 
Bild 4.1-1:  Vergleich angepasster und pauschaler Unfallkostensätze  
Wie die Auswertung zeigt, liegen die am Untersuchungskollektiv angepassten Unfallkosten 
auf jeder Strecke über denen, die mit bundesdurchschnittlichen Unfallkostensätzen berech-
net worden sind. Vor dem Hintergrund der Auswahlbedingung (vgl. Abschnitt 3.2) der 
Untersuchungsstrecken zeigt sich, dass der am Untersuchungskollektiv angepasste Kosten-
satz das Unfallgeschehen auf den Untersuchungsstrecken realitätsnah abbildet. 
Damit die Untersuchungsstrecken untereinander oder mit anderen Strecken im Straßennetz 
hinsichtlich ihrer Verkehrssicherheit verglichen und bewertet werden können, benötigt man 
eine oder mehrere gemeinsame Bezugsgrößen. In der Literatur übliche Bezugsgrößen sind 
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Demnach bezeichnet man die Anzahl der Unfälle oder der Verunglückten in einem Betrach-
tungszeitraum pro Kilometer Strecke als Unfalldichte (UD). Sie ist ein Maß für die Unfall-
häufigkeit einer bestimmten Strecke während eines betrachteten Zeitraumes. Da der Unfall 
ein zufälliges Ereignis darstellt, wird die Unfalldichte dafür verwendet, unfallauffällige Berei-
che im Straßennetz zu lokalisieren, um geeignete Maßnahmen zur Verbesserung zu erar-
beiten. Unter Einbeziehung der Unfallkosten erhält man die Unfallkostenkostendichte (UKD), 
welche Aussagen hinsichtlich der Schwere der Unfälle auf dem betrachteten Abschnitt 
zulässt.  
Ist die gemeinsame Bezugsgröße die Fahrleistung, spricht man von der Unfallrate (UR). Die 
Unfallrate beschreibt das fahrleistungsbezogene Unfallrisiko auf einer Strecke. Über diese 
Größe sind Strecken mit unterschiedlicher Verkehrsstärke miteinander vergleichbar. Durch 
den Bezug auf die Fahrleistung des betreffenden Abschnittes ist die Unfallrate eine Größe 
zur Beschreibung der Sicherheit des Ausbaustandards eines Abschnittes.  
ܷܴ ൌ
ܷ כ 10଺
365 כ ܦܸܶ כ ݈ כ ݐ
 
UR:   Unfallrate [U/10^6 · Kfz · km] 
U:   Unfallanzahl [€] 
DTV:  durchschnittlich täglicher Verkehr [Kfz/24h] 
l:  Länge des betrachteten Untersuchungsabschnittes [km] 
t:  Betrachtungszeitraum [a] 
Gleichung 4.1-5: Berechnung der Unfallrate 
Die bei einer bestimmten Fahrleistung entstehenden volkswirtschaftlichen Kosten durch 
Unfälle auf einem Abschnitt zeigt die Unfallkostenrate (UKR) an. Durch den Kostenbezug 
sind mit der Unfallkostenrate auch Aussagen zur Schwere der Unfälle möglich. Für die 
Interpretation der Ergebnisse ist daher weniger die Unfalldichte, sondern vielmehr die 
Unfallkostenrate interessant, weil hierbei das fahrleistungsbezogene Risiko nach Umsetzung 
der Maßnahmen bewertet werden kann.  
ܷܭܴ ൌ
ܷܭ כ 1000
365 כ ܦܸܶ כ ݈ כ ݐ
 
UKR: Unfallkostenrate [€/1000 Kfz · km] 
UK:   Unfallkosten [€] 
DTV:  durchschnittlich täglicher Verkehr [Kfz/24h] 
l:  Länge des betrachteten Untersuchungsabschnittes [km] 
t:  Betrachtungszeitraum [a] 
Gleichung 4.1-6: Berechnung der Unfallkostenrate 
Zur größenmäßigen Einordnung dient dabei ein Vergleich mit der Grundunfallkostenrate 
(gUKR). Diese beschreibt die Höhe der Unfallkosten, die auf einem Abschnitt ermittelt 
werden, der gemäß den neuesten Richtlinien gebaut worden ist. Einem solchen Abschnitt 
wird kein Defizit in der Gestaltung angerechnet, welches zum Unfallgeschehen negativ 
beiträgt (FGSV, 2003a). Das sich in einem richtliniengerecht ausgebauten Abschnitt trotz-
dem Unfälle ereignen, liegt an Ursachen, die durch die Gestaltung der Verkehrsanlage nicht 
verhindert werden können (Müdigkeit, Fahren unter Alkoholeinfluss, etc.).  
Die Wirkung einer Maßnahme kann nicht allein durch einen Vergleich der Unfallanzahlen 
zweier Zeiträume ermittelt werden. Der Grund dafür ist, dass das Unfallgeschehen von vielen 
weiteren Faktoren (fahrzeugseitige Verbesserungen, gesetzliche Festlegungen, etc.) be-
einflusst wird. Um diesen allgemeinen Trend in der Unfallentwicklung bei der Berechnung 
der Maßnahmenwirkung zu eliminieren, wird in dieser Arbeit ein VORHER-NACHHER-
Vergleich mit Kontrollgruppe angewendet (FGSV, 1991). Bei diesem Verfahren wird das 
Unfallgeschehen der Untersuchungsstrecke mit dem Unfallgeschehen einer Kontrollgruppe 
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verglichen (Tabelle 4.1-5), um die alleinige Wirkung der durchgeführten Maßnahme auf das 




Untersuchungsstrecke n11 n12 
Kontrollgruppe n21 n22 
Tabelle 4.1-5:  Vier-Felder-Tafel nach FGSV (1991) 
Die Kontrollgruppe muss so gewählt werden, dass eine Beeinflussung durch die zu unter-
suchende Maßnahme vernachlässigt werden kann. Des Weiteren sollte aus statistischen 
Gründen die kumulierte Unfallanzahl der Kontrollgruppe deutlich über der der Untersu-
chungsstrecke liegen (BARK / BAIER U. A., 2008). Um dieser Bedingung nachzukommen, 
wurden als Kontrollgruppe alle Unfälle auf Bundesstraßen außerhalb von Ortschaften 
desjenigen Bundeslandes ausgewählt, in dem sich die Untersuchungsstrecke befindet.  
Das Ergebnis dieses Tests beschreibt den maßnahmenbedingten Rückgang der Unfälle auf 
den Untersuchungsstrecken im VORHER-Zeitraum, der auf die durchgeführte Maßnahme 
(OGÜ bzw. ÜFS/ÜV) zurückgeführt werden kann (Bild 4.1-2). Demnach setzten sich die 
Unfallkosten im NACHHER-Zeitraum zusammen aus einem Anteil, der auf die allgemeine 
Unfallentwicklung zurückgeführt werden kann und demjenigen Anteil, der mit hoher Wahr-
scheinlichkeit der durchgeführten Maßnahme zuzuschreiben ist.  
 
Bild 4.1-2:  Beispiel für die Änderung von Unfallkosten 
Die Maßnahmenwirkung wird durch den Maßnahmenfaktor m beschrieben. Je nach Unfall-
entwicklung kann der Maßnahmenfaktor unterschiedlich große Werte annehmen. Für den 
Fall, dass keine maßnahmenbedingte Änderung des Unfallgeschehens gegenüber dem 
VORHER-Zeitraum zu erwarten ist, beträgt der Maßnahmenfaktor m = 1. Bei Werten m < 1 
liegt die Maßnahmenwirkung 1 - m unter dem zu erwartendem Wert, so dass bei m = 0,5 die 
Unfallanzahl 50 % unter dem zu erwartenden Wert liegen würde. Bei m > 1 würde die 
maßnahmenbedingte Unfallanzahl dementsprechend über dem Erwartungswert liegen.  
Da es sich bei diesem Verfahren um eine Schätzung handelt, wird durch Angabe eines 
Konfidenzintervalls die Höhe der statistischen Sicherheit angegeben. Ergeben sich Konfi-
denzintervalle gleich oder größer als 1,0 (abzulesen an der Ordinate), so hat die Wirksam-
keitsschätzung der Maßnahme eher einen tendenziellen Charakter und ist nicht als statis-
tisch sicher anzusehen (Bild 4.1-3). Für die vorliegende Untersuchung wurde die statistische 
Sicherheit 95 % gewählt. 
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Bild 4.1-3:  Beispiel der Darstellung der Maßnahmenwirkung und des Konfidenzintervalls 
4.2 Analyse der Querschnittsmessdaten 
Aus den Messdaten der Doppelinduktionsschleifen wurden die für die Untersuchung maßge-
benden Fahrzeugarten bestimmt und diese in Fahrzeugklassen zusammengefasst (Tabelle 
4.2-1). Fahrzeuge mit einem zulässigen Gesamtgewicht von mehr als 3,5 Tonnen bilden die 
Fahrzeugklasse der Nutzfahrzeuge (Nfz). Für diese Fahrzeugklasse gilt auf Außerortsstra-
ßen eine niedrigere zulässige Höchstgeschwindigkeit als für Fahrzeuge mit einem geringe-
ren zulässigen Gesamtgewicht. Die zweite Fahrzeugklasse in dieser Untersuchung besteht 
aus der Fahrzeugart der Personenkraftwagen (Pkw). Die übrigen Fahrzeugarten gingen nicht 
in die Auswertung ein. 
Fahrzeugart Erläuterung Fahrzeugklasse 
Pkw Pkw vom Kleinwagen bis zur Großraumlimousine einschließ-lich der Offroad-Fahrzeuge Personenkraftwagen (Pkw) 
Lkw Lkw > 3,5 t zul. Gesamtgewicht 
Nutzfahrzeuge (Nfz) 
Lkw A Lkw > 3,5 t zul. Gesamtgewicht mit Anhänger 
Sattel-Kfz alle Sattelkraftfahrzeuge 
Bus Fahrzeuge mit mehr als 9 Sitzplätzen zur Personenbeförde-rung; auch mit Anhänger 
nk Kfz alle Kfz, bei denen die Fahrzeugart nicht bestimmbar war oder die keiner der anderen Klassen angehören 
nicht betrachtete Klassen Krad 
Motorräder, auch mit Beiwagen, jedoch keine Fahrräder, 
keine Mofas 
Pkw A Kfz bis 3,5 t zul. Gesamtgewicht mit Anhänger (auch Lieferwagen) 
Lfw Lieferwagen ≤ 3,5 t zul. Gesamtgewicht 
Tabelle 4.2-1:  Einteilung der Fahrzeuge in Fahrzeugart nach TLS (BASt, 2002) und Fahrzeugklasse 
Für Einzelauswertungen des Fahrverhaltens und des Verkehrsablaufs wurde das Fahrzeug-
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erfolgte durch Zeitlücken. Besonders für die Untersuchungen zur Wirkung von ortsfesten 
Geschwindigkeitsüberwachungsanlagen war eine Einteilung in unbehindert fahrende Fahr-
zeuge notwendig, weil diese Fahrzeuge nur durch die streckencharakteristischen Entwurfs-
parameter des Straßenabschnittes und durch die zulässige Höchstgeschwindigkeit be-
einflusst werden. Die Wirkungen der OGÜ-Anlagen können durch die Analyse der Ge-
schwindigkeiten dieses Fahrzeugkollektivs am besten bewertet werden. Die Abgrenzung 
wurde durch eine Nettozeitlücke zum vorausfahrenden Fahrzeug von t ≥ 7 s und zum 
nachfolgenden Fahrzeug von t ≥ 4 s erreicht (vgl. ROOS, 1989; BUCK, 1992; EBERSBACH, 
2006). 
Im Gegensatz zu den unbehindert fahrenden Fahrzeugen wurden für die Untersuchung des 
Verkehrsablaufs auf den Untersuchungsstrecken mit gesicherten Überholmöglichkeiten auch 
im Pulk fahrende Fahrzeuge betrachtet. Ein Pulk benötigt immer einen Pulkführer, bei dem 
man davon ausgeht, dass er mit seiner Wunschgeschwindigkeit die Untersuchungsstrecke 
befährt. Der Pulkführer hat eine Nettozeitlücke zum vorausfahrenden Fahrzeug von t ≥ 7 s. 
Alle weiteren Fahrzeuge folgen dem Pulkführer im zeitlichen Abstand einer Bruttozeitlücke 
von t ≤ 3 s und bilden damit den gesamten Fahrzeugpulk (ROOS, 1989; IRZIK, 2009). Ent-
gegen der Pulkdefinition von ROOS (1989) werden für die Untersuchung auch Fahrzeuge mit 
einer Geschwindigkeit V > 90 km/h als Pulkführer zugelassen, da aufgrund der Linienführung 
der Untersuchungsstrecken und der Motorleistung heutiger Fahrzeuge davon auszugehen 
ist, dass bei einer zulässigen Höchstgeschwindigkeit von 100 km/h viele Fahrzeugführer bei 
90 km/h ihre Wunschgeschwindigkeit noch nicht erreicht haben. Wie in Bild 4.2-1 zu erken-
nen ist, wären bei einer solchen Einschränkung der Pulkdefinition fast 40 % der Fahrzeug-
pulks unberücksichtigt geblieben und damit der Verkehrsablauf nur unzureichend genau 
abgebildet worden. 
 
Bild 4.2-1:  Häufigkeitsverteilung der Fahrzeugpulkgeschwindigkeiten 
Aus den Querschnittsmessungen lagen für jede Messkampagne Messdaten von Montag bis 
Freitag vor. Um einen durchschnittlichen Normalwerktag hinsichtlich der Verkehrsstärke und 
des Fahrverhaltens auf den Untersuchungsstrecken für die Auswertung abzubilden, wurde 
aus den Querschnittsmessdaten der Mittelwert der Messungen von Dienstag bis Donnerstag 
verwendet. Für diese drei Messtage lagen Zähldaten für jeweils 24 Stunden vor und der 
Einfluss von Pendlerverkehren konnte ausgeschlossen werden. 
4.2.1 Geschwindigkeiten 
Zur Beschreibung des Geschwindigkeitsverhaltens werden Quantile verwendet. Diese 
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liegen. Bei dieser Untersuchung kommt das 15 %-, 50 %- und 85 %-Quantil der Geschwin-
digkeiten für die Ergebnisinterpretation zur Anwendung. 
4.2.2 Überschreitungshäufigkeit der zulässigen Höchstgeschwindigkeit 
Die Überschreitungshäufigkeit beschreibt den Anteil der Fahrzeuge, die schneller als die 
örtlich zulässige Höchstgeschwindigkeit fahren. In der vorliegenden Untersuchung erfolgt für 
verschiedene Fahrzeugkollektive eine Zuordnung zu Geschwindigkeitsklassen. Mit einer 
Klassenbreite von 10 km/h werden zur Ermittlung der Überschreitungshäufigkeit die relativen 
Summenhäufigkeiten grafisch dargestellt. 
4.3 Analyse der Messdaten aus den Nachfolgefahrten 
Es lagen Geschwindigkeitsdaten unbehindert fahrender Fahrzeuge vor, die mittels Nach-
folgefahrten erhoben wurden (vgl. Abschnitt 3.3.3). Die Daten weisen einen Punktabstand 
von zwei Metern zwischen zwei benachbarten Geschwindigkeitswerten auf. Dieser Punktab-
stand ermöglichte die Erstellung von Geschwindigkeitsprofilen, die das Fahrverhalten 
entlang der gesamten Untersuchungsstrecken ausreichend genau wiedergeben (vgl. Bild 
4.4-2). Der Vergleich der Geschwindigkeitsprofile der einzelnen Messkampagnen erfolgt 
über das 85 %-Quantil der Geschwindigkeiten.  
Mit Hilfe des Kolmogoroff-Smirnoff-Tests (HARTUNG, 1991; STAHEL, 2008) wurden die 
Geschwindigkeitsdaten der Nachfolgefahrten und die der Querschnittsmessungen auf 
signifikante Unterschiede überprüft. Die statistische Sicherheit wurde mit 95 % gewählt.  
Der VORHER-NACHHER-Vergleich der Geschwindigkeitsprofile diente anschließend der 
Ableitung von Aussagen zur Beeinflussung des Fahrverhaltens durch die ortsfeste Ge-
schwindigkeitsüberwachung. 
4.4 Ermittlung des Einflussbereiches der OGÜ 
4.4.1 Einflussbereich hinsichtlich des Fahrverhaltens 
Aufbauend auf die Literaturrecherche (z. B. MEEWES, 1993) wurde folgende Methodik für 
diese Untersuchung festgelegt:  
Die Datengrundlage der vorliegenden Untersuchung ermöglicht die Ermittlung des Einfluss-
bereiches von OGÜ-Anlagen in einem mehrstufigen Vorgehen. In einem ersten Schritt 
werden aus den Einzelgeschwindigkeitsprofilen der Nachfolgefahrten Geschwindigkeitsver-
teilungen (85 %-Quantil) berechnet. Anschließend erfolgt ein VORHER/NACHHER-Vergleich 
(Bild 4.4-1). Ausgehend von der Station des Überwachungsquerschnittes wird mit einer 
Schrittweite von 100 m vor und nach den OGÜ geprüft, ob sich die Geschwindigkeitsver-
teilungen aus der VORHER- und der NACHHER-Messung an den jeweiligen Stationen 
signifikant voneinander unterscheiden. Solange ein Unterschied besteht, kann man davon 
ausgehen, dass die Wahl der Geschwindigkeit der Einzelfahrer im NACHHER-Zeitraum 
durch die jeweils betrachtete Überwachungsanlage beeinflusst wird. Dieser Vergleich wird 
für einen Bereich von 1.000 m vor und 1.000 m nach jeder OGÜ durchgeführt. Der Einfluss 
der Streckengeometrie kann bei dieser Betrachtung außer Acht gelassen werden, weil sich 
diese zwischen VORHER- und NACHHER-Messung nicht geändert hat. Der Vergleich der 
Geschwindigkeitsverteilungen wird mit Hilfe des Kolmogoroff-Smirnoff-Tests 
(HARTUNG, 1991; STAHEL, 2008) durchgeführt. Als Nullhypothese wird angenommen, dass 
sich die Geschwindigkeiten beider Messzeiträume nicht signifikant voneinander unterschei-
den. Demnach muss die Nullhypothese abgelehnt werden, wenn sich die Geschwindigkeiten 
signifikant unterscheiden. 
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Bild 4.4-1:  Vorgehen zur Ermittlung der Einflussbereiche von OGÜ-Anlagen 
Allein die Bestimmung des Wirkungsbereiches durch den Vergleich beider Geschwindig-
keitsverteilungen (VORHER/NACHHER) reicht nicht aus, um den Wirkungsbereich festzu-
legen. Grund dafür sind die Unterschiede im Fahrverhalten der Einzelfahrer entlang einer 
Untersuchungsstrecke. In Bild 4.4-2 sind diese Unterschiede dargestellt. 
 
Bild 4.4-2:  Geschwindigkeitsprofile von Einzelfahrern am Beispiel der B 5 
Eine berechnete Geschwindigkeit, die das Fahrverhalten eines bestimmten Kollektives (z. B. 
50%-Quantil oder 85 %-Quantil) beschreibt, ist immer einer bestimmten Streuung unter-
legen. Im NACHHER-Zeitraum ist im Bereich der freien Strecke zwischen den Überwa-
chungsanlagen die Streuung der Geschwindigkeiten im Allgemeinen höher als am Überwa-
chungsquerschnitt selbst. Dennoch wird es Fahrzeugführer geben, die eine Fahrgeschwin-
digkeit unterhalb der zulässigen Höchstgeschwindigkeit entlang der gesamten Untersu-
chungsstrecke wählen. Würde nur das 85%-Quantil der Geschwindigkeit des Gesamt-
kollektives betrachtet werden, könnte die Streuung zu einer deutlichen Unter- oder Über-
schätzung des Einflussbereiches führen. Um eine Überschätzung des Einflussbereiches zu 
kompensieren, wird zusätzlich jedes einzelne gemessene Fahrprofil der Nachfolgefahrten 
betrachtet.  
Für die Ermittlung der Verzögerungslänge in Annäherung an einen Überwachungsquer-
schnitt wird für jedes Einzelprofil geprüft, ob vor dem jeweiligen Überwachungsquerschnitt 
eine Verzögerung stattfindet, an welcher Station die Verzögerung beginnt und wie groß der 
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Geschwindigkeitsunterschied von der Station des Verzögerungsbeginns bis hin zum Quer-
schnitt der OGÜ-Anlage ist (Bild 4.4-3). Die Schrittweite der Prüfung beträgt jeweils 10 m. 
 
Bild 4.4-3:  Vorgehen zur Ermittlung des Einflussbereich einer OGÜ 
Primäres Ziel der Geschwindigkeitsüberwachung war die Reduzierung der besonders hohen 
Geschwindigkeitsüberschreitungen auf den Untersuchungsstrecken, da diese häufig die 
Ursache für schwere Unfälle darstellten. Demnach sollten die OGÜ-Anlagen auf die Gruppe 
der Fahrzeugführer die größte Wirkung haben, die die Geschwindigkeit im VORHER-Zeit-
raum deutlich überschritten. Dieses Kollektiv ist maßgebend für die Ableitung einer Wir-
kungslänge. Um die Wirkungen der OGÜ-Anlagen herauszuarbeiten, wurde in der Wir-
kungsanalyse eine Klasseneinteilung vorgenommen in:  
• Fahrzeugführer, die verzögern und deren Geschwindigkeit am Verzögerungsbeginn 
die zulässige Höchstgeschwindigkeit nicht überschreitet (VVerz.-Beginn ≤ Vzul), 
• Fahrzeugführer, die verzögern und deren Überschreitung der zulässigen Höchstge-
schwindigkeit am Verzögerungsbeginn geringer als 10 km/h, aber größer als die zu-
lässige Höchstgeschwindigkeit ist (Vzul < VVerz.-Beginn ≤ Vzul + 10) und 
• Fahrzeugführer, die verzögern und deren Überschreitung der zulässigen Höchstge-
schwindigkeit am Verzögerungsbeginn mehr als 10 km/h beträgt  
(VVerz.-Beginn > Vzul + 10). 
Für die Ermittlung der Beschleunigungslänge im Entfernungsbereich der OGÜ-Anlagen wird 
das gleiche Verfahren zur Längenermittlung verwendet wie für die Verzögerungslänge im 
Annäherungsbereich zum OGÜ-Standort. Ausgehend vom Überwachungsquerschnitt wird 
geprüft, auf welcher Streckenlänge eine Beschleunigung vorliegt und auf welche Geschwin-
digkeit beschleunigt wird. Zur differenzierten Untersuchung des Beschleunigungsverhaltens 
unterschiedlicher Fahrzeugführer wurde die nachfolgende Klasseneinteilung vorgenommen:  
• Fahrzeugführer, die beschleunigen und deren Geschwindigkeit am Beschleunigungs-
ende die zulässige Höchstgeschwindigkeit nicht überschreitet (VBeschl.-Ende ≤ Vzul), 
• Fahrzeugführer, die beschleunigen und deren Überschreitung der zulässigen 
Höchstgeschwindigkeit am Beschleunigungsende geringer als 10 km/h, aber größer 
als die zulässige Höchstgeschwindigkeit ist (Vzul < VBeschl.-Ende ≤ Vzul + 10) und 
• Fahrzeugführer, die beschleunigen und deren Überschreitung der zulässigen 
Höchstgeschwindigkeit am Beschleunigungsende mehr als 10 km/h beträgt (VBeschl.-
Ende > Vzul+10). 
Anders als beim Vergleich der Geschwindigkeitsverteilungen aus dem VORHER- und dem 
NACHHER-Zeitraum ist bei der Auswahl der Überwachungsquerschnitte für die Einzel-
fahrerbetrachtung die Geometrie der Untersuchungsstrecke im Bereich der Überwachungs-
querschnitte zu berücksichtigen. Die Ermittlung einer allgemein gültigen Einflusslänge wird 
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nur erreicht, wenn das Fahrverhalten im Bereich der Geschwindigkeitsüberwachungsanlagen 
nicht zusätzlich durch die Streckencharakteristik beeinflusst wird. Aus diesem Grund werden 
nur Überwachungsquerschnitte mit gleichen Randbedingungen der Streckengestaltung 
betrachtet, bei denen ein Einfluss der Streckengeometrie auf das Geschwindigkeitsverhalten 
des Einzelfahrers ausgeschlossen werden konnte. Als Auswahlbedingung für geeignete 
Überwachungsquerschnitte zur Ermittlung des Verzögerungsverhaltens galt, dass in einem 
Bereich von 650 m vor einer OGÜ kein Lageplanradius unter R = 500 m vorhanden ist. Des 
Weiteren mussten Geschwindigkeitsbeschränkungen, Knotenpunkte und Einmündungen in 
diesem Bereich ausgeschlossen sein. Diese Bedingungen galten auch für den Abschnitt 
nach den Überwachungsanlagen zur Ermittlung der Beschleunigungslänge.  
Der Bereich von 650 m leitet sich aus der Orientierungs- und der Überholsichtweite ab. Ab 
200 m Sichtweite sind Veränderungen im Fahrverhalten nachweisbar (LIPPOLD U. A., 2007), 
625 m beträgt die nötige Überholsichtweite bei einer Geschwindigkeit (85 %-Quantil) von 
100 km/h (FGSV, 1996). Es kann demnach davon ausgegangen werden, dass bei einer 
Sichtweite von 650 m und Entwurfselementen mit Radien größer als 500 m keine Beeinflus-
sung der Streckencharakteristik auf das Fahrverhalten mehr vorliegt. 
Darüber hinaus wurden nur OGÜ-Anlagen in die Untersuchung des Fahrverhaltens einbezo-
gen, an denen die zulässige Höchstgeschwindigkeit 100 km/h oder 80 km/h beträgt. Es sollte 
untersucht werden, wie sich unterschiedliche zulässige Höchstgeschwindigkeiten auf das 
Fahrverhalten im Bereich von Überwachungsquerschnitten auswirken. Die Untersuchungs-
strecke B 5 wurde gesondert untersucht, weil sie durchgängig auf 80 km/h geschwindigkeits-
begrenzt wurde (Alleestraße).  
4.4.2 Einflussbereich hinsichtlich der Verkehrssicherheit 
Zusätzlich zur Ermittlung des Einflussbereiches von ortsfesten Geschwindigkeitsüberwa-
chungsanlagen auf das Fahr- und Geschwindigkeitsverhalten wird deren Einflussbereich auf 
das Unfallgeschehen betrachtet. Das Unfallgeschehen wird hierfür mit den Standorten der 
OGÜ auf den Untersuchungsstrecken überlagert.  
Das Unfallgeschehen an Knotenpunkten unterscheidet sich deutlich von dem auf freier 
Strecke. Geringere Geschwindigkeiten und Fahrbeziehungen wie Abbiegen, Einbiegen und 
Kreuzen führen zu anderen Unfallhergängen sind mit denen auf der freien Strecken nicht 
vergleichbar. Deshalb werden OGÜ-Anlagen an Knotenpunkten nicht betrachtet.  
Bis zu einer Länge von 1.000 m im Annäherungs- und Entfernungsbereich jeder OGÜ-
Anlage (freie Strecke) wird in 50 m Abständen das Unfallgeschehen untersucht (vgl. Bild 
4.4-4). Ziel ist es zu überprüfen, ob ein Zusammenhang zwischen der Unfallkostenrate und 
dem Abstand zum überwachten Querschnitt besteht. MEEWES (1993) konnte für Einzel-
anlagen an Kontenpunkten über diese Beziehung einen Wirkungsbereich ableiten. Daher gilt 
es zu prüfen, ob ein Wirkungsbereich auch für linienhaft angeordnete Geschwindigkeits-
überwachungsanlagen auf der freien Strecke ermittelt werden kann.  
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Bild 4.4-4:  Methodik zur Ermittlung des Einflussbereiches der OGÜ auf das Unfallgeschehen 
Aus der Überlagerung der Ergebnisse des Fahr- und des Geschwindigkeitsverhaltens und 
denen des Unfallgeschehens sollen Aussagen zu einem geeigneten Abstand linienhaft 
angeordneter ortsfester Geschwindigkeitsüberwachungsanlagen aus Verkehrssicherheits-
sicht abgeleitet werden. 
Unfälle 
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5 Ergebnisse - Linienhaft ortsfeste Geschwindigkeitsüberwa-
chung (OGÜ) 
5.1 Unfallgeschehen 
Den Untersuchungen zum Unfallgeschehen liegen Unfalldaten aus drei Jahren vor und nach 
der Inbetriebnahme der Geschwindigkeitsüberwachungsanlagen zugrunde. Während im 
VORHER-Zeitraum 349 Unfälle der Unfallkategorie 1-4 analysiert wurden, betrug die Daten-
grundlage im NACHHER-Zeitraum 207 Unfälle auf allen fünf Untersuchungsstrecken.  
Ursprünglich wurden die Untersuchungsstrecken aufgrund ihrer hohen Unfallanzahl und 
Unfallschwere im Vergleich zu anderen Strecken für die Untersuchung ausgewählt (vgl. 
Abschnitt 3.2). Dieses Auswahlkriterium schlägt sich auch in den Unfallzahlen zu Beginn des 
Untersuchungszeitraumes nieder, obwohl die Unfalluntersuchung an den Untersuchungs-
strecken mit ortsfester Geschwindigkeitsüberwachung erst vier Jahre nach der Strecken-
auswahl begann (Bild 5.1-1; DILLING U. A., 1997).  
 
Bild 5.1-1:  Unfallanzahl U(P,SS) auf den OGÜ-Strecken 
Die Anzahl der Unfälle in Abhängigkeit von der Verletzungsschwere war im VORHER-
Zeitraum von Strecke zu Strecke unterschiedlich. Ausschlaggebend dafür waren Unter-
schiede in der Linienführung der Untersuchungsstrecken und in der sich daraus eingestellten 
Unfallstruktur (Bild 5.1-4).  
Im Zeitraum mit Überwachung der zulässigen Höchstgeschwindigkeiten konnte auf allen 
Strecken eine Reduktion der Unfallanzahl erreicht werden. Nicht jede Untersuchungsstrecke 
war für die umgesetzte Maßnahme gleichermaßen gut geeignet, so dass die Höhe des 
Rückganges je nach Untersuchungsstrecke unterschiedlich ausfiel. Gemessen an der 
absoluten Anzahl der Unfälle mit schwerem Personenschaden wurden Rückgänge bis zu 
47 % (B 249) festgestellt. In den übrigen Unfallkategorien konnten ebenfalls Rückgänge 
verzeichnet werden. Deren Höhe hing jedoch stark vom Unfallgeschehen im VORHER-
Zeitraum und von der sich durch die Streckencharakteristik einstellenden Unfallstruktur ab.  
Auf der B 4 in Thüringen fällt die Wirkung der Maßnahme bezüglich der Unfallanzahl im 
Vergleich zu den übrigen Untersuchungsstrecken gering aus. Die Ursache dafür liegt in der 
Art der Umsetzung der AOSI-Maßnahme auf dieser Untersuchungsstrecke. Durch die 
unterschiedliche Streckencharakteristik der B 4 im Untersuchungsabschnitt sollte an den 
Abschnitt mit Geschwindigkeitsüberwachung ein Abschnitt mit zusätzlichem Überholfahr-
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Untersuchungsstrecke B 4 nur zwei Anlagenpaare in einem Abstand von etwa 800 m zum 
Einsatz. Eine linienförmige Einflussnahme auf die gesamte Untersuchungsstrecke war damit 
nicht mehr möglich und die Ergebnisse sind mit den übrigen Untersuchungsstrecken nicht 
vergleichbar. 
Auf der B 247 beeinflusst ein Knotenpunkt (Abzweig Aschara) das Unfallgeschehen im 
VORHER- und im NACHHER-Zeitraum deutlich. An diesem Knotenpunkt ereigneten sich im 
NACHHER-Zeitraum fünf Unfälle mit schwerem Personenschaden. Zurückzuführen ist das 
Unfallgeschehen auf schlechte Sichtweiten im Knotenpunktbereich (Kuppenlage) und einer 
hohen Überschreitungshäufigkeit der zulässigen Höchstgeschwindigkeit. Bereits während 
des VORHER-Zeitraumes wurde eine Planung für einen Knotenumbau begonnen, so dass 
im NACHHER-Zeitraum keine Überwachung am Knotenpunkt vorgesehen wurde. Die 
Realisierung der Knotenpunktneugestaltung erfolgte jedoch bis zum Ende des NACHHER-
Zeitraumes der Unfallanalyse nicht. 
Da ein Vergleich der Untersuchungsstrecken untereinander oder mit anderen Strecken nur 
über eine einheitliche Bezugsgröße möglich ist, ist in Bild 5.1-2 die Unfallkostenrate für alle 
fünf Untersuchungsstrecken dargestellt. Der Berechnung liegt ein angepasster Unfallkosten-
satz für Unfälle mit Personenschaden WUa(P) von: 
• 212.957 € im VORHER-Zeitraum und von 
• 170.891 € im NACHHER-Zeitraum  
zu Grunde (vgl. Abschnitt 4.1). 
 
Bild 5.1-2:  angepasste Unfallkostenrate (UKRa) der Unfälle U(P,SS) 
Die Betrachtung der Ergebnisse der angepassten Unfallkostenraten (UKRa) führt zu gleichen 
Ergebnissen wie bereits die Betrachtung der absoluten Unfallanzahl (Bild 5.1-1).  
Im VORHER-Zeitraum waren alle Untersuchungsstrecken mit einem überdurchschnittlichen 
Unfallgeschehen belastet. Geeignete Vergleichswerte liefert die Untersuchung zur Sicher-
heitswirkung unterschiedlicher Bau-, Gestaltungs- und Betriebsformen von Landstraßen 
(VIETEN / DOHMEN, 2010). Für Landstraßenabschnitte mit Fahrbahnbreiten von 7,50 m wurde 
eine Unfallkostenrate von 31,5 €/(1000 Kfz*km) ermittelt. Demnach war das fahrleistungsbe-
zogene Unfallrisiko auf den Untersuchungsstrecken zwei- bis viermal höher als auf den 
Vergleichsstrecken von VIETEN / DOHMEN (2010).  
Im NACHHER-Zeitraum ist ein deutlicher Risikorückgang auf allen Untersuchungsstrecken 
erkennbar. Die Höhe des Rückganges stellt sich streckenspezifisch ein und hängt vom 
Ausgangsniveau ab. Auf drei der fünf Untersuchungsstrecken konnte die UKRa aus dem 
VORHER-Zeitraum nahezu halbiert werden. Die B 5 lag im NACHHER-Zeitraum unter dem 
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besserung der Verkehrssicherheit aus Gründen der eingangs beschriebenen Art der Um-
setzung am geringsten.  
Die Unfallkostenrate enthält noch immer den Trend der allgemeinen Unfallentwicklung. Um 
die unfalltrendbereinigte Wirkung der Maßnahme zu ermitteln, wird der Maßnahmenfaktor 
unter Anwendung des 4-Felder-Tests mit Kontrollgruppe (FGSV, 1991) für die einzelnen 
Untersuchungsstrecken bestimmt (vgl. Abschnitt 4.1).  
 
Bild 5.1-3:  Maßnahmenwirkung ortsfester Geschwindigkeitsüberwachung auf das Unfallgeschehen 
Auch dieses Ergebnis bestätigt die bisherigen Aussagen zur Unfallentwicklung. Statistisch 
gesehen war die Maßnahmenwirkung auf die Unfälle mit Personen- und schwerwiegendem 
Sachschaden auf der B 5 mit 51 % und auf der B 247 mit 37 % am größten. Da das 
Konfidenzintervall für beide Untersuchungsstrecken einen Wert unter 1,0 angenommen hat, 
kann die Verbesserung des Unfallgeschehens zudem als signifikant (p < 0,05) gegenüber 
dem allgemeinen Unfalltrend angesehen werden. Die im Vergleich zur B 5 vergleichsweise 
geringere Wirkung auf der B 247 kommt aufgrund des Unfallgeschehens am eingangs 
beschriebenen Knotenpunkt zu Stande. Auf den Untersuchungsstrecken B 158 und B 249 
traten ebenfalls maßnahmenbedingte Reduktionen der Unfälle mit Personen- und 
schwerwiegendem Sachschaden U(P,SS) ein. Deren Höhe war mit jeweils 19 % geringer als 
auf den beiden erstgenannten Strecken und die Reduktion der Unfälle war im Vergleich zur 
Unfallentwicklung der Kontrollgruppe nicht signifikant (p > 0,05).  
Der Unterschied in der Maßnahmenwirkung ist in der Streckencharakteristik und der sich 
daraus einstellenden Struktur des Unfallgeschehens zu sehen. Das Unfallgeschehen auf der 
B 5 und B 247 ist aufgrund der Linienführung neben Fahrunfällen zusätzlich durch eine hohe 
Anzahl an Unfällen im Längsverkehr geprägt. Die ortsfeste Geschwindigkeitsüberwachung 
bewirkt auch eine Verringerung der Streuung der Geschwindigkeiten (vgl. Abschnitt 5.2). In 
dessen Folge werden der Überholanteil und die Anzahl der auf Überholvorgänge zurückzu-
führenden Unfälle geringer, so dass eine höhere Maßnahmenwirkung auf das gesamte 
Unfallgeschehen erzielt wird. Bedingt durch die geringe Anzahl und die Anordnung der 
Geschwindigkeitsüberwachungsanlagen auf der B 4 konnte hier keine linienhafte Verbesse-
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Trotz der streckenspezifischen Unterschiede mit unterschiedlich hohen Maßnahmen-
wirkungen ergibt sich ein Maßnahmenfaktor als Mittel über alle Strecken von 25 %. Diese 
maßnahmenbedingte Verbesserung der Verkehrssicherheit ist signifikant (p < 0,05) im 
Vergleich zur Unfallentwicklung der Kontrollgruppe.  
Die Aufteilung der Unfälle nach Unfalltypen in Bild 5.1-4 zeigt, dass die überwiegende 
Mehrheit der Unfälle im VORHER-Zeitraum auf Fahrunfälle (F) zurückzuführen war. Dieser 
Unfalltyp kann am häufigsten auf zu hohe und nicht angepasste Geschwindigkeit zurückge-
führt werden. Der Anteil der Fahrunfälle am gesamten Unfallgeschehen lag im VORHER-
Zeitraum bei 46 %. Neben dem Unfalltyp Fahrunfall waren fast ein Drittel der Unfälle dem 
Unfalltyp Unfall im Längsverkehr (LV) zuzuordnen. Das Auftreten der jeweiligen Unfalltypen 
auf den Untersuchungsstrecken war in Abhängigkeit von der Streckencharakteristik 
unterschiedlich.  
 
Bild 5.1-4:  Aufteilung der Unfälle U(P,SS) nach Unfalltypen 
Durch die linienhafte Durchsetzung der zulässigen Höchstgeschwindigkeit wurde die Anzahl 
der Fahrunfälle fast um die Hälfte reduziert. Damit konnte bei diesem Unfalltyp der höchste 
Unfallrückgang festgestellt werden.  
Ein weiterer Einfluss konnte auf Unfälle im Längsverkehr nachgewiesen werden. Mit der 
linienhaften Durchsetzung der zulässigen Höchstgeschwindigkeit wurden auch die Ge-
schwindigkeitsunterschiede zwischen den Fahrzeugen geringer. Die Angleichung der Ge-
schwindigkeiten führte zu einem Absinken des Überholbedürfnisses und in dessen Folge zu 
weniger Unfällen im Längsverkehr. Dieser Effekt konnte besonders auf der B 5 in Branden-
burg beobachtet werden. Die Untersuchungsstrecke ist durch eine gestreckte Linienführung 
geprägt und das Unfallgeschehen wurde von Längsverkehrsunfällen dominiert. Zwar konnten 
die Fahrunfälle um die Hälfte reduziert werden, aber die Wirkung auf die Längsverkehrs-
unfälle war mit einem Rückgang von 83 % deutlich höher. Ein weiterer positiver Effekt war an 
Knotenpunkten zu erkennen. NACHHER traten nur noch halb so viele Einbiegen/Kreuzen-
Unfälle auf wie VORHER. Die Durchsetzung der zulässigen Höchstgeschwindigkeit beugt 
demnach auch Fehleinschätzungen der Geschwindigkeit von bevorrechtigten Fahrzeugen 
vor. Diese Wirkung zusammen mit einer höheren Aufmerksamkeit der Fahrzeugführer führte 
zu weniger Unfällen an Knotenpunkten. Der Effekt war jedoch nur zu erkennen, wenn die 
Geschwindigkeiten direkt im Kontenpunktbereich überwacht wurden.  
Grundsätzlich ist die Maßnahme der linienhaften Geschwindigkeitsüberwachung auf die 
Reduktionen der Fahrunfälle (Unfalltyp 1) ausgerichtet, weil nahezu jeder zweite Unfall mit 
Getöteten in Deutschland auf einen Kontrollverlust über das eigene Fahrzeug zurückzu-
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Fahrunfälle mit Personenschaden und den Unfällen mit schwerwiegendem Sachschaden 
U(P,SS) in einem 4-Felder-Test überprüft (Bild 5.1-5). 
 
Bild 5.1-5:  Maßnahmenwirkung ortsfester Geschwindigkeitsüberwachung auf Fahrunfälle 
Das Resultat dieser Untersuchung zeigt, dass die Durchsetzung der zulässigen Höchstge-
schwindigkeit besonders auf die Reduktion von Fahrunfällen wirkt. Der Rückgang dieses 
Unfalltyps liegt in Abhängigkeit der Untersuchungsstrecke zwischen 34 % und 54 %. Nur die 
B 4 ist von der Entwicklung auf den Untersuchungsstrecken aus den eingangs genannten 
Gründen ausgenommen.  
Des Weiteren sind die Maßnahmen auf den Untersuchungsstrecken in Brandenburg (B 5 
und B 158) und in Thüringen unterschiedlich wirksam. In Thüringen war die Wirkung auf die 
Reduktion der Fahrunfälle deutlich höher. Zudem ist die Änderung gegenüber dem allgemei-
nen Unfalltrend signifikant (p < 0,05). Ein Unterschied der Streckencharakteristik auf den 
Untersuchungsstrecken ist nicht gegeben, da in beiden Bundesländern Untersuchungs-
strecken mit gestreckter Linienführung vertreten waren. Da die Streckencharakteristik als 
Ursache für diesen Unterschied ausscheidet, ist die Erklärung in der Unfallentwicklung der 
Kontrollgruppe zu sehen. Aufgrund des hohen Alleebestandes im Land Brandenburg war die 
Anzahl der Fahrunfälle in der Vergangenheit höher und deren Unfallfolgen schwerer als in 
anderen Bundesländern. Aus dieser Situation heraus wurde der überwiegende Anteil der 
Alleestraßen mit einer Geschwindigkeitsbegrenzung (80 km/h) belegt. Um die Unfallfolgen zu 
mindern, wurden bei einem Großteil des Straßennetzes zusätzlich die Seitenräume durch 
passive Schutzeinrichtungen gesichert (Schutzplankenprogramm). Diese Maßnahmen hatten 
Auswirkungen auf die Unfallentwicklung im gesamten Land Brandenburg, so dass bereits im 
VORHER-Zeitraum der Untersuchung deutlich weniger Fahrunfälle im Land Brandenburg zu 
verzeichnen waren als in Thüringen. Ein Rückgang der Unfallanzahl vollzieht sich von einem 
niedrigen Niveau deutlich langsamer als von einem höheren Niveau. Damit ist auch die 
Unfalldifferenz der Fahrunfälle zwischen den Untersuchungsstrecken und der Kontrollgruppe 
in Brandenburg geringer als in Thüringen und der Maßnahmenfaktor in Thüringen dement-
sprechend höher.  
Die Gesamtwirkung der Geschwindigkeitsüberwachung hinsichtlich der Reduktion der 
Fahrunfälle auf allen Untersuchungsstrecken (inkl. B 4) beträgt 32 %. Da Fahrunfälle vor 
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die Verbesserung der Verkehrssicherheit besonders auf ein geringeres Geschwindigkeits-
niveau zurückzuführen und bestätigt damit die Ergebnisse früherer Untersuchungen 
(MEEWES, 1993; TAYLOR U. A., 2000; DETR, 2000; NILSSON, 2004; ELVIK U. A., 2004; AARTS 
VAN DER SCHAGEN, 2006).  
Bild 5.1-6 zeigt, dass die Wirkung der Maßnahme auf das Unfallgeschehen unmittelbar nach 
Inbetriebnahme der Geschwindigkeitsüberwachung eingesetzt hat. Die Gesamtanzahl der 
Fahrunfälle auf allen Untersuchungsstrecken ist im ersten Jahr des Überwachungsbetriebes 
deutlich geringer als ein Jahr zuvor ohne Überwachung. In den darauf folgenden Jahren 
entwickelt sich das Unfallgeschehen weiter gemäß dem allgemeinen Trend der Unfallent-
wicklung.  
 
Bild 5.1-6:  Zeitliche Änderung der Anzahl der Fahrunfälle auf den Untersuchungsstrecken bei Unfällen 
U(P,SS) 
Die Analyse des Unfallgeschehens hat gezeigt, dass die Durchsetzung der zulässigen 
Höchstgeschwindigkeit mit linienhaft ortsfester Geschwindigkeitsüberwachung auf allen 
Untersuchungsstrecken zu einer Reduzierung der Unfallanzahl, der Unfallschwere und des 
fahrleistungsbezogenen Unfallrisikos beiträgt. Die Wirkung trat bereits unmittelbar im ersten 
Jahr nach der Maßnahmenumsetzung ein. Der Einfluss auf das Unfallgeschehen ist dabei 
von der Unfallstruktur und vom Standort der Geschwindigkeitsüberwachungsanlagen ab-
hängig und die Wirkung ist nicht nur auf Fahrunfälle begrenzt. An Untersuchungsstrecken mit 
gestreckter Linienführung und einer daraus resultierenden Unfallbelastung durch Längsver-
kehrsunfälle konnten ebenfalls erhebliche Verbesserungen der Verkehrssicherheit infolge 
der Geschwindigkeitsüberwachung festgestellt werden.  
Unter Einbeziehung des gesamten Unfallgeschehens der Untersuchungsstrecken und der 
Kosten für die Aufstellung und den Betrieb der OGÜ-Anlagen konnte mit jedem in die Maß-
nahme investierten Euro durchschnittlich ein volkswirtschaftlicher Nutzen in 10-facher Höhe 
erzielt werden (LIPPOLD U. A., 2011). 
Aus dem Unfallgeschehen der B 4 lässt sich bereits ableiten, dass Geschwindigkeitsüber-
wachungsanlagen einen in der Länge begrenzten Wirkungsbereich aufweisen (vgl. Abschnitt 
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ANDERSSON / LARSSON (2005). Der Wirkungsbereich auf die Geschwindigkeiten wird in 
Abschnitt 5.3 näher erläutert. 
Die im Vorfeld der Untersuchung aufgekommenen Befürchtungen einer steigenden Anzahl 
an Auffahrunfällen infolge plötzlicher Bremsvorgänge vor den Geschwindigkeitsüber-
wachungsanlagen, können mit Sicht auf das Unfallgeschehen nicht bestätigt werden. Unfälle 
der Unfallart „Zusammenstoß mit einem Fahrzeug, das vorausfährt oder wartet“ gingen im 
NACHHER-Zeitraum um 4 % zurück. Auch durch das Ergebnis der Untersuchung der 
Längsverzögerungen vor den OGÜ-Querschnitten kann diese Befürchtung entkräftet werden. 
Das 85 %-Quantil der Verzögerung lag bei 0,3 m/s² (vgl. Abschnitt 5.3.2). In Überein-
stimmung mit den Ergebnissen der Literaturanalyse, konnten auch in der vorliegenden 
Untersuchung keine Hinweise für ein auffälliges Unfallgeschehen an den Standorten der 
OGÜ-Anlagen gefunden werden.  
Auf der Untersuchungsstrecke B 247 sind alle Unfälle mit Getöteten im NACHHER-Zeitraum 
dem Fahrerkollektiv der Motorradfahrer zuzuordnen. Auf die Geschwindigkeiten von Motor-
radfahrern zeigten die Geschwindigkeitsmessungen an den OGÜ-Anlagen eine deutlich 
geringere Wirkung im Vergleich zu Kraftfahrzeugen. Auf Landstraßenabschnitten, auf denen 
das hohe Unfallgeschehen vor allem auf zu hohe Fahrgeschwindigkeiten von Motorrad-
fahrern zurückgeführt werden kann, sollten zukünftig auch Maßnahmen oder Regelungen 
überdacht werden, die der Durchsetzung der zulässigen Höchstgeschwindigkeiten der 
Motorradfahrer dienen. 
Basierend auf den Ergebnissen der Unfallanalyse führt der Einsatz von ortsfesten Ge-
schwindigkeitsüberwachungsanlagen zu einer deutlichen Verbesserung der Verkehrssicher-
heit, wenn ein hohes Unfallgeschehen auf die Überschreitung der zulässigen Höchstge-
schwindigkeit zurückzuführen ist. Am deutlichsten zeigt sich der Einfluss auf Fahrunfälle. Die 
Durchsetzung der zulässigen Höchstgeschwindigkeit führt auch zu einer Reduzierung der 
Geschwindigkeitsdifferenzen zwischen einzelnen Fahrzeugklassen (vgl. Abschnitt 5.2). Aus 
diesem Grund konnte auch eine positive Entwicklung zu weniger Überholunfällen festgestellt 
werden. 
5.2 Geschwindigkeiten 
Als Grundlage für die Interpretation der Ergebnisse wurden für jeden Messquerschnitt die 
Geschwindigkeitsverteilungen unbehindert fahrender Pkw in den einzelnen Untersuchungs-
zeiträumen ermittelt. Mit diesen Werten konnten die Überschreitungen der zulässigen 
Höchstgeschwindigkeit an den Messquerschnitten analysiert und deren Häufigkeit bestimmt 
werden. Es wurden nur Messquerschnitte betrachtet, bei denen die zulässige Höchstge-
schwindigkeit (Vzul) gleich hoch war. Danach wurde eine Unterscheidung in überwachte und 
nicht überwachte Messquerschnitte vorgenommen.  
An den überwachten Messquerschnitten mit einer Vzul = 100 km/h betrugen die Überschrei-
tungen der zulässigen Höchstgeschwindigkeit im VORHER-Zeitraum rund 20 % (Bild 5.2-1). 
Dieses Ergebnis zeigt die Hauptursache der hohen Anzahl schwerer Unfälle auf den Unter-
suchungsstrecken, die in diesem Untersuchungszeitraum festgestellt wurden (vgl. Abschnitt 
5.1). Die Baumbepflanzung entlang großer Teile der Untersuchungsstrecken erhöhte das 
Gefahrenpotenzial zusätzlich, bei einem Kontrollverlust über das eigene Fahrzeug durch 
unangepasste und zu hohe Geschwindigkeit, einen schweren Unfall zu erleiden.  
Nach dem Beginn der ortsfesten Geschwindigkeitsüberwachung verringerten sich die 
Fahrgeschwindigkeiten deutlich. Die festgestellten Überschreitungen der zulässigen 
Höchstgeschwindigkeit von 100 km/h im NACHHER-Zeitraum betrugen nur noch 5 %. Diese 
Reduktion der Überschreitungshäufigkeiten entspricht einer Reduktion der mittleren Ge-
schwindigkeiten (V50) unbehindert fahrender Pkw von 9 km/h. 
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Bild 5.2-1:  Geschwindigkeitsverteilung an OGÜ-Anlagen mit Vzul = 100 km/h, unbehindert fahrende Pkw 
Der Zeitpunkt der NACHHER-Querschnittsmessung hat auf das Ergebnis keinen Einfluss. 
Die Geschwindigkeitsverteilung nach der Eingewöhnungsphase (NACHHER) unterscheidet 
sich unwesentlich von der nach einem weiteren Jahr (NACHHER 2). Demnach wirkt sich die 
Überwachung der zulässigen Höchstgeschwindigkeit unmittelbar nach deren Beginn auf das 
Geschwindigkeitsniveau der Untersuchungsstrecken aus.  
 
Bild 5.2-2:  Geschwindigkeitsverteilungen an Querschnitten ohne OGÜ, Vzul = 100 km/h, unbehindert 
fahrende Pkw 
Auch die nicht überwachten Messquerschnitte wurden hinsichtlich der Veränderungen im 
Geschwindigkeitsverhalten untersucht (Bild 5.2-2). Es ist im NACHHER-Zeitraum eine 
Entwicklung zu einer geringen Überschreitung der zulässigen Höchstgeschwindigkeit er-
kennbar. Nach der ersten Messung im NACHHER-Zeitraum sind kleinere Geschwindigkeits-
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die über dem zulässigen Niveau liegen, geringer als VORHER. Die Höhe der Geschwindig-
keitsänderung liegt aber unter der an überwachten Messquerschnitten.  
Die zweite Messung im NACHHER-Zeitraum (NACHHER 2) zeigt einen weiteren Rückgang 
hoher Geschwindigkeitsklassen. Diese Entwicklung verdeutlicht, dass kurzfristig eine Ge-
schwindigkeitsreduktion eintritt und sich mittel- bis langfristig eine Harmonisierung der 
Geschwindigkeiten auf dem zulässigen Niveau einstellt.  
Da die eingesetzten Querschnittsmessstellen keine Aussagen zu Geschwindigkeiten über 
einen zusammenhängenden Streckenabschnitt zulassen, wurde das Geschwindigkeitsver-
halten von unbehindert fahrenden Einzelfahrern mit Hilfe von Nachfolgefahrten erhoben. 
Stellvertretend für alle Untersuchungsstrecken mit einer zulässigen Höchstgeschwindigkeit 
von 100 km/h ist für die Untersuchungsstrecke B 247 das Geschwindigkeitsprofil dargestellt 
(Bild 5.2-3). Die Geschwindigkeitsprofile der übrigen Untersuchungsstrecken sind in Anhang 
3 dargestellt.  
Die hohen Fahrgeschwindigkeiten im VORHER-Zeitraum, die bei den Querschnitts-
messungen bereits festgestellt wurden, konnten durch die Nachfolgefahrten in allen Untersu-
chungsabschnitten bestätigt werden. Nur singulär weisen die Geschwindigkeitsprofile in 
diesem Zeitraum Unstetigkeiten in Form von Sprüngen auf. Hauptsächlich werden diese 
durch die Streckengeometrie oder angeordnete Geschwindigkeitsbegrenzungen (z. B. 
Knotenpunkte) verursacht.  
 
Bild 5.2-3:  Geschwindigkeitsprofil der Untersuchungsstrecke B 247 
Die erste NACHHER-Messung bestätigt das Ergebnis der lokalen Querschnittsmessung. 
Abschnittsweise zeigen die Geschwindigkeitsprofile deutlich niedrigere Geschwindigkeiten 
als im VORHER-Zeitraum. Die im VORHER-Zeitraum beobachteten Unstetigkeiten sind 
immer noch vorhanden, weisen aber aufgrund der streckenweiten Geschwindigkeits-
reduktion eine geringere Geschwindigkeitsdifferenz auf. Des Weiteren wird auch im Ge-
schwindigkeitsprofil der Unterschied zwischen überwachten und nicht überwachten Mess-
querschnitten hinsichtlich der Geschwindigkeitsüberschreitung deutlich. Der Einfluss der 
OGÜ-Anlagen auf die Fahrgeschwindigkeiten hat ebenfalls Auswirkungen auf die Homoge-
nität des Geschwindigkeitsprofils, so dass zusätzlich zu den Unstetigkeiten, die bereits im 
VORHER-Zeitraum vorhanden waren, auch Sprünge an den Stationen der OGÜ-Anlagen zu 
verzeichnen sind. Mit andauernder Betriebszeit der Überwachungsanlagen werden diese 
Unstetigkeiten im Geschwindigkeitsprofil geringer, so dass sich nach der Zeit der Eingewöh-
nung ein homogenes Fahrverhalten in Höhe der zulässigen Höchstgeschwindigkeit einstellt.  
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Zum Vergleich ist nachfolgend das Fahrverhalten an Überwachungsquerschnitten mit einer 
zulässigen Höchstgeschwindigkeit von 80 km/h dargestellt (Untersuchungsstrecke B 5). Bild 
5.2-4 zeigt die hohe Anzahl derjenigen Fahrzeugführer, die die zulässige 
Höchstgeschwindigkeit im VORHER-Zeitraum überschritten. Die Überschreitungshäufigkeit 
der Vzul im VORHER-Zeitraum betrug über 60 % und ist damit deutlich höher als auf den 
Untersuchungsstrecken mit einer höheren zulässigen Höchstgeschwindigkeit. Bezieht man 
die Seitenraumbepflanzung (Alleebäume) in diese Betrachtung mit ein, wird auch hier das 
hohe Gefährdungspotenzial in Bezug auf die Unfallfolgen deutlich.  
Nach dem Beginn der Geschwindigkeitsüberwachung ist sowohl ein deutlicher Rückgang der 
Fahrgeschwindigkeiten (V50: -12 km/h) als auch der Überschreitungshäufigkeit (-51 %) der 
zulässigen Höchstgeschwindigkeit erkennbar. Mehr als 90 % der erfassten, unbehindert 
fahrenden Pkw überschreiten die zulässige Höchstgeschwindigkeit nicht mehr. Auch an 
diesen Querschnitten setzte die Änderung des Fahrverhaltens unmittelbar nach dem Beginn 
der Überwachung ein. Eine weitere Änderung der Überschreitungshäufigkeiten mit zu-
nehmender Betriebsdauer konnte nicht festgestellt werden.  
 
Bild 5.2-4:  Geschwindigkeitsverteilung an OGÜ-Anlagen mit Vzul = 80 km/h, unbehindert fahrende Pkw 
Die Änderung der Geschwindigkeitswahl beschränkt sich nicht allein auf die überwachten 
Messquerschnitte. Auch bei den nicht überwachten Querschnitten konnte ein Rückgang der 
Fahrgeschwindigkeiten und der Überschreitungshäufigkeiten der zulässigen Geschwindigkeit 
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Bild 5.2-5. Geschwindigkeitsverteilungen MQ ohne OGÜ, Vzul = 80 km/h 
Die Überschreitung der zulässigen Höchstgeschwindigkeit ging im NACHHER-Zeitraum um 
25 % zurück. Diese Differenz entspricht einer um 7 km/h niedrigeren mittleren Fahrge-
schwindigkeit. An diesem Ergebnis wird ebenfalls deutlich, dass die Wirkung der Geschwin-
digkeitsüberwachung nicht nur allein am Überwachungsstandort zu verzeichnen ist, sondern 
dass sich eine geschwindigkeitsreduzierende Wirkung über den gesamten Untersuchungs-
abschnitt eingestellt hat. Die Ergebnisse der einzelnen Untersuchungsstrecken sind in 
Tabelle 5.2-1 dargestellt.  
 B158 B5 B4 B247 B249 
nur Messquerschnitte mit OGÜ 
VORHER 32% 32% 13% 23% 47% 
NACHHER 6% 9% - 1% 8% 
NACHHER 2 9% 11% 1% 8% 4% 
nur Messquerschnitte ohne OGÜ 
VORHER 25% 58% 39% 30% 27% 
NACHHER 12% 43% 16% 33% 22% 
NACHHER 2 13% 52% 39% 45% 25% 
Tabelle 5.2-1:  Überschreitungen der zulässigen Höchstgeschwindigkeit  
An allen OGÜ-Querschnitten verringerten sich die Überschreitungen der zulässigen 
Höchstgeschwindigkeit im ersten Jahr auf unter 10 %. Mit Ausnahme der B 247 ist auch bei 
den nicht überwachten Querschnitten ein zum Teil deutlicher Rückgang festzustellen. Dieser 
liegt in seiner Höhe aber unterhalb der Reduktion an überwachten Querschnitten.  
Nach dem Ende des ersten Betriebsjahres stiegen die Überschreitungen der zulässigen 
Höchstgeschwindigkeit wieder an. Nach einem weiteren Jahr erhöhte sich der Anteil weiter. 
Dieser Anstieg ist bei allen (überwachten / nicht überwachten) Messquerschnitten zu be-
obachten. Eine begründete Erklärung für dieses Verhalten kann nicht abgegeben werden. 
Die Nachfolgefahrten haben aber gezeigt, dass während der Zeit der Eingewöhnung eine 
Geschwindigkeit gewählt wird, die mehrheitlich unterhalb der zulässigen Höchstgeschwin-
digkeit liegt. Mit zunehmender Gewöhnung wird die Geschwindigkeitsdifferenz geringer, so 
dass nicht mehr als nötig verzögert wird und damit die Geschwindigkeiten in der Größenord-
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schwindigkeiten könnte auch die nur geringe Anzahl an Überwachungsstandorten haben, die 
tatsächlich mit einer Überwachungskamera bestückt waren.  
Tabelle 5.2-2 zeigt an allen Messquerschnitten im NACHHER-Zeitraum eine deutlich gerin-
gere Geschwindigkeit im Vergleich zum VORHER-Zeitraum. Die größten Rückgänge (bis 
12 km/h) werden an Querschnitten erreicht, an denen die zulässige Höchstgeschwindigkeit 
unter 100 km/h liegt. Die Messung nach einem weiteren Jahr Betriebsphase der Überwa-
chungsanlagen zeigte einen geringfügigen Wiederanstieg der Geschwindigkeiten 
(bis 3 km/h). Trotz des Wiederanstieges der Geschwindigkeiten liegt das Geschwindigkeits-
niveau noch deutlich unterhalb des VORHER-Niveaus. 
 V50 [km/h] Zeitraum Differenz [km/h] 
OGÜ 
Vzul: 100 km/h 
92,0 VORHER - 
83,0 NACHHER -9,0 
84,0 NACHHER 2 -8,0 
OGÜ 
Vzul: 80 km/h 
87,9 VORHER - 
75,3 NACHHER -12,6 
76,4 NACHHER 2 -11,5 
keine OGÜ 
Vzul: 100 km/h 
92,9 VORHER - 
86,2 NACHHER -6,7 
89,5 NACHHER 2 -3,4 
keine OGÜ 
Vzul: 80 km/h 
91,3 VORHER - 
83,9 NACHHER -7,5 
84,8 NACHHER 2 -6,5 
Tabelle 5.2-2:  mittlere Geschwindigkeiten (V50) im VORHER/NACHHER-Vergleich 
Auch auf der Untersuchungsstrecke B 5 mit einer zulässigen Höchstgeschwindigkeit 
Vzul = 80 km/h konnten die Messergebnisse der Querschnittsmessungen durch die Nach-
folgefahrten an Einzelfahrzeugen bestätigt werden (Bild 5.2-6). Anhand der dargestellten 
85 %-Geschwindigkeit (V85) der unbehindert fahrenden Pkw ist erkennbar, dass entlang der 
gesamten Untersuchungsstrecke die Geschwindigkeiten im VORHER-Zeitraum weit ober-
halb der zulässigen Höchstgeschwindigkeit lagen. An einigen Stationen lag die V85 mehr als 
20 km/h über der zulässigen Höchstgeschwindigkeit. Hinsichtlich der Homogenität des 
Geschwindigkeitsverlaufes wurden in diesem Zeitraum vorhandene Unstetigkeiten haupt-
sächlich durch die Streckencharakteristik und Geschwindigkeitsbeschränkungen an Knoten-
punkten hervorgerufen.  
Die erste Messung im NACHHER-Zeitraum zeigt einen deutlichen Rückgang des Geschwin-
digkeitsniveaus entlang der gesamten Untersuchungsstrecke. Am größten waren die Ge-
schwindigkeitsdifferenzen im VORHER/NACHHER-Vergleich an den OGÜ-Standorten. Mit 
größer werdender Entfernung zu einer OGÜ-Anlage steigen die Geschwindigkeiten wieder 
an, bleiben aber unterhalb des VORHER-Niveaus. Die Homogenität des Geschwindigkeits-
verlaufes wird zusätzlich zur Streckencharakteristik auch durch die OGÜ-Anlagen beein-
flusst.  
Durch die zweite Messung im NACHHER-Zeitraum (NACHHER 2) wird deutlich, dass sich 
die Verzögerungs- und Beschleunigungsvorgänge an den OGÜ-Querschnitten weiter redu-
ziert haben, so dass sich ein homogener Geschwindigkeitsverlauf in Höhe der zulässigen 
Höchstgeschwindigkeit eingestellt hat.  
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Bild 5.2-6:  Geschwindigkeitsprofil der Untersuchungsstrecke B 5 
Aus den Untersuchungsergebnissen zum Einfluss der OGÜ-Anlagen auf das Geschwindig-
keitsverhalten können die nachfolgenden Schlussfolgerungen gezogen werden: 
• Der Einsatz linienhaft angeordneter, ortsfester Geschwindigkeitsüberwachungsan-
lagen führt zu einem streckenweiten Rückgang der Fahrgeschwindigkeiten.  
• Der Einfluss auf das Fahrverhalten beginnt direkt nach der Inbetriebnahme der OGÜ-
Anlagen.  
• Die Höhe der Geschwindigkeitsüberschreitung an Querschnitten mit Vzul = 100 km/h 
war geringer als an Querschnitten mit Vzul = 80 km/h. 
• Die Höhe der Geschwindigkeitsreduktion ist abhängig von der Höhe der 
Geschwindigkeitsüberschreitung vor Inbetriebnahme der Überwachungsanlagen. 
• Die zulässige Höchstgeschwindigkeit wird an überwachten Querschnitten häufiger 
eingehalten (> 90 %) als an nicht überwachten Querschnitten. 
• Die Durchsetzung der zulässigen Höchstgeschwindigkeit gelingt kurzfristig nur zu 
Lasten der Homogenität des Geschwindigkeitsverlaufes.  
• Mit zunehmender Betriebszeit werden die Geschwindigkeitsdifferenzen durch 
Verzögerungs- und Beschleunigungsvorgänge im Bereich der OGÜ-Anlagen geringer 
und der Geschwindigkeitsverlauf wird homogener.  
• Unterschiedliches Fahrverhalten zwischen erster und letzter OGÜ einer Strecke kann 
nicht festgestellt werden. 
Mit diesem Ergebnis können bereits vorliegende Ergebnisse aus Schweden bestätigt 
werden. ANDERSSON / LARSSON (2005) stellten auf Untersuchungsstrecken mit einer zulässi-
gen Höchstgeschwindigkeit von 90 km/h tendenziell gleiche Änderungen des Fahrverhaltens 
fest. Aufgrund eines OGÜ-Abstandes von 4,5 km waren aber die Differenzgeschwindigkeiten 
zwischen OGÜ-Querschnitt und der übrigen Untersuchungsstrecke höher.  
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5.3 Einflusslänge der OGÜ-Anlagen auf das Fahrverhalten 
5.3.1 VORHER-NACHHER-Vergleich der Geschwindigkeitsverteilung 
Der VORHER-NACHHER-Vergleich der Geschwindigkeiten im Bereich der OGÜ-Quer-
schnitte stellt den ersten Schritt im mehrteiligen Vorgehen zur Ermittlung der Einflusslänge 
auf das Fahrverhalten dar (vgl. Abschnitt 4.4.1). Der Vergleich der 
Geschwindigkeitsverteilungen der Nachfolgefahrten zeigt Bereiche in dem sich die Ge-
schwindigkeitsverteilungen aus der VORHER- und der NACHHER-Messung signifikant 
unterscheiden. Die Ergebnisse sind ein Bestandteil für Empfehlungen eines mittleren Ab-
standes von OGÜ-Anlagen unter Beachtung des Fahrverhaltens.  
In Anlehnung an maßgebende Geschwindigkeiten im Entwurfsregelwerk (FGSV, 1995) 
wurde der Einflussbereich aus dem 85 %-Quantil aller Einflusslängen eines Messzeitraumes 
abgeleitet. Die in Tabelle 5.3-1 ermittelte Einflusslänge beschreibt die Längen mit signifikant 
unterschiedlichen Geschwindigkeiten zwischen VORHER- und NACHHER-Zeitraum im 
Bereich der OGÜ-Anlagen von 85 % aller Einzelfahrer.  
  Vzul [km/h] 
Einflusslänge (85%-Quantile) 
Annäherungsbereich Entfernungsbereich 
NACHHER NACHHER 2 NACHHER NACHHER 2 
V-N-Vergleich 80 495 m 975 m 885 m 1.000 m 100 200 m 470 m 300 m 680 m 
Tabelle 5.3-1:  Einflusslänge von OGÜ auf das Fahrverhalten durch VORHER/NACHHER-Vergleich 
Durch die ermittelten Einflusslängen kann nachgewiesen werden, dass sich unabhängig von 
der zulässigen Höchstgeschwindigkeit mit zunehmender Einsatzzeit der OGÜ-Anlagen auf 
den Untersuchungsstrecken ein Geschwindigkeitsniveau einstellt, welches signifikant niedri-
ger als im VORHER-Zeitraum ist.  
Der Bereich signifikant niedrigerer Geschwindigkeiten ist nach dem Passieren der OGÜ-
Anlagen (Entfernungsbereich) teilweise um die Hälfte länger als in Annäherung an die 
Überwachungsquerschnitte. Ein weiterer Unterschied konnte zwischen Untersuchungs-
strecken unterschiedlicher zulässiger Höchstgeschwindigkeiten festgestellt werden. Bei den 
OGÜ-Anlagen mit einer zulässigen Höchstgeschwindigkeit von 80 km/h ist der Einflussbe-
reich ebenfalls fast doppelt so lang wie auf den Untersuchungsstrecken mit einer höheren 
zulässigen Höchstgeschwindigkeit. Hauptursache dafür sind die deutlich höheren Geschwin-
digkeitsüberschreitungen im VORHER-Zeitraum an diesen Querschnitten (vgl. Abschnitt 
5.2). 
Der Vergleich der VORHER- mit der zweiten Messung im NACHHER-Zeitraum 
(NACHHER 2) zeigt einen weiteren Anstieg der Einflusslänge vor und nach den OGÜ-
Anlagen, unabhängig von der Höhe der zulässigen Höchstgeschwindigkeit. Der Unterschied 
zwischen der Einflusslänge des Annäherungsbereiches und des Bereiches nach den Über-
wachungsanlagen ist nur noch gering. Bei den Untersuchungsstrecken mit einer zulässigen 
Höchstgeschwindigkeit von 80 km/h beträgt die Einflusslänge (85 %-Quantil) jeweils rund 
1.000 m vor und nach OGÜ-Anlagen. Bei höheren zulässigen Geschwindigkeiten 
(Vzul =100 km/h) war der Bereich signifikant unterschiedlicher Geschwindigkeiten etwa halb 
so lang.  
Die Entwicklung der Einflusslängen im Bereich der OGÜ-Anlagen bestätigen die Ergebnisse 
der Querschnittsmessungen. Mit zunehmender Betriebsdauer der Überwachungsanlagen 
werden die Geschwindigkeiten und die Geschwindigkeitsdifferenzen geringer. Im Zuge der 
Gewöhnung mit andauernder Betriebszeit der Überwachungsanlagen stellt sich ein homoge-
nes Fahrverhalten in der Größenordnung der zulässigen Höchstgeschwindigkeit ein. 
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5.3.2 Einflusslänge von OGÜ-Anlagen im Annäherungsbereich auf das 
Fahrverhalten 
Ein weiterer Schritt zur Analyse des Einflussbereiches der OGÜ-Anlagen auf das Fahrver-
haltens ist die Untersuchung der aktiven Fahrverhaltensänderungen in Annäherung an die 
OGÜ-Anlagen. Bei den nachfolgenden Auswertungen kann ein geschwindigkeitsdämpfender 
Einfluss aufgrund der Streckengeometrie ausgeschlossen werden (vgl. Abschnitt 4.4). 
Die Ergebnisse in Bild 5.3-1 zeigen, dass bei einer zulässigen Höchstgeschwindigkeit von 
100 km/h die überwiegende Mehrheit der Einzelfahrer im NACHHER-Zeitraum ca. 500 m vor 
dem OGÜ-Querschnitt mit dem Verzögerungsvorgang beginnt (510 m; 85 %-Quantil). Die 
Differenzgeschwindigkeiten vom Verzögerungsbeginn bis zum OGÜ-Querschnitt lagen 
zwischen 3 und 15 km/h (13,6 km/h, 85%-Quantil). Dabei traten Längsverzögerungen auf, 
die mit 0,3 m/s² (85%-Quantil) unterhalb von Verzögerungswerten liegen, die auf eine 
Betriebsbremsung schließen lassen. Höhere Längsverzögerungswerte in kurzem Abstand zu 
den OGÜ-Anlagen wurden nur vereinzelt festgestellt.  
Mit andauernder Betriebszeit werden die Geschwindigkeitsdifferenzen geringer und die 
Verzögerungslängen kürzer. Die Hauptursache für diese Veränderung liegt darin, dass die 
Fahrgeschwindigkeiten auf den gesamten Untersuchungsstrecken infolge der linienhaften 
Geschwindigkeitsüberwachung geringer werden. Diese Entwicklung wurde in Abschnitt 5.2 
bereits festgestellt und kann mit der Entwicklung der betrachteten Fahrerkollektive in Bild 
5.3-2 und Bild 5.3-3 ebenfalls belegt werden. 
 
Bild 5.3-1:  Geschwindigkeitsdifferenz und Verzögerungslänge vor OGÜ-Querschnitten (Vzul = 100 km/h) 
In Bild 5.3-2 ist zu erkennen, dass bei 83,6 % der Fahrzeugführer die Geschwindigkeiten zu 
Verzögerungsbeginn bereits unterhalb der zulässigen Höchstgeschwindigkeit (VVerz.-
Beginn ≤ Vzul) liegen. Demnach befährt ein Jahr nach der Maßnahmenumsetzung die deutliche 
Mehrheit der unbehindert fahrenden Fahrzeugführer die Untersuchungsabschnitte 
(Vzul = 100 km/h) mit einer Geschwindigkeit, die nicht höher liegt als die zulässige Höchstge-
schwindigkeit (vgl. Abschnitt 5.2). Weitere 13,6 % weisen eine Geschwindigkeit am Ver-
zögerungsbeginn auf, die bis zu 10 km/h über der zulässigen Höchstgeschwindigkeit liegt 
(Vzul < VVerz.-Beginn ≤ Vzul + 10). Die Verzögerungslängen sind größer als die des Kollektivs, 
welches die zulässige Höchstgeschwindigkeit nicht überschreitet, die mittleren Längs-
verzögerungen liegen aber auf demselben Niveau. Daraus geht hervor, dass der Einflussbe-
reich der OGÜ-Anlagen mit zunehmender Ausgangsgeschwindigkeit länger wird. Die 85%-
ige Verzögerungslänge wurde mit 662 m ermittelt, der Geschwindigkeitsunterschied von 
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Nur ein geringer Anteil (2,8 %) überschreitet die zulässige Höchstgeschwindigkeit zu Ver-
zögerungsbeginn um mehr als 10 km/h. Dieser geringe Anteil zeigt, dass dieses Fahrver-
halten nicht mehr den Normalfall im NACHHER-Zeitraum darstellt. 40 % der Verzögerungen 
dieses Kollektivs liegen im Bereich bis 250 m vor den OGÜ-Anlagen, die übrigen 60 % 
verteilen sich bis auf Längen von 700 m (85 %-Quantil). Die Überprüfung der mittleren 
Längsverzögerungen zeigte, dass nur bei kurzen Verzögerungslängen Verzögerungswerte 
auftreten, die einer Betriebsbremsung zugeordnet werden können. Größere Verzögerungs-
längen sind auf die hohen Ausgangsgeschwindigkeiten (V85 = 125 km/h) dieses Kollektivs 
zurückzuführen.  
 
Bild 5.3-2:  Ausgangsgeschwindigkeit und Verzögerungslänge NACHHER (Vzul = 100 km/h) 
 
Bild 5.3-3:  Ausgangsgeschwindigkeit und Verzögerungslänge NACHHER 2 (Vzul = 100 km/h) 
Mit zunehmender Betriebszeit der Überwachung steigt der Anteil derer weiter an, die die 
zulässige Höchstgeschwindigkeit bereits am Verzögerungsbeginn nicht mehr überschreiten 
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Geschwindigkeiten mehrheitlich bis unter das zulässige Niveau absinken, die Geschwindig-
keitsdifferenzen und Verzögerungslängen vor den OGÜ-Anlagen entlang der Untersu-
chungsstrecken geringer werden und das Fahrverhalten homogener wird (vgl. Abschnitt 5.2). 
Der Anteil des Fahrerkollektivs, welches die zulässige Höchstgeschwindigkeit um mehr als 
10 km/h zum Verzögerungsbeginn überschreitet, reduzierte sich weiter auf weniger als 1 %. 
An den OGÜ-Anlagen mit einer zulässigen Höchstgeschwindigkeit von 80 km/h konnten 
tendenziell die gleichen Entwicklungen der Geschwindigkeiten und des Fahrverhaltens 
festgestellt werden (Anhang 4). Im Vergleich zu den OGÜ-Anlagen mit einer Vzul = 100 km/h 
waren die Verzögerungslängen aufgrund der insgesamt niedrigeren Geschwindigkeiten aber 
kürzer. Nur etwa bei der Hälfte der Einzelfahrzeuge war die Ausgangsgeschwindigkeit im 
NACHHER-Zeitraum gleich oder geringer als die zulässige Höchstgeschwindigkeit. Zurück-
zuführen ist dieses Ergebnis auf die höhere Überschreitungshäufigkeit der zulässigen 
Höchstgeschwindigkeit im VORHER-Zeitraum. Die einsetzende Gewöhnung bewirkte auch 
an diesen OGÜ-Anlagen, dass immer mehr Fahrzeuge am Verzögerungsbeginn eine Ge-
schwindigkeit aufweisen, die unterhalb oder in Höhe der zulässigen Höchstgeschwindigkeit 
liegt. Deren Häufigkeit erhöhte sich von 36 % auf 45 %. Diesem Anstieg lag vor allem eine 
Reduktion der hohen Ausgangsgeschwindigkeiten zu Grunde. Von 13 % im NACHHER-
Zeitraum überschritten im NACHHER 2-Zeitraum nur noch 7 % die Vzul zu Verzögerungsbe-
ginn um mehr als 10 km/h. 
Die Ergebnisse des Fahrverhaltens im Annäherungsbereich an OGÜ-Anlagen sind in Tabelle 
5.3-2 zusammengefasst. Gewählt wurde das Ergebnis nach der ersten NACHHER-Messung, 
weil bei diesen Werten der Einfluss des Gewöhnungseffektes noch gering ist. Es wird damit 
die untere Grenze des Einflussbereiches dargestellt.  
1. NACHHER-Messung Alle Kollektive Vverz.-Beginn ≤ Vzul 
Vzul < Vverz.-Beginn ≤ 
Vzul+10 
Vverz.-Beginn > Vzul+10 
Vzul [km/h] 100 80 100 80 100 80 100 80 
Verzögerungslänge [m] 510 420 422 260 662 440 700 608 
Ausgangsgeschwindigkeit 
[km/h] 101 89 96 79 107 87 125 101 
Geschwindigkeitsdifferenz 
[km/h] 14 15 11 8 18 13 39 25 
Längsverzögerung [m/s²] 0,3 0,3 0,3 0,2 0,4 0,3 1,2 0,4 
Anteil [%] 100 100 84 36 14 51 3 13 
(85%-Quantile) 
Tabelle 5.3-2:  Fahrverhalten vor OGÜ-Querschnitten in Abhängigkeit der Vzul 
Das Fahrerkollektiv mit den höchsten Ausgangsgeschwindigkeiten (Vverz.-Beginn > Vzul + 10) 
wird in seinem Fahrverhalten durch die Geschwindigkeitsüberwachung am deutlichsten 
beeinflusst und stellt aus diesem Grund nach der Inbetriebnahme der OGÜ-Anlagen nur 
noch einen sehr geringen Anteil dar. Als Zwischenergebnis kann festgehalten werden, dass 
aus der Sicht der Beeinflussung dieses Fahrerkollektives ein OGÜ-Abstand von 700 m eine 
sinnvolle Untergrenze darstellt.  
Auf allen Untersuchungsstrecken war festzustellen, dass Verzögerungen bis deutlich unter 
die zulässige Höchstgeschwindigkeit durchgeführt werden. Das geschieht selbst dann, wenn 
die Ausgangsgeschwindigkeit kleiner ist als die zulässige Höchstgeschwindigkeit. Aufgrund 
der Datenlage und der Art der Maßnahmenumsetzung kann eine abgesicherte Begründung 
nicht erfolgen. Eine mögliche Erklärung stellt die Überwachung der zulässigen Höchstge-
schwindigkeit von 100 km/h dar, die bisher selten auf Landstraßen in Deutschland durchge-
führt wird. Häufiger ist die Überwachung einer geringeren zulässigen Höchstgeschwindigkeit 
(z. B. an Knotenpunkten), so dass auf den Untersuchungsstrecken die Verkehrsteilnehmer 
aus Unsicherheit (Erfahrung versus beschilderte Vzul) über die Höhe der zulässigen 
Höchstgeschwindigkeit einem möglichen Geschwindigkeitsverstoß vorbeugen wollen. Des 
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Weiteren sind alle Tachometer in Kraftfahrzeugen aus Sicherheitsgründen mit einer Unge-
nauigkeit behaftet (Tachovoreilung), so dass dem Kraftfahrer eine höhere Geschwindigkeit 
angezeigt wird als er tatsächlich fährt. Den Messdaten liegen aber exakte Geschwindig-
keitswerte zu Grunde.  
Darüber hinaus bestätigen die ermittelten Differenzgeschwindigkeiten, dass die Mehrheit der 
Einzelfahrer im NACHHER-Zeitraum eine Fahrgeschwindigkeit wählt, die eine Betriebs-
bremsung vor den Überwachungsquerschnitten überflüssig macht. Vielmehr wird voraus-
schauend die Geschwindigkeit „durch Gaswegnahme“ verringert. Eine gesicherte Begrün-
dung für dieses Verhalten kann aufgrund der Datenlage nicht gegeben werden. Die Ergeb-
nisse könnten aber durch die nachfolgenden Randbedingungen beeinflusst worden sein: 
• Ein Großteil der Verkehrsteilnehmer hat eine genaue Ortskenntnis über die Standorte 
der Überwachungsanlagen (vgl. Abschnitt 5.5). Mit zunehmender Betriebszeit der 
Überwachungsanlagen setzt dadurch ein Gewöhnungseffekt ein, der sich im Fahr-
verhalten durch ein homogenes Geschwindigkeitsprofil ausdrückt. 
• Im Zuge der Aufstellung der OGÜ-Anlagen wurden auf den Untersuchungsstrecken 
Hinweisschilder angebracht, die auch nicht ortskundigen Fahrzeugführern Infor-
mationen zur Geschwindigkeitsüberwachung bereitstellen.  
• Die Überwachungsanlagen wurden gut sichtbar platziert, so dass man diese bereits 
aus einiger Entfernung als solche wahrnehmen kann.  
Nur einzelne wenige Messwerte weisen hohe Geschwindigkeitsdifferenzen und kurze 
Verzögerungslängen auf. Kritische Situationen wurden jedoch nicht bemerkt und konnten 
auch im Unfallgeschehen nicht nachgewiesen werden (vgl. Abschnitt 5.1). 
5.3.3 Einflusslänge von OGÜ-Anlagen im Entfernungsbereich auf das Fahrver-
halten 
Für die Ableitung des Einflussbereiches von OGÜ-Anlagen wird das Fahrverhalten vom 
Passieren der OGÜ-Standorte bis zum Beschleunigungsende untersucht (Entfernungsbe-
reich). Ein geschwindigkeitsdämpfender Einfluss der Streckengeometrie kann auch hierbei 
ausgeschlossen werden. 
In Bild 5.3-4 sind die ermittelten Beschleunigungslängen und die Geschwindigkeitsdifferen-
zen aus dem NACHHER-Zeitraum dargestellt.  
 
Bild 5.3-4:  Geschwindigkeitsdifferenz und Beschleunigungslänge nach OGÜ-Querschnitten 






























66  Ergebnisse – OGÜ 
 
Die Länge der Beschleunigungsstrecke nach dem Passieren der OGÜ-Querschnitte 
(Vzul = 100 km/h) wurde für alle Pkw-Einzelfahrer mit 335 m (85 %-Quantil) ermittelt. Damit ist 
die Beschleunigungslänge geringer als die Verzögerungslänge vor dem OGÜ-Querschnitt 
(vgl. Abschnitt 5.3.2). Ebenfalls geringer ist die Differenzgeschwindigkeit zwischen dem 
OGÜ-Querschnitt und dem Ende des Beschleunigungsvorgangs. Das 85 %-Quantil der 
Endgeschwindigkeit nach dem Beschleunigungsvorgang liegt bei 100,2 km/h und ist damit 
gleich der zulässigen Höchstgeschwindigkeit.  
Auch bei den Beschleunigungen ist ein Gewöhnungseffekt zu erkennen. Ein Jahr nach der 
ersten Messung im NACHHER-Zeitraum wurde ein weiterer Rückgang der Geschwindig-
keiten am Ende des Beschleunigungsvorganges festgestellt, so dass diese nun unterhalb 
der zulässigen Höchstgeschwindigkeit liegen.  
 
Bild 5.3-5:  Endgeschwindigkeit und Beschleunigungslänge NACHHER (Vzul = 100 km/h) 
Unterschiede im Beschleunigungsverhalten werden bei der Betrachtung der einzelnen 
Kollektive deutlich (Bild 5.3-5). Bei 85 % der gemessenen Fahrzeuge wurde eine 
Geschwindigkeit nach dem Beschleunigungsende festgestellt, die kleiner oder gleich der 
zulässigen Höchstgeschwindigkeit ist (VBeschl.-Ende ≤ Vzul). Dieses Ergebnis geht einher mit den 
Geschwindigkeiten am Verzögerungsbeginn, wo ein vergleichbar hoher Anteil Fahrzeugfüh-
rer die zulässige Höchstgeschwindigkeit nicht mehr überschreitet (vgl. Abschnitt 5.3.2). Die 
Beschleunigungslänge beträgt 288 m (85%-Quantil), nach der eine Geschwindigkeit von 
95,6 km/h (85 %-Quantil) erreicht wird. Die Beschleunigungen der übrigen beiden Kollektive 
erfolgten über größere Längen. Die höchsten Endgeschwindigkeiten von 123,5 km/h (85 %-
Quantil) wurden nur bei 2 % der untersuchten Fahrzeuge festgestellt. Die Geschwindigkeits-
differenz dieses Fahrerkollektives ist mit 26,9 km/h (85 %-Quantil) am höchsten.  
Auch bei den Beschleunigungen zeigt sich ein Gewöhnungseffekt nach andauernder Be-
triebszeit der Überwachungsanlagen (Bild 5.3-6). Nur noch 1 % der Einzelfahrer wählt nach 
dem überwachten Querschnitt eine Geschwindigkeit, die 10 km/h oder mehr über der zu-
lässigen Höchstgeschwindigkeit liegt. Deren Endgeschwindigkeit ist zudem 6,9 km/h (85 %-
Quantil) geringer als noch ein Jahr zuvor. Die Beschleunigung endet bei 350 m (85 %-
Quantil). Über 90 % der Fahrzeugführer beschleunigen nach dem Passieren von OGÜ-
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Bild 5.3-6:  Endgeschwindigkeit und Beschleunigungslänge NACHHER 2 (Vzul = 100 km/h) 
Die Entwicklung der Geschwindigkeiten nach OGÜ-Anlagen mit einer geringeren zulässigen 
Höchstgeschwindigkeit (Vzul = 80 km/h) unterliegt einem vergleichbaren Trend (Anhang 4). 
Die Hauptunterschiede sind darin zu sehen, dass der Weg während der Beschleunigungs-
phase länger ist und ein höherer Anteil (10 %) auf eine Geschwindigkeit beschleunigt, die 
10 km/h oder mehr über der zulässigen Höchstgeschwindigkeit liegt. Ein Gewöhnungseffekt 
nach andauernder Betriebszeit ist ebenfalls festzustellen. Danach werden die Geschwindig-
keiten nach dem Ende der Beschleunigungsphase sowie der Anteil derer, die die zulässige 
Höchstgeschwindigkeit deutlich überschreiten, weiter geringer. 
Die Ergebnisse des Fahrverhaltens nach dem Passieren der OGÜ-Anlagen sind in Tabelle 
5.3-3 zusammengefasst. Auch bei dieser Auswertung ist das Kollektiv maßgebend, welches 
am deutlichsten durch die Maßnahme beeinflusst wird (VBeschl.-Ende > Vzul + 10).  
1. NACHHER-Messung Alle Kollektive VBeschl.-Ende ≤ Vzul 




Vzul [km/h] 100 80 100 80 100 80 100 80 
Beschleunigungslänge [m] 336 360 288 280 500 380 430 550 
Endgeschwindigkeit [km/h] 100 88 96 79 107 87 123 99 
Geschwindigkeitsdifferenz 
[km/h] 13 13 10 7 17 15 27 21 
Längsbeschleunigung 
[m/s²] 0,3 0,3 0,3 0,3 0,5 0,3 0,9 0,4 
Anteil [%] 100 100 85 45 13 45 2 10 
(85%-Quantile) 
Tabelle 5.3-3:  Fahrverhalten nach OGÜ-Querschnitten in Abhängigkeit der Vzul 
Vor dem Hintergrund der linienhaften Geschwindigkeitsüberwachung (vgl. Abschnitt 3.4.1) ist 
mit Sicht auf das Fahrverhalten nach den OGÜ-Anlagen (Entfernungsbereich) vor allem eine 
Wirkung auf die Fahrer mit den höchsten Fahrgeschwindigkeiten festzustellen. Die Einfluss-
länge betrug 430 m. Die Einflusslänge bei einer geringeren zulässigen Höchstgeschwindig-
keit lag bei 550 m. In beiden Fällen wird die zulässige Höchstgeschwindigkeit überschritten, 
wobei dieses Fahrverhalten nur noch bei einem sehr geringen Anteil beobachtet wurde.  
Es konnte gezeigt werden, dass mit zunehmender Betriebszeit eine deutliche Verstetigung 
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schwindigkeit nach dem Ende der Beschleunigungsphase nicht mehr. Des Weiteren werden 
die Geschwindigkeitsdifferenzen zwischen der Station der Geschwindigkeitsüberwachung 
und dem Ende der Beschleunigungsphase mit zunehmender Betriebszeit geringer. Unter-
schiede gibt es hinsichtlich der zulässigen Höchstgeschwindigkeit. An OGÜ-Anlagen mit 
Vzul = 100 km/h ist ein hoher Befolgungsgrad der zulässigen Höchstgeschwindigkeit schneller 
erreicht als an Querschnitten mit Vzul = 80 km/h. 
5.3.4 Unfallgeschehen im Bereich der OGÜ-Anlagen 
Gemäß der in Abschnitt 4.4 dargestellten Methodik wurde das Unfallgeschehen im Annähe-
rungsbereich und im Entfernungsbereich der OGÜ-Anlagen untersucht. Entsprechend der 
Entfernung zum Überwachungsquerschnitt wurde das Unfallgeschehen analysiert. Die 
stationäre Zuordnung der registrierten Unfälle erfolgte mit dem geographischen Infor-
mationssystem MapInfo (Version 8.5).  
Einige OGÜ-Anlagen standen in geringem Abstand zueinander, so dass sich Über-
schneidungsbereiche benachbarter Überwachungsanlagen ergaben. Die Anlagen wurden für 
diese Untersuchung unabhängig voneinander betrachtet, so dass die Unfälle im Bereich der 
Überschneidung beiden Überwachungsanlagen zugeordnet wurden. Andererseits wäre das 
Unfallgeschehen in größeren Entfernungen zur OGÜ-Anlage unterschätzt und damit die 
Unfallkenngrößen mit zunehmender Entfernung von der OGÜ-Anlage kontinuierlich geringer 
geworden.  
Das Ergebnis der Auswertung ist in Bild 5.3-7 dargestellt. In Abhängigkeit von der Entfer-
nung zum Überwachungsquerschnitt ist die angepasste Unfallkostenrate aus dem VORHER 
und dem NACHHER-Zeitraum dargestellt.  
 
Bild 5.3-7:  angepasste Unfallkostenrate UKRa (P,SS) in Anhängigkeit der Entfernung zu OGÜ-Anlagen 
Die angepasste Unfallkostenrate (UKRa) lag im Bereich um die Überwachungsanlagen im 
VORHER-Zeitraum zum Teil deutlich über dem NACHHER-Zeitraum. Besonders fällt hier der 
Bereich zwischen 300 m und 500 m Entfernung auf. Der Grund dafür liegt im Auswahl-
verfahren der Überwachungsstandorte durch die Projektgruppe. Die OGÜ-Standorte wurden 
anhand örtlicher Gegebenheiten und des Unfallgeschehens ausgewählt, so dass z. B. vor 
unfallbelasteten Einzelkurven oder unstetigen Kurvenfolgen die Überwachung jeweils einer 
Fahrtrichtung erfolgte. In den Ergebnissen wird deutlich, dass die gewählten Standorte 
Wirkung zeigten. In weiterer Entfernung steigt die UKRa nur vereinzelt wieder an. Den 
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MEEWES (1993) leitete anhand der Änderung der Unfallkosten für Personen- und Sach-
schäden im Bereich eines einzelnen Überwachungsstandortes einen Wirkungsbereich von 
500 m ab. Darüber hinaus war der Rückgang der Unfallkosten nur noch gering. Im 
NACHHER-Zeitraum der vorliegenden Untersuchung kann diese Entwicklung nicht fest-
gestellt werden.  
Die Hauptursache dafür ist die streckenweite Anordnung der Überwachungsanlagen. Sie 
bewirkt eine Beeinflussung des Unfallgeschehens entlang der gesamten Untersuchungsstre-
cken (vgl. Abschnitt 3.5.1). Des Weiteren sind große Streuungen der UKRa im betrachteten 
Abschnitt nicht erkennbar. Die geringeren Fahrgeschwindigkeiten im NACHHER-Zeitraum 
bewirken demnach einen Rückgang der Unfallanzahl und der Unfallschwere über den 
gesamten betrachteten Abschnitt (+/- 1000 m). Die Wirkung hinsichtlich eines geringeren 
fahrleistungsabhängigen Unfallrisikos wird aber besonders an denjenigen Entfernungen 
sichtbar, die im VORHER-Zeitraum durch ein hohes Unfallrisiko aufgefallen sind 
(z. B. Unstetigkeitsstellen).  
Dieses Ergebnis zeigt, dass die gewählten Standorte wirkungsvoll das Unfallgeschehen 
entlang der gesamten Länge der Untersuchungsstrecken beeinflussen. Vor dem Hintergrund 
der linienhaften Anordnung der OGÜ-Anlagen und deren vorgegebener Abstände ist die 
Ableitung einer exakten Wirkungslänge nur mit Hilfe des Unfallgeschehens nicht möglich.  
5.3.5 Zusammenfassung Einflusslänge von OGÜ-Anlagen 
In Abhängigkeit von den methodischen Ansätzen zur Ermittlung der Einflusslängen von 
OGÜ-Anlagen haben sich voneinander abweichende Ergebnisse ergeben (Bild 5.3-8).  
 
Bild 5.3-8:  Einflusslänge von OGÜ-Anlagen  
Als maßgebend wurden die Messwerte der ersten Messung im NACHHER-Zeitraum ange-
sehen, weil diese den direkten Einfluss der OGÜ-Anlagen ohne einen Gewöhnungseffekt 
darstellen. Vergleichsweise sind in Bild 5.3-8 auch die Ergebnisse der zweiten NACHHER-
Messung dargestellt, um die Veränderungen der Einflusslänge mit zunehmender Gewöh-
nung aufzuzeigen. 
Mit Hilfe der Einzelfahrerbetrachtung wurde durch die Analyse der Verzögerungs- und 
Beschleunigungslängen eine Länge ermittelt, in der das Fahrverhalten beeinflusst ist. Diese 
Länge stellt den direkten Einflussbereich der OGÜ-Anlagen auf das Fahrverhalten der 
Fahrzeugführer dar. Dafür wurden vor und nach den OGÜ-Querschnitten Verzögerungs- 
bzw. Beschleunigungslängen der Fahrzeugführer direkt gemessen und auftretende 
Differenzgeschwindigkeiten berechnet. Im Ergebnis dieser Betrachtung konnten Einflussbe-
reiche abgeleitet werden, die den direkten Einfluss der OGÜ-Anlagen auf das Verzögerungs- 
und Beschleunigungsverhalten beschreiben. Abgeleitet aus dieser Betrachtung müssen 
OGÜ-Anlagen nicht dichter als alle 700 m aufgestellt werden, um eine linienhafte Durch-
setzung der zulässigen Höchstgeschwindigkeit zu erreichen. 
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Eine weitere Näherung erfolgte über den Vergleich der Geschwindigkeitsverteilungen aus 
der VORHER- und den beiden NACHHER-Messungen. Die Verteilungen wurden auf signifi-
kante Geschwindigkeitsunterschiede überprüft und damit ein Einflussbereich ermittelt. Die 
Ergebnisse in Bild 5.3-8 zeigen, dass die Länge des Einflussbereiches geringer ist als die 
Länge, in der aktive Verzögerungen und Beschleunigungen festgestellt wurden. Infolge der 
geringer werdenden Geschwindigkeitsdifferenzen mit zunehmender Betriebszeit der OGÜ-
Anlagen, wird der Bereich signifikant unterschiedlicher Geschwindigkeiten im Vergleich zum 
VORHER-Geschwindigkeitsniveau stetig länger. 
Zusätzlich zur Betrachtung des Fahrverhaltens erfolgte die Ermittlung des Einflussbereiches 
hinsichtlich des Unfallgeschehens. Verglichen wurde das Unfallgeschehen VORHER/ 
NACHHER im Abstand von 1.000 m vor und nach den OGÜ-Anlagen. Im Ergebnis war über 
den gesamten untersuchten Bereich ein geringeres fahrleistungsbezogenes Risiko im 
NACHHER-Zeitraum zu verzeichnen. Die Unfallanalyse der Untersuchungsstrecken zeigte, 
dass auch über den Bereich von 1.000 m hinaus eine deutliche Verbesserung der 
Verkehrssicherheit eingetreten ist (vgl. Abschnitt 5.1).  
Die Wirkung auf das Unfallgeschehen ist deutlich länger als der Bereich, in dem signifikant 
unterschiedliche Geschwindigkeiten oder Verzögerungen und Beschleunigungen gemessen 
worden sind. Demzufolge kann ein größerer Abstand zwischen den OGÜ-Anlagen realisiert 
werden als der, der über das Fahrverhalten ermittelt wurde, ohne dass negative Wirkungen 
auf das Unfallgeschehen zu erwarten sind. 
Die Abstände der OGÜ-Anlagen auf den Untersuchungsstrecken konnten nicht verändert 
werden, so dass sich die ermittelten Wirkungen und Einflussbereiche vor dem Hintergrund 
der vorgegebenen OGÜ-Standorte eingestellt haben (vgl. Abschnitt 3). Unter Beachtung der 
Ergebnisse der zweiten Messung im NACHHER-Zeitraum (Gewöhnungseffekte) und in 
Verbindung mit dem dargestellten mehrstufigen Untersuchungsansatz kann geschlussfolgert 
werden, dass sich eine linienhafte Anordnung von OGÜ-Anlagen im Abstand von 2,5 km als 
geeignet erweist, ein zu hohes Geschwindigkeitsniveau streckenweit auf das zulässige 
Niveau zu senken und dadurch die Verkehrssicherheit deutlich zu verbessern.  
In Einzelfällen kann es aus dem Unfallgeschehen heraus erforderlich sein, die zulässige 
Höchstgeschwindigkeit vor Einzelkurven oder unstetigen Elementkombinationen durchzu-
setzen. In der Untersuchung von MEEWES (1993) wurde bereits der Einflussbereich von einer 
einzelnen OGÜ-Anlage auf das Unfallgeschehen von 500 m ermittelt. Aus der vorliegenden 
Untersuchung der Einzelfahrerbetrachtung wird abweichend zu MEEWES (1993) für diesen 
Anwendungsfall ein Standort empfohlen, der aus dem ermittelten Fahrverhalten (Beschleu-
nigungslänge) desjenigen Kollektivs abgeleitet wurde, welches die zulässige Höchstge-
schwindigkeit nach dem Beschleunigungsende nicht mehr überschreitet (VBeschl.-Ende ≤ Vzul). 
Der Abstand zwischen Überwachungsquerschnitt und Unstetigkeitsstelle sollte daher 300 m 
nicht überschreiten, damit gewährleistet ist, dass die zulässige Höchstgeschwindigkeit am 
Beginn der Unstetigkeitsstelle eingehalten wird (vgl. Abschnitt 5.3.3). Bei größeren Abstän-
den steigt der Anteil derjenigen Fahrzeugführer an, die am Beginn der Unstetigkeitsstelle 
eine höhere Geschwindigkeit als die zulässige Höchstgeschwindigkeit wählen und damit 
auch das Unfallrisiko. 
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5.4 Polizeilich erfasste Geschwindigkeitsverstöße 
Ein konkreter Trend in der Geschwindigkeitsentwicklung auf den Untersuchungsstrecken 
sollte sich auch in der Anzahl der Geschwindigkeitsverstöße über die Betriebsdauer der 
OGÜ-Anlagen nachweisen lassen. Für diese Überprüfung standen Daten von Ordnungs- und 
Verkehrsämtern zur Verfügung, aus denen die jährliche Anzahl an Vorgängen (Ordnungs-
widrigkeiten im Verwarn- und Bußgeldbereich) infolge der Geschwindigkeitsüberwachung 
hervorging.  
Die Anzahl der festgestellten Ordnungswidrigkeiten im ersten Jahr der Überwachung ent-
spricht dem 100 %-Wert, um die zeitliche Entwicklung zu veranschaulichen (Bild 5.4-1). 
Weiterhin wurde vorausgesetzt, dass eine kontinuierliche Überwachung bzw. gleiche Über-
wachungszeiträume in jedem Jahr gegeben waren. Diese Annahme musste getroffen 
werden, weil keine Informationen über die exakten Betriebsstunden der Anlagen vorlagen.  
 
Bild 5.4-1:  Entwicklung der Anzahl der Geschwindigkeitsverstöße an OGÜ-Anlagen 
Das Ergebnis über drei bzw. vier Jahre zeigt, dass die Anzahl der geahndeten Geschwindig-
keitsübertretungen auf den Untersuchungsstrecken stetig geringer wird. Im dritten Jahr nach 
der Inbetriebnahme gab es mehr als die Hälfte weniger Ordnungswidrigkeiten infolge einer 
Überschreitung der zulässigen Höchstgeschwindigkeit als noch im ersten Jahr nach der 
Inbetriebnahme. Der Trend der Entwicklung der Geschwindigkeitsverstöße aus der 
Auswertung der polizeilichen Daten hängt demnach mit der Entwicklung des Fahrverhaltens 
zusammen (vgl. Abschnitt 5.2).  
Die Datenlage ermöglichte eine Auswertung der Höhe der festgestellten Geschwindigkeits-
überschreitungen und deren zeitliche Entwicklung. Hierfür wurde eine Einteilung in Ge-
schwindigkeitsklassen mit einer Klassenbreite von 5 km/h vorgenommen. Da die Häufigkei-
ten in den oberen Klassen der Geschwindigkeitsüberschreitung (26 bis > 70 km/h) nur sehr 
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Bild 5.4-2:  Entwicklung der geahndeten Geschwindigkeitsverstöße 
Bild 5.4-2 zeigt, dass über 85 % der geahndeten Geschwindigkeitsverstöße im 
Verwarngeldbereich lagen (≤ 20 km/h Überschreitung der zulässigen Höchstgeschwindigkeit) 
und demnach der Anteil im Bußgeldbereich nur sehr gering war. Mit andauernder Geschwin-
digkeitsüberwachung setzte eine Verschiebung innerhalb der unteren Überschreitungs-
klassen ein. Vier Jahre nach der Inbetriebnahme der Überwachungsanlagen ist der Anteil 
derer, die die zulässige Höchstgeschwindigkeit bis 10 km/h überschritten, um 11 % 
angestiegen. Der Anteil höherer Überschreitungen war aber deutlich geringer.  
Die Überschreitungen, die im Bußgeldbereich lagen, blieben in ihren Anteilen nahezu 
unverändert. Dieser Anteil ist nicht den Motorradfahrern zuzuordnen, da ungültige Messun-
gen (keine Fahreridentifikation durch Beweisfoto aufgrund des Helmes, kein Nummernschild 
in der Frontpartie) direkt aussortiert werden. Wie bereits bei den Geschwindigkeitsauswer-
tungen festgestellt wurde (vgl. Abschnitt 5.2), gibt es einen geringen Anteil an Fahrzeug-
führern, die die zulässige Höchstgeschwindigkeit trotz Geschwindigkeitsüberwachung noch 
überschreiten. Darüber hinaus zeigte die Auswertung der einzelnen OGÜ-Standorte, dass 
der Anteil festgestellter Verstöße unabhängig davon ist, ob der Überwachungsquerschnitt am 
Beginn oder am Ende des Untersuchungsabschnittes lag. 
Die Auswertung der Ordnungswidrigkeiten bestätigt die bisherigen Ergebnisse des Fahrver-
haltens. Vergleicht man beide Entwicklungen, so ist ein deutlicher Zusammenhang fest-
zustellen. Der Anteil geahndeter Geschwindigkeitsverstöße lag am Ende des Untersu-
chungszeitraumes bei unter einem Prozent des Verkehrsaufkommens. Die zulässige 
Höchstgeschwindigkeit auf den Untersuchungsstrecken wird durch die Geschwindigkeits-
überwachung immer öfter eingehalten und bildet die Grundlage für die signifikante Verbesse-
rung der Verkehrssicherheit auf den Untersuchungsstrecken.  
5.5 Fahrerakzeptanz von OGÜ-Anlagen 
Die Überwachung der zulässigen Höchstgeschwindigkeit hatte die Erhöhung der Verkehrs-
sicherheit auf den unfallauffälligen Untersuchungsstrecken als vorrangiges Ziel. Um dieses 
Ziel zu erreichen, wurden mit Hilfe der Geschwindigkeitsüberwachung geltende Verkehrs-
regelungen durchgesetzt. Diese Einhaltung der geltenden Verkehrsvorschriften wird aber nur 
über eine Änderung des Fahrverhaltens der Verkehrsteilnehmer erreicht. Anhand der Ge-
schwindigkeitsmessungen konnte diese Änderung bereits festgestellt werden. Unklar ist, ob 
die Kraftfahrer ihr Fahrverhalten entgegen ihrer persönlichen Einstellung anpassen, um eine 
Bestrafung zu vermeiden oder die Verhaltensänderung mit ihrer Einstellung zu den Maß-
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Untersuchungsstrecken anhand eines Fragebogens (Anhang 5) zu folgenden Schwer-
punkten befragt: 
• Wahrnehmung  
• Fahrverhalten  
• Akzeptanz  
• Subjektives Sicherheitsempfinden  
• Persönliche Einstellung hinsichtlich der örtlich zulässigen Höchstgeschwindigkeit. 
Für die Auswertung standen 217 vollständig beantwortete Fragebögen zur Verfügung. 
Die Auswertung der Befragung ergab, dass die OGÜ-Anlagen von 98 % der Verkehrsteil-
nehmer erkannt wurden. Über 90 % gaben an, die Hinweise zur Radarkontrolle gesehen zu 
haben. Die Vorinformation und die gute Sichtbarkeit der OGÜ-Anlagen schaffte damit die 
Grundvoraussetzung für eine positive Einstellung gegenüber der Maßnahme, so dass der 
Verdacht der „Geldschneiderei“ nicht bestimmend war. 
Hinsichtlich des Fahrverhaltens gaben über die Hälfte der Befragten an, eine geringere 
Fahrgeschwindigkeit zu wählen. Begründet wurde das mit der Kenntnis über die Geschwin-
digkeitsüberwachung.  
Die Verkehrsteilnehmer wurden auch nach ihrer persönlichen Meinung über den Einsatz von 
OGÜ-Anlagen befragt. Weit über zwei Drittel der Fahrzeugführer sprachen sich für den 
Einsatz auf unfallauffälligen Landstraßen aus. Unterschiede gab es zwischen den Bundes-
ländern, in denen die Untersuchungsstrecken liegen (Bild 5.1-1). In Brandenburg (B 5) lag 
die Zustimmung bei 75 %, in Thüringen (B 247 und B 249) bei über 90 %. Ursache dafür 
könnte die vergleichsweise höhere Dichte an Überwachungsanlagen im Land Brandenburg 
sein, die in der Regel als Einzelstandorte ohne Ankündigung betrieben werden. Die 
insgesamt hohe Zustimmung wird durch die subjektive Einschätzung der Befragten bezüglich 
der Verkehrssicherheitswirkung auf den Untersuchungsstrecken unterstützt. Über zwei Drittel 
der Befragten ist der Meinung, dass sich durch den Einsatz der OGÜ-Anlagen die Verkehrs-
sicherheit auf den Untersuchungsstrecken erhöht hat. Die Unfallanalyse konnte diese 
Entwicklung bestätigen. Das Ergebnis zeigt auch, dass im VORHER-Zeitraum bewusst ein 
höheres Risiko durch die Geschwindigkeitswahl eingegangen wurde. 
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Die Auswertungen zur Überschreitung der zulässigen Höchstgeschwindigkeit haben gezeigt, 
dass auf Strecken, auf denen im VORHER-Zeitraum hohe Überschreitungen festgestellt 
wurden, die größten Geschwindigkeitsreduktionen festgestellt werden konnten. Die zulässige 
Höchstgeschwindigkeit von 80 km/h auf der Untersuchungsstrecke B 5 wurde im VORHER-
Zeitraum erheblich missachtet. Daher wurden die Verkehrsteilnehmer über ihre Meinung zur 
Höhe der zulässigen Höchstgeschwindigkeit auf den Untersuchungsstrecken befragt. 
 
Bild 5.5-2:  Akzeptanz der zulässigen Geschwindigkeit 
Bei diesem Befragungsergebnis wird deutlich, dass die hohen Geschwindigkeitsüber-
schreitungen auf der B 5 im VORHER-Zeitraum folgerichtig mit der mangelnden Akzeptanz 
einer solchen Anordnung zusammenhängen. Dies gilt auch unter dem Aspekt, dass ver-
gleichbare Alleenstraßen in anderen Bundesländern mit 100 km/h betrieben werden. Dem-
nach kann man bei dieser Untersuchungsstrecke lediglich von einer Toleranz der Maßnahme 
ausgehen. Auf den Streckenabschnitten in Thüringen empfinden dagegen über 90 % der 
Befragten die beschilderte zulässige Höchstgeschwindigkeit als gerechtfertigt. Sie entspricht 
gemäß der Wahrnehmung des Kraftfahrers offenbar besser den örtlichen Gegebenheiten.  
Des Weiteren bestätigte die Befragung die Messungen zum Fahrverhalten an den OGÜ-
Anlagen. Die Mehrheit gab an, in Annäherung an die OGÜ-Anlagen zu verzögern und nach 
dem Passieren des Überwachungsquerschnitts wieder zu beschleunigen. Darüber hinaus 
konnte in den Messungen festgestellt werden, dass Verzögerungen selbst dann durchgeführt 
werden, wenn die zulässige Höchstgeschwindigkeit eingehalten oder bereits unterschritten 
wird (vgl. Abschnitt 5.3.2). 
Die Akzeptanzuntersuchung hat gezeigt, dass die Mehrheit der Befragten mit einem Einsatz 
solcher Anlagen zur Verbesserung der Verkehrssicherheit auf unfallauffälligen Landstraßen 
einverstanden ist. Einfluss auf die Akzeptanz haben neben der Streckengeometrie und der 
beschilderten zulässigen Höchstgeschwindigkeit vor allem die OGÜ-Standorte und deren 
Sichtbarkeit. Besonders die Ankündigung und eine gute Sichtbarkeit der OGÜ-Anlagen 
unterstützen die Akzeptanz bei den Verkehrsteilnehmern und reduzieren den Verdacht der 
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6 Ergebnisse - Kombination von dreistreifigen Abschnitten mit 
Überholfahrstreifen und zweistreifigen Abschnitten mit Über-
holverboten (ÜFS/ÜV) 
6.1 Unfallgeschehen 
6.1.1 Unfallentwicklung auf den Untersuchungsstrecken 
Ziel der Untersuchung ist es zu prüfen, inwieweit die Maßnahmen zur Sicherung von Über-
holvorgängen zu einer Verbesserung der Verkehrssicherheit auf den Untersuchungsstrecken 
beitragen können. Aus diesen Ergebnissen können anschließend Empfehlungen für einen 
bundesweiten Einsatz abgeleitet werden. Die Untersuchung baut auf Unfalldaten auf, die für 
jede Untersuchungsstrecke aus drei Jahren vor und nach der Maßnahmenumsetzung 
vorlagen. Zwischen der Verkehrsfreigabe und dem Beginn der Unfalldatenerhebung im 
NACHHER-Zeitraum wurde ein Eingewöhnungszeitraum beachtet.  
Im VORHER-Zeitraum wurden auf den Untersuchungsstrecken 159 Unfälle mit Personen- 
und schwerwiegendem Sachschaden U(P,SS) registriert, die sich zu annähernd gleichen 
Anteilen auf die Unfallkategorien U(SP), U(LV) und U(SS) aufteilen. Das Ausgangsniveau 
der Unfallanzahl und deren Verteilung auf die Unfallkategorien war in Abhängigkeit von der 
Untersuchungsstrecke unterschiedlich (Bild 6.1-1). Maßgebend wirkt sich bei der 
Betrachtung der absoluten Unfallanzahl die jeweilige Länge der Untersuchungsstrecke aus. 
Dennoch sind große Unterschiede in der Verteilung der Unfälle auf die jeweiligen 
Unfallkategorien auffällig.  
Ebenso unterschiedlich wie sich die Verteilung der Unfälle im VORHER-Zeitraum darstellt, ist 
auch die Unfallentwicklung im NACHHER-Zeitraum. Während sich auf einigen Untersu-
chungsstrecken ein deutlicher Rückgang der Unfälle in allen Unfallkategorien abzeichnet 
(L 48, B 101), war auf anderen Untersuchungsstrecken lediglich der Rückgang von Unfällen 
einzelner Unfallkategorien zu erkennen.  
 
Bild 6.1-1:  Unfallanzahl der Unfälle U(P,SS) im VORHER-NACHHER-Vergleich 
Im Unfallgeschehen der B 87 trat im NACHHER-Zeitraum eine Unfallhäufungsstelle (UHS) 
auf. An dieser UHS geschahen, vorrangig bei Nässe, 12 Unfälle U(SP), 6 U(LV) und 
5 U(SS). Dabei handelte sich ausschließlich um Fahrunfälle, die mit Ausnahme von 2 U(LV) 
alle in derselben Richtung auftraten. Die UHS befindet sich in einer Linkskurve eines drei 
Kilometer langen zweistreifigen Abschnittes. Zwischen VORHER- und NACHHER-Zeitraum 
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geändert, um das Überholen zu verbieten, bauliche Änderungen wurden nicht 
vorgenommen. Bereits vor dem Beginn der VORHER-Untersuchung war diese Kurve 
aufgrund vieler Fahrunfälle mit schwerem Personenschaden auffällig geworden. Damals 
erfolgte eine Erneuerung der Fahrbahnoberfläche im Kurvenbereich, so dass diese Kurve bis 
zur NACHHER-Untersuchung nicht mehr auffällig war. Die örtliche Unfallkommission stellte 
fest, dass die UHS nachweislich durch den sich verschlechternden Fahrbahnzustand und die 
Kurvengeometrie verursacht wurde und in keinem Zusammenhang mit der umgesetzten 
Maßnahme auf dieser Untersuchungsstrecke steht. Eine Geschwindigkeitserhöhung als 
Folge der Anlage von Überholfahrstreifen konnte im Kurvenbereich nicht festgestellt werden 
(vgl. Abschnitt 6.2.4). Aus diesem Grund wurde diese Einzelkurve auf der B 87 sowohl im 
VORHER- als auch im NACHHER-Zeitraum aus der nachfolgenden Ergebnisbetrachtung 
ausgeschlossen. 
Für die weitere Betrachtung der Unfallentwicklung ist in Bild 6.1-2 die angepasste 
Unfallkostenrate (UKRa) für alle Untersuchungsstrecken dargestellt. Durch den Bezug auf 
die Fahrleistung ist diese Kenngröße auch zur vergleichenden Betrachtung der Untersu-
chungsstrecken geeignet. Der Berechnung liegt ein angepasster Unfallkostensatz für Unfälle 
mit Personenschaden WUa(P) von: 
• 210.211 € im VORHER-Zeitraum und von 
• 191.138 € im NACHHER-Zeitraum  
zu Grunde (vgl. Abschnitt 4.1). 
 
Bild 6.1-2:  angepasste Unfallkostenrate (UKRa) der Unfälle U(P,SS) 
Die angepasste Unfallkostenrate des VORHER-Zeitraumes verdeutlicht das hohe fahr-
leistungsabhängige Risiko und die hohe Unfallschwere auf den Untersuchungsstrecken. 
Diese liegen deutlich über denen anderer zweistreifiger Landstraßen im Bundesgebiet (vgl. 
BRANNOLTE U. A., 1992; VIETEN / DOHMEN, 2010). Ausgeprägte Unterschiede werden auch 
beim Vergleich der Untersuchungsstrecken untereinander sichtbar. Trotz einer geringeren 
Unfallanzahl war das fahrleistungsabhängige Unfallrisiko auf der L 48 höher als auf der B 87, 
auf der die höchste Unfallanzahl im VORHER-Zeitraum festgestellt wurde.  
Hinsichtlich der Maßnahmenwirkungen sind die Ergebnisse, gemessen an den angepassten 
Unfallkostenraten, sehr unterschiedlich. Die größten Rückgänge der UKRa konnten auf der 
L 48 und der B 87 festgestellt werden. Bei anderen Strecken wie der B 97 oder der B 169 
waren die Wirkungen der Maßnahme weniger deutlich ausgeprägt. Großen Einfluss auf die 
Ergebnisse hatte die Unfallcharakteristik auf den Untersuchungsstrecken. Aufgrund der 
Ausrichtung der Maßnahme auf nur einen Unfalltyp konnte das fahrleistungsabhängige 
Risiko auf denjenigen Untersuchungsstrecken deutlicher reduziert werden, auf denen die 
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Bild 6.1-7). Abschnitt 6.1.2 enthält die Ergebnisse einer detaillierten Untersuchung zur 
Unfallentwicklung in Einzelabschnitten. 
Das dargestellte Unfallgeschehen auf den Untersuchungsstrecken ist noch mit dem Einfluss 
der bundesweiten Unfallentwicklung behaftet. In Bild 6.1-3 ist daher die Wirkung der 
Maßnahmen auf die Verkehrssicherheit unter Berücksichtigung der allgemeinen Unfallent-
wicklung (Kontrollgruppe) dargestellt. 
 
Bild 6.1-3:  Maßnahmenwirkung hinsichtlich der U(P,SS) auf den ÜFS-Strecken  
Hinsichtlich der Gesamtwirkung betrug der Maßnahmenfaktor 0,67. Somit wurden durch das 
Angebot sicherer Überholmöglichkeiten in Kombination mit Überholverboten in den zwei-
streifigen Zwischenabschnitten die Unfälle mit Personen- und schwerwiegendem Sach-
schaden maßnahmenbedingt um 33 % reduziert. Die Verbesserung der Verkehrssicherheit 
ist zudem statistisch signifikant (p < 0,05) im Vergleich zur Unfallentwicklung in der Kontroll-
gruppe.  
Die Gegenüberstellung der Maßnahmenwirkung bedarf einer weiteren Untersuchung. 
Während bei drei Untersuchungsstrecken die trendbereinigte Maßnahmenwirkung bei 58 % 
(B 101) bzw. 62 % (B 87) und 64 % (L 48) liegt, konnte auf der B 169 keine Verbesserung 
und auf der B 97 nur eine negative Entwicklung der Verkehrssicherheit festgestellt werden. 
Bereits die angepassten Unfallkostenraten dieser beiden Untersuchungsstrecken zeigten im 
VORHER-NACHHER-Vergleich deutlich geringere Unterschiede zu den übrigen Unter-
suchungsstrecken. Die Ergebnisse der Maßnahmenwirkung weisen auf eine Abhängigkeit 
von streckenspezifischen Eigenschaften der Untersuchungsstrecken hin, die starken Einfluss 
auf die Unfallentwicklung ausüben. Um die maßgebenden Ursachen herauszuarbeiten, die 
sich negativ auf die Verkehrssicherheit auswirkten, werden nachfolgend die beiden Unter-
suchungsstrecken betrachtet, bei denen sich keine statistisch positive Wirkung der Maß-
nahme eingestellt hat.  
Maßgebend für die neutrale Maßnahmenwirkung auf der B 169 sind Unfälle am Ende von 
einem der beiden dreistreifigen Überholabschnitte. Unmittelbar nach dem Ende des drei-
streifigen Überholabschnittes schließt die Untersuchungsstrecke mit einer Linkskurve an die 
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Knotenpunktes (Abzweig nach Reichenbach) geplant, in dessen Folge auch die Richtungs-
änderung nach dem Ende des Überholabschnittes vermieden wird, um an den Bestand 
anzuschließen. Für die Untersuchung wurde jedoch nur der Ausbau der Überholabschnitte 
zeitlich vorgezogen, nicht aber die Verlegung des Knotenpunktes. In der Folge traten in der 
Linkskurve im Übergang in die Bestandsstrecke vermehrt Fahrunfälle mit schwerem Per-
sonenschaden im NACHHER-Zeitraum auf. Ungenügende Längsebenheiten, bedingt durch 
den Anschluss der Bestandsstrecke, führten zu Unfällen in beiden Fahrtrichtungen. Die 
überwiegende Unfallanzahl konnte Fahrzeugen zugeordnet werden, die den vorausliegen-
den Überholfahrstreifen noch am Ende zum Überholen genutzt hatten. Diese Fahrzeuge 
müssen zwei dicht aufeinander folgende Richtungswechsel vornehmen, um vom Überhol-
fahrstreifen auf den durchgehenden rechten Fahrstreifen zu wechseln und anschließend der 
Linienführung in eine Linkskurve weiter zu folgen (Bild 6.1-4).  
 
Bild 6.1-4:  Ende des Überholabschnittes B 169 
Diese kurz aufeinander folgenden Richtungswechsel in Kombination mit hohen Geschwin-
digkeiten (vgl. Abschnitt 6.2) und der Fahrbahnzustand im Anschlussbereich an die 
Bestandsstrecke waren die Hauptursachen für die auftretenden Unfälle, was sich in Form 
einer neutralen Maßnahmenwirkung auf die Gesamtstrecke auswirkte.  
Auf der Untersuchungsstrecke B 97 konnte keine Maßnahmenwirkung hinsichtlich der 
Verkehrssicherheit festgestellt werden. Hier war die Unfallentwicklung der Kontrollgruppe 
deutlich besser als die Unfallentwicklung auf der Untersuchungsstrecke. Für diese Entwick-
lung konnten zwei entscheidende Gründe herausgearbeitet werden.  
Am Ende eines 800 m langen Überholfahrstreifens (KP Bühlow Richtung Groß Oßnig) traten 
im NACHHER-Zeitraum vermehrt Unfälle mit schwerem Personenschaden auf. Fast aus-
schließlich geschahen diese bei Nässe oder Winterglätte. Dieses Überholfahrstreifenende ist 
als unkritischer Wechsel ausgebildet. Bei dieser Gestaltung erfolgt die bauliche Verziehung 
des durchgehenden rechten Fahrstreifens nach dem Ende des Überholfahrstreifens (Bild 
6.1-5).  
 
Bild 6.1-5:  Systemskizze einzeln angeordneter Überholfahrstreifen mit unkritischem Wechsel 
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Es ist ein ähnlicher Fahrvorgang nötig wie an der beschriebenen Problemstelle auf der 
Untersuchungsstrecke B 169, um dem weiteren Streckenverlauf zu folgen. Ausschließlich 
wurden die Unfälle von Fahrzeugen ausgelöst, die den Überholfahrstreifen noch kurz vor 
dessen Ende nutzten. Die Unfälle geschahen durch einen Kontrollverlust über das eigene 
Fahrzeug beim Wiedereinfädeln in den durchgehenden rechten Fahrstreifen und dem 
Versuch, der weiteren Linienführung zu folgen (Fahrunfälle). Zurückzuführen sind diese 
Unfälle auf den verminderten Kraftschluss bei nasser oder winterglatter Fahrbahn in der 
Kombination mit unangepasst hohen Geschwindigkeiten, die durch vorausgehende Überhol-
vorgänge verursacht werden.  
Die beiden beschriebenen Überholfahrstreifen sind die einzigen im Untersuchungskollektiv, 
bei denen diese Auffälligkeit im Unfallgeschehen beobachtet wurde. Die Überprüfung der 
geometrischen Gestaltung der Überholfahrstreifenenden ergab, dass alle übrigen Überhol-
fahrstreifen mit „teilkritischen“ Wechseln ausgestattet sind, so dass die Aufweitung des 
Querschnittes in der einstreifigen Gegenrichtung erfolgt (Bild 6.1-6). Damit wird ein doppelter 
Richtungswechsel vermieden. Bei dieser Variante führen zwei konkurrierende Fahrtrichtun-
gen direkt aufeinander zu, Probleme wurden bei dieser Gestaltung in den Untersuchungen 
aber nicht festgestellt.  
 
Bild 6.1-6:  Systemskizze einzeln angeordneter Überholfahrstreifen mit „teilkritischem“ Wechsel 
Der unkritische Wechsel nach Bild 6.1-5 tritt nur an denjenigen Abschnitten auf, an denen 
der Querschnitt nach einer Seite um einen Fahrstreifen erweitert wurde. Es muss daher bei 
einer solchen baulichen Gestaltung darauf geachtet werden, dass nach dem Einzug des 
Überholfahrstreifens nicht unmittelbar die Rückverziehung in den zweistreifigen Querschnitt 
erfolgt. Da durch das abrupt ausgebildete Ende der Überholfahrstreifen Verziehungslänge 
„eingespart“ wird, wären eine Verlängerung der Sperrfläche und eine Profilierung der 
Schraffen denkbar. Die haptische Rückmeldung dient der eindeutigen Signalisierung des 
Überholfahrstreifenendes. Die länger ausgebildete Sperrfläche ermöglicht auch spät ein-
fädelnden Fahrzeugführern das Erreichen eines stabilen Fahrzustandes, bevor die Rückver-
ziehung in den zweistreifigen Querschnitt beginnt. Aus Sicht der Unfalluntersuchung ist der 
teilkritische Wechsel zu bevorzugen. 
Ein verkehrszeichengeregelter, plangleicher Knotenpunkt auf der Untersuchungsstrecke 
B 97 konnte als ein weiterer negativer Einflussfaktor auf die Maßnahmenwirkung heraus-
gearbeitet werden. Die Unfallcharakteristik am Knotenpunkt deutet darauf hin, dass dieser 
der Verkehrsbelastung nicht gerecht wird (DTV ≈ 11.000 Kfz/24h). Im VORHER- wie auch im 
NACHHER-Zeitraum geschahen zehn Unfälle (Unfalltyp: Einbiegen/Kreuzen), die Unfall-
schwere war NACHHER jedoch höher. Da die angrenzenden Überholabschnitte vom Kno-
tenpunkt wegführend angelegt wurden und die Querschnittsmessungen keine Erhöhung des 
Geschwindigkeitsniveaus ergeben haben, kann anhand der Datenlage und der Charakteristik 
der Unfälle kein Zusammenhang zur umgesetzten Maßnahme an diesem Knotenpunkt 
nachgewiesen werden.  
In den bisherigen Ausführungen zur Unfallentwicklung wurde stets auf alle Unfälle Bezug 
genommen. Die Maßnahme wurde aber vorrangig zur Reduktion von Unfällen konzipiert, die 
im Zusammenhang mit Überholvorgängen stehen. Daher werden im Folgenden die Ergeb-
nisse hinsichtlich der Wirkung über die Verteilung der Unfälle auf Unfalltypen analysiert (Bild 
6.1-7).  
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Bild 6.1-7:  Aufteilung der Unfälle nach Unfalltyp bei U(P,SS) 
Gemessen am allgemeinen Unfallgeschehen in Deutschland ist fast jeder zweite Unfall mit 
Getöteten auf einen Kontrollverlust über das eigene Fahrzeug, jeder vierte Unfall auf einen 
Unfall im Längsverkehr zurückzuführen (Bild 2.1-4). Diesem Trend folgen die Unfälle im 
Längsverkehr (LV) auf den Untersuchungsstrecken im VORHER-Zeitraum nicht. Ihre Anzahl 
war deutlich höher. Die Häufigkeit dieses Unfalltypes war nahezu genauso hoch wie die der 
Fahrunfälle (F). Diese Verteilung hebt die besondere Problematik auf den Untersuchungs-
strecken hervor. Bei Unfällen im Längsverkehr kam es bei 33 % zu Frontalzusammenstößen 
mit dem Gegenverkehr. Diese waren durch eine besonders hohe Unfallschwere 
gekennzeichnet.  
Die Umsetzung der Maßnahme auf den Untersuchungsstrecken hatte auf die Anzahl der 
Unfälle im Längsverkehr die größte Wirkung. Durch die Sicherung von Überholvorgängen 
und der Durchsetzung von Überholverbot in den zweistreifigen Abschnitten wurden vor allem 
Frontalzusammenstöße und deren schwere Unfallfolgen reduziert. Diese Entwicklung konnte 
auf allen Untersuchungsstrecken mit ÜFS/ÜV beobachtet werden. Eine statistisch korrekte 
Aussage zum Einfluss auf die Unfälle im Längsverkehr wird aber auch hierbei erst durch den 
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Bild 6.1-8:  Maßnahmenwirkung auf Unfälle im Längsverkehr (UT 6) der U(P,SS) auf den ÜFS-Strecken 
Es wurde ein maßnahmenbedingter Rückgang der Anzahl der Unfälle im Längsverkehr von 
66 % ermittelt. Diese Entwicklung ist gegenüber der Unfallentwicklung in der Kontrollgruppe 
statistisch signifikant (p < 0,05). Die ermittelte Wirkung auf die Unfälle dieses Unfalltypes ist 
deutlich höher als die Maßnahmenwirkung bei gemeinsamer Betrachtung aller Unfalltypen 
(Bild 6.1-3). Nur auf der B 169 zeigte sich im Vergleich zur Kontrollgruppe keine Wirkung. 
Auf dieser Untersuchungsstrecke wurden auch im NACHHER-Zeitraum Überholunfälle 
festgestellt, die auf eine Missachtung des Überholverbotes zurückzuführen waren. Die 
Untersuchungsstrecke ist die kürzeste Strecke im Untersuchungskollektiv und hat nur jeweils 
einen Überholfahrstreifen je Richtung.  
Eine statistisch signifikante Änderung der Unfälle dieses Unfalltyps wurde nur auf der B 97 
erreicht. Es muss aber beachtet werden, dass durch die Betrachtung nur eines einzelnen 
Unfalltyps die Datengrundlage erheblich reduziert wird. Aus diesem Grund liegen die 
Ergebnisse allgemein in einem großen Konfidenzintervall.  
Aus den Ergebnissen der Unfalluntersuchung auf den Untersuchungsstrecken mit ÜFS/ÜV 
können die folgenden Schlussfolgerungen gezogen werden: 
• Die Sicherung von Überholvorgängen durch abschnittsweise dreistreifige Überholab-
schnitte in Kombination mit Überholverboten in den Zwischenabschnitten bewirkt eine 
signifikante Änderung der Unfälle mit Personen- und schwerwiegendem Sach-
schaden.  
• Die Maßnahme wirkt vorrangig auf die Unfälle im Längsverkehr. Daher eignet sich die 
Sicherung von Überholvorgängen besonders auf Strecken, bei denen das Unfallge-
schehen durch einen hohen Anteil von Überholunfällen dominiert wird.  
• Die bauliche Gestaltung der Verziehungsbereiche am Überholfahrstreifenende hatte 
Auswirkungen auf das Unfallgeschehen. Auffällig waren Überholfahrstreifen, bei 
denen das Ende als unkritischer Wechsel ausgebildet war. Fahrzeuge, die den 
Überholfahrstreifen noch bis kurz vor dem Ende nutzten, mussten zwei dicht 
aufeinander folgende Richtungswechsel durchführen. Dieses Fahrmanöver führte 
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6.1.2 Einfluss der Querschnitts- und Betriebsform auf das Unfallgeschehen 
Bisher wurde die Wirkung der Maßnahme stets auf das Unfallgeschehen der gesamten 
Untersuchungsstrecke bezogen. Nach der Maßnahmenumsetzung waren die Untersu-
chungsstrecken jedoch aus Abschnitten unterschiedlicher Querschnittsbreite und Ausbau-
standards zusammengesetzt. Hinsichtlich der Beurteilung der Verkehrssicherheit auf diesen 
einzelnen Streckenabschnitten wurde eine Abschnittseinteilung in  
• dreistreifige Abschnitte,  
• zweistreifige Abschnitte,  
• Knotenpunkte und  
• Einflussbereiche von Knotenpunkten 
vorgenommen (Bild 6.1-9). Die Verziehungsbereiche der Überholfahrstreifen wurden den 
dreistreifigen Abschnitten zugeordnet. Der Bereich der Knotenpunkte erstreckt sich auf einen 
Radius von 50 m vom Schnittpunkt der Straßenachsen in jede Richtung. Diesem schließt 
sich ein Einflussbereich des Knotenpunktes von 450 m in beide Richtungen an. 
 
Bild 6.1-9:  Abschnittseinteilung der Streckenabschnitte 
Diese Abschnittseinteilung und die dafür gewählten Längen entsprechen denjenigen, die in 
der Untersuchung von VIETEN/DOHMEN (2010) nach einer ausführlichen Literaturanalyse zur 
Anwendung kamen. Mit der Übernahme der Abschnittseinteilung ist eine Vergleichbarkeit 
ihrer Untersuchungsergebnisse mit denen der vorliegenden Arbeit gegeben.  
Für Streckenabschnitte und Knotenpunkte wurden für jeden Untersuchungszeitraum ange-
passte Unfallkostenraten ermittelt (Tabelle 6.1-1 und Tabelle 6.1-2). Deren Berechnung 
erfolgte gemäß dem in Abschnitt 4.1 beschriebenen Vorgehen. Einflussbereiche der Knoten-
punkte wurden nicht mit in die Berechnung einbezogen. 
Die Unterscheidung in Knotenpunkte (KP) und Abschnitte der freien Strecke veranschaulicht 
















KP  Strecke  KP  Strecke 
B169  7.156  24,0  2  2,8  9  10  113  47 
B87  6.136  13,8  2  8,7  2  58  32  97 
B97  11.099  10,3  4  6,2  11  19  122  33 
L48  5.722  8,3  3  4,8  7  32  137  139 
B101  4.968  17,5  2  5,8  0  16  0  85 
Tabelle 6.1-1:  angepasste Unfallkostenraten für Knotenpunkte und freie Strecke im VORHER-Zeitraum 
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Die in VIETEN/DOHMEN (2010) ermittelte Unfallkostenrate für einbahnig zweistreifige Quer-
schnitte mit einer Fahrbahnbreite von 7,50 m beträgt 31,20 €/1000 Kfz*km. Für plangleiche, 
verkehrszeichengeregelte Knotenpunkte wurde ein Wert von 25,40 €/1000 Kfz*km ermittelt. 
Die Vergleichswerte wurden im VORHER-Zeitraum zum Teil deutlich überschritten (vgl. 
Abschnitt 6.1). Durch die Unterscheidung in Knotenpunkte und freie Strecke wird aber auch 
deutlich, dass auf einigen Untersuchungsstrecken das Unfallgeschehen im Bereich von 
Knotenpunkten sehr hoch war, die Maßnahmen aber auf die Reduzierung von Strecken-
unfällen ausgerichtet waren.  
Auch aus diesem Grund stellt sich im NACHHER-Zeitraum die Maßnahmenwirkung von 
Strecke zu Strecke sehr unterschiedlich dar (Tabelle 6.1-2). Während bei der L 48 deutlich 
geringere Unfallkostenraten entlang der gesamten Untersuchungsstrecke erreicht wurden, 
stieg auf einigen Strecken die Unfallkostenrate über das VORHER-Niveau an. Die sehr 
unterschiedliche Entwicklung der Verkehrssicherheit zwischen den Strecken war stark von 
den örtlichen Besonderheiten der Einzelstrecken abhängig (vgl. Abschnitt 6.1). Dazu zählten 
vor allem die Linienführung, die Ausstattung und der Fahrbahnzustand der zweistreifigen 
Abschnitte.  
Auch die Entwicklung der Verkehrssicherheit an den Knotenpunkten konnte nicht direkt mit 
der Maßnahme in Verbindung gebracht werden. Überholfahrstreifen wurden immer vom 
Knotenpunkt wegführend angelegt, so dass eine hohe Geschwindigkeit am Knotenpunkt 
durch vorhandene dreistreifige Abschnitte nicht festgestellt werden konnte. Da das Unfallge-
schehen an Knotenpunkten bereits im VORHER-Zeitraum sehr hoch war, war aufgrund der 
Maßnahme im NACHHER-Zeitraum eine Entwicklung zu erwarten, die eher durch den 
















KP  Strecke  KP  Strecke 
B169  7.624  23,5  2  2,8  5 (‐4)  8 (‐2)  86 (‐23%)  53 (+12%) 
B87  7.829  17,9  2  8,7  0 (‐2)  14 (‐44)  0,00 (‐100%)  24 (‐75%) 
B97  10.294  8,0  4  6,2  14 (+3)  17 (‐2)  118 (‐3%)  40 (+23%) 
L48  6.305  7,5  3  4,8  3 (‐4)  4 (‐27)  53 (‐61%)  22 (‐84%) 
B101  4.326  16,6  2  5,8  2 (+2)  1 (‐13)  75 (+100%)  0,4 (‐99%) 
Tabelle 6.1-2:  angepasste Unfallkostenraten für Knotenpunkte und freie Strecke im NACHHER-Zeitraum 
VIETEN/DOHMEN (2010) ermittelten angepasste Unfallkostenraten auch für einbahnig drei-
streifige Querschnitte. Deren Wert lag bei 14,80 €/1000 Kfz*km. Um vergleichbare Werte zu 
berechnen, wurden die Abschnitte der freien Strecke hinsichtlich ihrer Querschnitts-
gestaltung und der Überholregelung weiter unterteilt (Tabelle 6.1-3).  
Strecke 
Abschnittslänge [km]  mittlere UKRa [€/1000 Kfz*Km] 
dreistreifig  zweistreifig & ÜV  dreistreifig  zweistreifig & ÜV 
B169  0,8  2,0  51 (+100%)  54 (‐20%) 
B87  2,5  6,2  0,6 (‐99%)  31 (‐61%) 
B97  3,2  3,1  35 (+32%)  46 (+17%) 
L48  2,9  1,9  18 (‐87%)  28 (‐78%) 
B101  3,8  1,9  0 (‐100%)  1 (‐98%) 
Tabelle 6.1-3: angepasste Unfallkostenrate und Abschnittslänge der Bereiche der freien Strecke im 
NACHHER-Zeitraum 
Auf den vorliegenden Untersuchungsstrecken ist die mittlere angepasste Unfallkostenrate in 
den dreistreifigen Abschnitten des NACHHER-Zeitraumes auf drei der fünf Untersuchungs-
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strecken deutlich niedriger als VORHER, obwohl vielfach höhere Fahrgeschwindigkeiten 
gemessen wurden (vgl. Abschnitt 6.2). Auf der B 101 und der B 87 waren die dreistreifigen 
Abschnitte fast unfallfrei. Bei diesen Strecken liegt die Unfallkostenrate unter dem Ver-
gleichswert von 14,80 €/1000 Kfz*km. Diese Änderung kann direkt auf die Maßnahme 
zurückgeführt werden. Es ist aber zu beachten, dass die Streckengestaltung auf Abschnitten 
mit einer Verkehrsbelastung zwischen 5.000 und 6.300 Kfz/24h zum Einsatz kommt. Auf der 
B 169 und der B 97 wirken sich die Unfälle in den Verziehungsbereichen (vgl. Abschnitt 6.1) 
negativ auf die Unfallkostenrate aus, so dass der Vergleichswert aus VIETEN/DOHMEN (2010) 
deutlich überschritten wird.  
Das Überholverbot in den zweistreifigen Bereichen trägt ebenfalls zu einem verminderten 
fahrleistungsbezogenen Risiko und einer geringeren Unfallschwere bei. Ein Anstieg wurde 
nur auf der B 97 festgestellt. Eine Systematik oder eine gemeinsame Ursache dieser Unfälle 
konnte nicht festgestellt werden.  
Die detaillierte Auswertung der einzelnen Abschnitte zeigte, dass sowohl die dreistreifigen 
als auch die zweistreifigen Abschnitte mit Überholverbot eine positive Wirkung auf die 
Verkehrssicherheit haben. Die Ergebnisse zeigen weiterhin, dass ein höherer Sicherheits-
gewinn von dreistreifigen Abschnitten erzielt werden kann, wenn bei der Gestaltung der 
Verziehungsbereiche am Überholfahrstreifenende und bei der Gestaltung der Überführung in 
den Streckenbestand das Fahrverhalten berücksichtigt wird (Bild 6.1-6). 
6.2 Entwicklung der Geschwindigkeiten 
Die Untersuchung der Geschwindigkeiten auf den Untersuchungsstrecken soll zeigen, 
welche Auswirkungen die neue Streckengestaltung auf die Fahrgeschwindigkeiten der Ver-
kehrsteilnehmer hat. Einen Gesamtüberblick über die Geschwindigkeiten auf allen Untersu-
chungsstrecken und deren Änderung im VORHER-NACHHER-Vergleich geben die nach-
folgenden Abbildungen (Bild 6.2-1 und Bild 6.2-2). Für jede Untersuchungsstrecke ist das 
Geschwindigkeitsniveau anhand der V15, V50, V85 sowie die höchste (Vmax) und die geringste 
gemessene Geschwindigkeit (Vmin) dargestellt. 
 
Bild 6.2-1:  Geschwindigkeiten aller unbehindert fahrenden Pkw im VORHER-NACHHER-Vergleich 
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Bild 6.2-2:  Geschwindigkeiten aller Fahrzeuge im VORHER-NACHHER-Vergleich 
Die mittleren Geschwindigkeiten (V50) der unbehindert fahrenden Pkw liegen nahezu in Höhe 
der zulässigen Geschwindigkeit. Signifikante Geschwindigkeitsunterschiede in den durchge-
henden Fahrstreifen sind zwischen der VORHER- und der NACHHER-Messung auf keiner 
der Untersuchungsstrecken aufgetreten. Deutlich über den Geschwindigkeiten der durchge-
henden Fahrstreifen liegen die Geschwindigkeiten in den Überholfahrstreifen. Damit können 
die Ergebnisse früherer Untersuchungen zu dreistreifigen Straßen bestätigt werden 
(BRANNOLTE U. A., 1992; FRIEDRICH U. A., 2005; IRZIK, 2009). Hervorgerufen werden die 
hohen Geschwindigkeiten durch Überholvorgänge auf den Überholfahrstreifen. Derartige 
Messungen im VORHER-Zeitraum sind nicht vorhanden, weil der Fahrstreifen der Gegen-
richtung für einen Überholvorgang genutzt werden musste und die eingesetzten Mess-
schleifen die Geschwindigkeit nur aus einer Richtung messen konnten. Da sich die Ge-
schwindigkeiten jedoch nicht signifikant geändert haben, mussten ähnlich hohe Geschwin-
digkeiten für Überholvorgänge gewählt werden, wie sie im NACHHER-Zeitraum auf dem 
Überholfahrstreifen gemessen worden sind.  
Des Weiteren liegen die Fahrgeschwindigkeiten aller erfassten Fahrzeuge unter denen der 
unbehindert fahrenden Pkw. Darin zeigt sich der Einfluss der langsameren Nutzfahrzeuge 
aufgrund der niedrigeren zulässigen Höchstgeschwindigkeit.  
6.2.1 Einfluss der Querschnittsgestaltung und der Betriebsform auf die 
Fahrgeschwindigkeiten unbehindert fahrender Pkw 
Es wird zunächst geprüft, inwieweit sich die neue Querschnittsgestaltung (Wechsel von zwei- 
und dreistreifigen Abschnitten) auf die Geschwindigkeitswahl unbehindert fahrender Pkw 
auswirkt. Am besten eigenen sich für diese Untersuchung die Querschnitte, die unmittelbar 
in Verbindung mit den dreistreifigen Abschnitten stehen (Anfang, Mitte und Ende des drei-
streifigen Abschnittes).  
Am Beginn der dreistreifigen Abschnitte sind deutliche Unterschiede in den Geschwindig-
keiten unbehindert fahrender Pkw zwischen beiden Zeiträumen zu verzeichnen (Bild 6.2-3). 
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Bild 6.2-3:  Geschwindigkeit unbehindert fahrender Pkw am Beginn dreistreifiger Abschnitte 
Die Summenlinien der Geschwindigkeit zeigen im VORHER-Zeitraum häufiger höhere 
Geschwindigkeiten als im NACHHER-Zeitraum. Dieser Geschwindigkeitsunterschied hat 
seine Ursache maßgeblich in der Einrichtung des Überholverbotes im NACHHER-Zeitraum. 
Im VORHER-Zeitraum (ohne Überholverbot) gab es zwei Gruppen von unbehindert fahren-
den Pkw. Es gab diejenigen, die konstant mit ihrer Wunschgeschwindigkeit den Streckenab-
schnitt befahren haben und diejenigen, die eine Zeitlücke im Gegenverkehr zum Überholen 
genutzt haben, um ein langsameres Fahrzeug zu überholen. Meist geht mit einem Überhol-
vorgang auch eine Erhöhung der Fahrgeschwindigkeit einher.  
Im NACHHER-Zeitraum sollte ein Überholvorgang im zweistreifigen Abschnitt bei Wahrung 
der gültigen Vorschriften (Überholverbot) nicht mehr auftreten, so dass die Geschwindigkei-
ten der unbehindert fahrenden Pkw unter denen des VORHER-Zeitraumes liegen.  
Geschwindigkeiten zwischen 60 km/h und 90 km/h sind in der Mitte der dreistreifigen 
Abschnitte im NACHHER-Zeitraum häufiger zu verzeichnen. Die Ursache dieser Geschwin-
digkeitserhöhung liegt in Überholvorgängen, die bereits bis zur Mitte des Überholabschnittes 
abgeschlossen wurden. Da diese Überholvorgänge NACHHER unabhängig vom Gegenver-
kehr möglich sind, war auch deren Häufigkeit höher als im VORHER-Zeitraum. Die Häufig-
keiten der Überholvorgänge haben keine Auswirkungen auf die Überschreitung der zu-
lässigen Höchstgeschwindigkeit (Vzul > 100 km/h) in den durchgehenden Fahrstreifen. Diese 
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Bild 6.2-4:  Geschwindigkeit aller unbehindert fahrender Pkw in der Hälfte dreistreifiger Abschnitte 
Bei allen Geschwindigkeitsverteilungen besteht ein Unterschied zwischen dem Überholfahr-
streifen und dem durchgehenden rechten Fahrstreifen. Die besonders hohen Geschwindig-
keiten unbehindert fahrender Pkw auf dem Überholfahrstreifen sind auf stattfindende Über-
holvorgänge zurückzuführen und damit abhängig von der Geschwindigkeit der Fahrzeug-
klassen des durchgehenden rechten Fahrstreifens. Gemäß Bild 6.2-2 liegen die 85 %-
Geschwindigkeiten der Fahrzeuge in Höhe der zulässigen Geschwindigkeit, so dass Über-
holvorgänge mit weit höheren Geschwindigkeiten durchgeführt werden müssen, um diese 
rechtzeitig vor dem Ende des Überholfahrstreifens abzuschließen. Da sich die Geschwindig-
keiten des VORHER-Zeitraumes nur gering von den NACHHER-Werten unterscheiden, 
mussten bei Überholvorgängen VORHER ähnlich hohe Geschwindigkeiten gewählt werden. 
Im Unterschied zum NACHHER-Zustand geschah dies jedoch unter Nutzung des Fahrstrei-
fens der Gegenrichtung. Eine Messung der Geschwindigkeiten überholender Fahrzeuge im 
VORHER-Zeitraum war mit Hilfe der eingesetzten Messtechnik nicht möglich. Das hohe 
Unfallgeschehen, welches besonders auf Überholunfälle zurückzuführen war, beschreibt das 
Gefahrenpotential durch Überholungen unter Nutzung des Gegenfahrstreifens (vgl. Abschnitt 
6.1). 
Am Ende der dreistreifigen Abschnitte liegen die Geschwindigkeiten NACHHER konstant 
über den VORHER-Werten (Bild 6.2-5). Es zeigt, dass mit höherer Geschwindigkeit in den 
nachfolgenden zweistreifigen Abschnitt eingefahren wird als im VORHER-Zeitraum. Eine 
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Bild 6.2-5:  Geschwindigkeit unbehindert fahrender Pkw am Ende dreistreifiger Abschnitte 
Am Ende des dreistreifigen Abschnittes sind die Geschwindigkeiten mehrheitlich durch 
Überholvorgänge im Verlauf des Überholfahrstreifens geprägt. Da NACHHER im dreistreifi-
gen Abschnitt unabhängig vom Gegenverkehr überholt werden konnte, waren die Überhol-
häufigkeit und damit höhere Geschwindigkeiten häufiger vorhanden als im VORHER-Zeit-
raum.  
Schlussfolgernd hat der geänderte Querschnitt unter den gegebenen Randbedingungen 
(gestreckte Linienführung, gute Sichtweite) nur einen geringen geschwindigkeitserhöhenden 
Einfluss auf die Geschwindigkeitswahl des unbehindert fahrenden Pkw-Einzelfahrers. 
Vielmehr sind es die Geschwindigkeiten der überholten Fahrzeugkollektive, die das Niveau 
der Geschwindigkeiten im dreistreifigen Abschnitt bestimmen. Des Weiteren ist zu beachten, 
dass die Häufigkeiten hoher Geschwindigkeiten im durchgehenden rechten Fahrstreifen in 
beiden Zeiträumen nahezu gleich hoch liegen. Setzt man voraus, dass diese durch Überhol-
vorgänge hervorgerufen wurden, war das Gefährdungspotenzial VORHER ohne Überhol-
fahrstreifen deutlich höher als NACHHER, was auch in der Analyse der Verkehrssicherheit 
deutlich geworden ist (vgl. Abschnitt 6.1). 
6.2.2 Einfluss der Querschnittsgestaltung und der Betriebsform auf die 
Fahrgeschwindigkeiten der Fahrzeuge 
Nachfolgend werden für den VORHER-NACHHER-Vergleich die Fahrzeugklassen der Pkw 
und der Nutzfahrzeuge gemeinsam betrachtet, um weitere Aussagen auch hinsichtlich der 
Reisezeit abzuleiten.  
Mit der Einrichtung von Überholverbot in den zweistreifigen Abschnitten wird das Geschwin-
digkeitsniveau in diesem Abschnitt durch die langsamste Fahrzeugklasse (Nfz) bestimmt. 
Aus diesem Grund sind im NACHHER-Zeitraum häufiger geringere Geschwindigkeiten als 
VORHER gemessen wurden (Bild 6.2-6). Höhere Geschwindigkeiten werden nur noch durch 
unbehindert fahrende Fahrzeuge oder Fahrzeugpulks verursacht, die nicht von Nutzfahr-
zeugen angeführt werden. Einflüsse hoher Geschwindigkeiten infolge von Überholvorgängen 
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Bild 6.2-6:  Geschwindigkeitsverteilung aller Fahrzeuge am Beginn dreistreifiger Abschnitte 
In der Mitte der dreistreifigen Abschnitte zeigt sich die Wirkung des Überholfahrstreifens und 
der damit einhergehenden Möglichkeit, dem Überholbedürfnis unabhängig von der 
Verkehrsstärke der Gegenrichtung nachzugehen (Bild 6.2-7).  
 
Bild 6.2-7:  Geschwindigkeitsverteilung aller Fahrzeuge in der Mitte dreistreifiger Abschnitte 
Auf dem rechten Fahrstreifen zeigt sich NACHHER der Einfluss bereits durchgeführter 
Überholvorgänge darin, dass höhere Geschwindigkeiten häufiger auftreten als VORHER. 
Fahrgeschwindigkeiten von Fahrzeugen, die sich noch im Überholvorgang befinden, sind 
nochmals deutlich höher. Die Verteilung der Geschwindigkeiten auf dem Überholfahrstreifen 
ist annähernd deckungsgleich mit der der unbehindert fahrenden Fahrzeuge in Bild 6.2-4, 
obwohl hier alle Fahrzeuge in der Verteilung berücksichtigt wurden. Demnach ist die Fahr-
geschwindigkeit zwischen überholenden Einzelfahrzeugen und sich bildenden Fahr-
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Bild 6.2-8:  Geschwindigkeitsverteilung aller Fahrzeuge am Ende dreistreifiger Abschnitte 
Die vergleichsweise höhere Geschwindigkeit der Fahrzeuge im NACHHER-Zeitraum wird 
auch am Ende der dreistreifigen Abschnitte gemessen, so dass in die anschließenden 
zweistreifigen Abschnitte mit einer höheren Geschwindigkeit als im VORHER-Zeitraum 
eingefahren wird (Bild 6.2-8). Ob ein Reisezeitgewinn durch dreistreifige Überholabschnitte 
erzielt werden kann, ist allein über Querschnittsmessungen nicht messbar. Denkbar ist, dass 
die untersuchten Streckenabschnitte eine zu kurze Länge aufweisen, um Aussagen über die 
Reisezeit ableiten zu können. Bei einem Einsatz der hier untersuchten Streckengestaltung 
sollte die Verbesserung der Verkehrssicherheit über einem möglichen Reisezeitgewinn 
stehen. Jedoch wäre bei einer netzweiten Einführung der untersuchten Straßengestaltung 
neben einem deutlichen Sicherheitsgewinn auch eine vergleichsweise höhere Reisezeit 
wahrscheinlich. Die Höhe eines möglichen Reisezeitgewinns hängt in erster Linie von der 
Länge der zweistreifigen Überholverbotsabschnitte ab (vgl. Abschnitt 6.2.4).  
6.2.3 Einfluss der Überholfahrstreifenlänge auf die Fahrgeschwindigkeiten 
Im Unterschied zu bisherigen Arbeiten wurden im vorliegenden Projekt überwiegend kurze 
Überholfahrstreifen in Kombination mit Überholverboten in den vor- und nachgelagerten 
Abschnitten untersucht. Vor der Maßnahmenrealisierung wurde vermutet, dass gerade kurze 
dreistreifigen Abschnitte (600 m – 750 m) eine Ursache für besonders hohe Geschwindig-
keiten darstellen. Um diese Hypothese zu untersuchen, wurden die Geschwindigkeiten am 
Beginn, in der Mitte und am Ende der dreistreifigen Abschnitte in Abhängigkeit der Über-
holfahrstreifenlänge betrachtet. Die dreistreifigen Abschnitte wurden dafür in Klassen zu: 
• 600 m – 750 m,  
• 750 m – 900 m und  
• > 900 m  
eingeteilt.  
Für alle dreistreifigen Abschnitte, die gemäß Bild 3.4-5 am Beginn, in der Mitte und am Ende 
mit Messstellen ausgestattet waren, wurden die Verteilungen der Geschwindigkeiten in 
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Bild 6.2-9:  Geschwindigkeitsverteilung aller Fahrzeuge in Abhängigkeit der ÜFS-Länge am Beginn 
Am Beginn der dreistreifigen Abschnitte ist nahezu kein Unterschied zwischen den Fahrge-
schwindigkeiten (Bild 6.2-9) zu erkennen. Aufgrund des stets vorgelagerten Überholverbotes 
im zweistreifigen Abschnitt und der damit verbundenen Dominanz der Geschwindigkeiten 
langsamer Fahrzeuge stellt sich überall die gleiche Ausgangsituation mit ähnlichen Ge-
schwindigkeiten an diesem Querschnitt ein.  
Nach der Hälfte der Überholfahrstreifenlänge treten bei den kurzen Überholfahrstreifen 
(600 – 750 m) geringe Geschwindigkeiten am häufigsten auf (Bild 6.2-10). Die Überschrei-
tung der zulässigen Geschwindigkeit von 100 km/h lag bei dieser Klasse bei rund 20 %. 
Unterschiede zwischen den längeren Überholfahrstreifen sind bis zu einer Geschwindigkeit 
von 90 km/h nicht zu erkennen. Erst anschließend wird ein höherer Anteil schnellerer Fahr-
zeuge bei den dreistreifigen Abschnitten mittlerer Länge (750 m – 900 m) deutlich. Die 
Geschwindigkeitswerte, die hinter den Verteilungen stehen, sind an dieser Messstelle durch 
hohe Streuungen geprägt, da sowohl Fahrzeuge betrachtet wurden, die einen Überholvor-
gang bereits abgeschlossen haben als auch Fahrzeuge, die keinen Überholvorgang durch-
geführt haben.  
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Geringer fallen die Unterschiede zwischen den Fahrgeschwindigkeiten auf den Überholfahr-
streifen selbst aus (Bild 6.2-11). Unabhängig von der Überholfahrstreifenlänge wird die 
zulässige Höchstgeschwindigkeit deutlich überschritten. Während die Überholfahrstreifen mit 
Längen bis 900 m keine Unterschiede in der Geschwindigkeitsverteilung aufweisen, heben 
sich die langen Abschnitte (l > 900 m) durch häufiger auftretende hohe Fahrgeschwindig-
keiten ab.  
 
Bild 6.2-11: Geschwindigkeitsverteilung aller Fahrzeuge in Abhängigkeit der ÜFS-Länge nach ÜFS-Mitte 
auf dem Überholfahrstreifen 
Ein Grund für die auftretenden Geschwindigkeitsdifferenzen ist in der bereits zurückgelegten 
bzw. der noch verbleibenden Restlänge bis zum Ende des dreistreifigen Abschnittes zu 
sehen. Während bei kurzen Überholfahrstreifen von 600 m nach dem mittleren Messquer-
schnitt noch ca. 300 m verbleiben und die ankündigende Beschilderung für das ÜFS-Ende 
bereits begonnen hat, verbleibt auf einem Überholfahrstreifen mit 1.200 m Länge noch die 
doppelte Länge zum Überholen. Das führt dazu, dass bei dem kurzen ÜFS in den meisten 
Fällen kein weiterer Überholvorgang durchgeführt wird. Hingegen ist die Wahrscheinlichkeit 
eines weiteren Überholvorganges bei längeren ÜFS hoch, welcher aber aufgrund des 
nahenden ÜFS-Endes auch mit einer vergleichsweise höheren Geschwindigkeit durchgeführt 
wird. Darüber hinaus hatten die Fahrzeugführer bei langen Überholfahrstreifen eine längere 
Wegstrecke für die Beschleunigung zur Verfügung, so dass auch die Geschwindigkeiten an 
der Messschleife in der Hälfte der Überholfahrstreifenlänge über denen kurzer Überholfahr-
streifen liegen. Ungeachtet dieser Unterschiede zwischen den Längenklassen liegen bei 
allen Längenklassen die Überschreitungen der zulässigen Geschwindigkeit bei über 80 %. 
Auch am Überholfahrstreifenende sind es die kurzen dreistreifigen Abschnitte, die ver-
gleichsweise am langsamsten befahren werden (Bild 6.2-12). Die Überschreitungen der 
zulässigen Höchstgeschwindigkeit lagen hier bei 20 %. Die Summenlinien der Geschwin-
digkeiten der übrigen beiden Längenklassen verlaufen bis 90 km/h annähernd gleich. Aus-
schlaggebend hierfür sind diejenigen Fahrzeuge, die keinen Überholvorgang durchgeführt 
haben und mit konstanter Geschwindigkeit den dreistreifigen Abschnitt durchfahren. Den 
übrigen Fahrzeugen mit höheren Geschwindigkeiten gingen unmittelbar vor dem Wieder-
einfädeln noch Überholvorgänge voraus. Die dreistreifigen Abschnitte mittlerer Länge 
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Bild 6.2-12:  Geschwindigkeitsverteilung der Fahrzeuge in Abhängigkeit der ÜFS-Länge am Ende 
Auf Grundlage der dargestellten Ergebnisse kann die eingangs geäußerte These, dass sehr 
kurze dreistreifige Abschnitte die höchsten Geschwindigkeiten verursachen, nicht bestätigt 
werden. Es wurde vielmehr festgestellt, dass dreistreifige Abschnitte mit Längen zwischen 
750 m bis 900 m am schnellsten befahren werden. Einfluss auf dieses Ergebnis kann die 
Beschilderung der Überholfahrstreifen haben. Während bei kurzen Überholfahrstreifen nach 
der Hälfte des Überholabschnittes bereits die Beschilderung für das Ende des dreistreifigen 
Abschnittes sichtbar ist, wird auf den ÜFS mittlerer Länge ein weiterer Überholvorgang 
häufig als realistisch eingeschätzt, wenn die Fahrgeschwindigkeit weiter erhöht wird. Auf 
langen Überholabschnitten hingegen können weitere Überholvorgänge aufgrund der 
längeren Restlänge ohne eine weitere Beschleunigung abgeschlossen werden. Diese These 
kann mit der vorliegenden Datenlage nicht eindeutig begründet werden, da keine Häufig-
keiten von Einfädelungsvorgängen in Abhängigkeit von der Überholfahrstreifenlänge ermittelt 
werden konnten (vgl. IRZIK, 2009). 
Abschließend wurde überprüft, ob sich die Geschwindigkeiten im Überholfahrstreifen in 
Anhängigkeit von der Anzahl der pro Untersuchungsstrecke und Richtung zur Verfügung 
stehenden Überholfahrstreifen unterscheiden. Für diesen Zweck wurden die Fahrgeschwin-
digkeiten des jeweils ersten Überholabschnittes mit den nachfolgenden Überholabschnitten 
der jeweiligen Richtung miteinander verglichen. Das Ergebnis zeigte keine Geschwindig-
keitsunterschiede in Abhängigkeit der Anzahl der angebotenen Überholmöglichkeiten. Die 
Fahrgeschwindigkeit wird demnach nur in Abhängigkeit des zu überholenden Fahrzeuges im 
Überholfahrstreifen gewählt. Die Anzahl der zur Verfügung stehenden Überholfahrstreifen 
hatte auf die Wahl der Fahrgeschwindigkeit keinen Einfluss. 
6.2.4 Einfluss der Überholverbotslänge auf die Fahrgeschwindigkeiten 
Die zweistreifigen Abschnitte wurden mit einem Überholverbot belegt, um Überholunfälle in 
diesen Abschnitten zu reduzieren. Hinsichtlich des Unfallgeschehens konnte eine Verbesse-
rung der Verkehrssicherheit bereits nachgewiesen werden (vgl. Abschnitt 6.1), die 
Auswirkungen auf den Verkehrsablauf wurden hingegen noch nicht betrachtet.  
Die Analysen der Geschwindigkeitsverteilungen haben gezeigt, dass am Ende der zwei-
streifigen Abschnitte die Geschwindigkeit der Fahrzeuge durch die am langsamsten fahrende 
Fahrzeugklasse beeinflusst wird. Dagegen liegen direkt nach dem Ende eines Überholab-
schnittes die Fahrgeschwindigkeiten über denen, die im VORHER-Zeitraum gemessen 
wurden. Es wird daher überprüft, wie sich die Länge des Überholverbotes auf die Fahrge-
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Nur zwei Abschnitte konnten für diese Auswertung genutzt werden. Bei allen übrigen zwei-
streifigen Abschnitten war die Anordnung der Messstellen für diese Untersuchung nicht 
geeignet. Die Länge des untersuchten Überholverbotes bestimmt sich aus der Länge der 
zweistreifigen Abschnitte und der Länge der einstreifigen Richtung in den dreistreifigen 
Abschnitten. Die Ausgangsgeschwindigkeit entspricht der am Ende der zweistreifigen 
Richtung im dreistreifigen Abschnitt (Ende ÜFS) gemessenen Geschwindigkeit. In An-
lehnung an das „Handbuch für die Bemessung von Straßenverkehrsanlagen“ (HBS) 
(FGSV, 2001a) wurden q-v-Diagramme gewählt, auf deren Abszisse die mittleren Geschwin-
digkeiten (V50) der Pkw und auf deren Ordinate die Verkehrsstärke (Kfz/h) abgetragen 
wurden.  
Der erste untersuchte Abschnitt ist 4.700 m lang und begann im Anschluss an einen 800 m 
langen Überholfahrstreifen. Die mittleren Geschwindigkeiten der Pkw am Beginn der Über-
holverbotsstrecke lagen bei 110 km/h (Bild 6.2-13). Ein Einfluss der Längsneigung auf die 
gemessenen Geschwindigkeiten kann aus Gründen der Topographie ausgeschlossen 
werden.  
 
Bild 6.2-13:  Einfluss der Überholverbotslänge auf die Fahrgeschwindigkeiten der Pkw (B 87) 
Wie die Auswertung zeigt, sinken mit zunehmender Überholverbotslänge die Geschwindig-
keiten ab. Nach 450 m und einer Richtungsverkehrsstärke von ca. 400 Kfz/h lag die mittlere 
Geschwindigkeit 10 km/h unter der Ausgangsgeschwindigkeit, nach weiteren 850 m etwa 
20 km/h unter dem Ausgangsniveau. Einen großen Anteil an diesem Geschwindigkeits-
rückgang innerhalb einer kurzen Strecke hat der hohe Schwerverkehrsanteil von 17,9 %. Mit 
zunehmender Länge zeigt sich der Einfluss der Richtungsverkehrsstärke dahingehend, dass 
ab ca. 200 Kfz/h die Streuungen der Geschwindigkeiten und die Geschwindigkeiten selbst 
zunehmend geringer werden. Nach einer Überholverbotslänge von 3,8 km haben sich die 
mittleren Pkw-Geschwindigkeiten fast vollständig der langsamsten Fahrzeugklasse ange-
nähert und es sind keine weiteren Geschwindigkeitsreduktionen mehr zu erwarten. Aufgrund 
der Geschwindigkeitsentwicklung auf den ersten 850 m ist davon auszugehen, dass die 
maßgebende Geschwindigkeit bereits schon weit früher erreicht wurde. Für eine genauere 
Abgrenzung stand jedoch keine Messstelle zur Verfügung.  
Auf einem weiteren Abschnitt wurde die Geschwindigkeitsentwicklung über einen 2,5 km 
langen Überholverbotsabschnitt untersucht (Bild 6.2-14). Die Verkehrsbelastung liegt bei 
10.300 Kfz/d und damit etwa 2.500 Kfz/d über dem zuvor betrachteten Abschnitt. Der SV-
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Bild 6.2-14:  Einfluss der Überholverbotslänge auf die Fahrgeschwindigkeiten der Pkw (B 97) 
Das Ausgangsniveau der Geschwindigkeiten liegt nahezu auf dem Niveau der zulässigen 
Höchstgeschwindigkeit von 100 km/h. Die Richtungsverkehrsstärke hatte am Beginn der 
Überholverbotsstrecke keine Auswirkung auf die Geschwindigkeit. Circa 900 m nach dem 
Beginn des Überholverbotes haben sich die mittleren Pkw-Geschwindigkeiten um 5 km/h 
reduziert. Hierbei zeigt sich ein deutlicher Unterscheid zum eingangs betrachteten Abschnitt, 
bei dem die Geschwindigkeiten nach dieser Länge deutlich weiter abgesunken waren. Zu-
rückzuführen ist das auf den um die Hälfte niedrigeren Anteil an Schwerverkehr. Nach 
2,5 km hat sich dann eine Geschwindigkeit eingestellt, die maßgeblich durch die langsamste 
Fahrzeugklasse bestimmt wird.  
Die Ergebnisse zeigen, dass nach einer Überholverbotslänge zwischen einem und 2,5 km 
die mittlere Fahrgeschwindigkeit der Pkw vergleichbar ist mit der Geschwindigkeit der 
langsamsten Fahrzeugklasse. Längenunterschiede sind abhängig vom Schwerverkehrsanteil 
und der Längsneigung. Für die Ableitung von Verlaufsfunktionen zur Bestimmung der 
jeweiligen Länge in Abhängigkeit verschiedener Regressoren war die Datengrundlage 
jedoch zu gering. Daher ist dieses Ergebnis als eine mögliche Näherung zu betrachten. 
Aufgrund dessen, dass die Fahrgeschwindigkeiten unterhalb der zulässigen Höchstge-
schwindigkeit für Pkw liegen, steigt der Überholdruck mit zunehmender Überholverbotslänge 
langsam an. Dieser mögliche Anstieg des Überholdruckes sollte bei der Planung einzelner 
Überholabschnitte berücksichtigt werden, um widerrechtliche Überholungen zu minimieren. 
Unabhängig vom Anteil des Schwerverkehrs ist eine Überholverbotslänge von mehr als 4 km 
bei guten Sichtweiten daher nicht mehr zu empfehlen. Ab dieser Länge ist ein Überholbe-
dürfnis erreicht, welches mit hoher Wahrscheinlichkeit über die Akzeptanz des Überholver-
botes hinausgeht (vgl. Abschnitt 3.8). 
6.3 Auswertung der Fahrzeugpulks 
Im folgenden Abschnitt wurde untersucht, wie sich die Pulkanzahl und die Pulklänge durch 
die eingerichteten Überholverbotsabschnitte ändern und ob die Längen der sich an-
schließenden dreistreifigen Abschnitte ausreichen, um Fahrzeugpulks zu entflechten bzw. 
aufzulösen. Von besonderem Interesse war, ob auch kurze Überholfahrstreifen mit Längen 
zwischen 600 m bis 750 m zur Pulkentflechtung bzw. -auflösung beitragen und damit einen 
möglichen Überholdruck abbauen können. Bedingt durch die vorliegenden Daten kann eine 
Pulkauflösung nur näherungsweise durch den Vergleich der Pulkhäufigkeit am Beginn und 
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Die Summenlinien der Pulklänge in Abhängigkeit vom Pulkführer in Bild 6.3-1 zeigen, dass 
hinter Nutzfahrzeugen am häufigsten lange Pulks auftreten. Das 85-%-Quantil der Pulklänge 
hinter Nutzfahrzeugen war im Vergleich zu Pkw angeführten Fahrzeugpulks doppelt so hoch. 
Des Weiteren ist die Geschwindigkeit von Nutzfahrzeug angeführten Pulks deutlich geringer 
als die, die von Pkw angeführt werden. Der Hauptgrund ist die unterschiedliche zulässige 
Höchstgeschwindigkeit. Dadurch ist das Überholbedürfnis hinter Nutzfahrzeugen höher als 
hinter Pkw. Aus diesen Gründen wurden für diese Untersuchung nur diejenigen Fahrzeug-
pulks betrachtet, die von Nutzfahrzeugen angeführt werden. 
 
Bild 6.3-1:  Pulkhäufigkeit und Pulklänge in Abhängigkeit des Pulkführers 
Bild 6.3-2 zeigt die Häufigkeit beobachteter Pulklängen hinter Nutzfahrzeugen am Einfahr-
querschnitt in einen 700 m langen Überholfahrstreifen im Vergleich beider Zeiträume.  
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Im VORHER-Zeitraum war im Vorlauf des dargestellten Messquerschnittes kein Überholver-
bot angeordnet (Anhang 1). Der Anteil des Schwerverkehrs (SV-Anteil) betrug 13,8 % bei 
einer durchschnittlich täglichen Verkehrsstärke (DTV) von ca. 6.100 Kfz/d. Ein Überholverbot 
wurde im NACHHER-Zeitraum verkehrsrechtlich angeordnet. Zusätzlich stieg der SV-Anteil 
auf 17,9 % und der DTV auf etwa 7.800 Kfz/d an. 
Der höhere Schwerverkehrsanteil und das Überholverbot beeinflussen sichtbar die Pulkan-
zahl an diesem Messquerschnitt. Kurze Pulks, bis zu drei Fahrzeuge hinter dem Pulkführer, 
sind NACHHER nahezu doppelt so häufig detektiert worden wie im VORHER-Zeitraum. 
Hinter Nutzfahrzeugen im NACHHER-Zeitraum fahren somit 92 % mehr Fahrzeuge im Pulk 
als im VORHER-Zeitraum an dieser Messstelle. Auf die Pulklänge hatte das 1,7 km lange 
Überholverbot im Vorlauf der Messstelle keine negativen Auswirkungen. Im NACHHER-
Zeitraum war das 85 %-Quantil der Pulklänge, trotz höherem SV-Anteil, geringer als im 
VORHER-Zustand ohne Überholverbot. 
Circa 380 m nach dem Beginn des dreistreifigen Abschnittes befindet sich die zweite Mess-
stelle im Straßenquerschnitt (Bild 6.3-3). Im VORHER-Zeitraum war ein weiterer Anstieg der 
Pulkhäufigkeit zu beobachten. Der Grund dafür liegt darin, dass nur überholt werden konnte, 
wenn eine ausreichend große Zeitlücke im Gegenverkehr vorhanden war. Da im NACHHER-
Zeitraum Überholvorgänge unabhängig von der Belegung der Gegenrichtung durchgeführt 
werden konnten, sind nach der Hälfte des Überholabschnittes deutlich weniger und kürzere 
Fahrzeugpulks zu erkennen. Verglichen mit dem VORHER-Wert der im Pulk fahrenden 
Fahrzeuge beträgt der Rückgang 89 %. Die 85 %-Pulklänge liegt nur noch bei einem Fahr-
zeug hinter dem Pulkführer (Nfz). Das heißt, dass in den ersten 380 m dieses dreistreifigen 
Abschnittes die 85 %-Pulklänge von vier auf zwei Fahrzeuge reduziert werden konnte.  
 
Bild 6.3-3:  Häufigkeit beobachteter Pulklängen hinter Nfz in ÜFS-Mitte 
Bis zum Ende des Überholfahrstreifens ordnen sich die überholenden Fahrzeuge wieder in 
den durchgehenden rechten Fahrstreifen ein, was zu einem Wiederanstieg der Pulkanzahl 
führt (Bild 6.3-4). Jedoch fahren am Ende des Überholabschnittes 63 % weniger Fahrzeuge 
im Pulk als im VORHER-Zeitraum an diesem Messquerschnitt. Neben der geringeren 
Pulkhäufigkeit sind die Fahrzeugpulks am Ende des Überholabschnittes zudem deutlich 
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Bild 6.3-4:  Häufigkeit beobachteter Pulklängen hinter Nfz am ÜFS-Ende 
Unter den gegebenen Randbedingungen (DTV, SV-Anteil, Pulklänge am Beginn) kann bei 
diesem 700 m langen Überholfahrstreifen von einer erfolgreichen Entflechtung und zum Teil 
auch einer Auflösung von Pulks gesprochen werden, die sich bereits schon nach der ersten 
Hälfte des dreistreifigen Abschnittes realisiert. Dieses bestätigt auch die Ergebnisse von 
FRIEDRICH U. A. (2005) und IRZIK (2009), wonach die häufigsten Überholungen am Beginn 
eines Überholabschnittes durchgeführt werden.  
Die durch den Anstieg des SV-Anteiles verursachte höhere Pulkhäufigkeit im NACHHER-
Zeitraum wirkt sich trotz der Überholfahrstreifenlänge von nur 700 m nicht negativ auf die 
Pulkentflechtung auf. Damit zeigt sich, dass Überholbedürfnisse im Verlauf dieses drei-
streifigen Abschnittes sicher abgebaut werden konnte und auch die Pulklänge unter das 
Niveau des VORHER-Zeitraumes sinkt.  
Auf derselben Untersuchungsstrecke schließt sich ein ca. 3,2 km langes Überholverbot an, in 
dessen Folge ein 800 m langer dreistreifiger Abschnitt beginnt (Anhang 1). Auch an diesem 
Messquerschnitt wurden im NACHHER-Zeitraum deutlich mehr Pulks hinter Nutzfahrzeugen 
detektiert als im VORHER-Zeitraum (Bild 6.3-5). Die Auswirkungen sind, dass 263 % mehr 
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Bild 6.3-5:  Häufigkeit beobachteter Pulklängen hinter Nfz am ÜFS-Beginn (ÜV 3,2 km, ÜFS 800 m) 
Die Anzahl der Fahrzeugpulks mit Längen von bis zu drei Fahrzeugen vervierfachte sich im 
NACHHER-Zeitraum an diesem Messquerschnitt. Jedoch verringerte sich die 85%-Pulklänge 
von fünf auf vier Fahrzeuge. Die kürzeren Fahrzeugpulks sind eine Folge des höheren SV-
Anteils, des Überholverbotsabschnittes und des eingangs betrachteten dreistreifigen Ab-
schnittes gleichermaßen. Im VORHER-Zeitraum sind auf der Vorlaufstrecke des 
betrachteten Überholabschnittes häufiger schnellere Pkw auf Nutzfahrzeuge aufgelaufen. 
Wenn das an erster oder zweiter Stelle fahrende Pulkfahrzeug keinen Überholvorgang 
durchführte, stieg der Fahrzeugpulk weiter an, weil die Wahrscheinlichkeit eines Überhol-
vorganges aus der dritten oder höheren Position aufgrund des ansteigenden Überholweges 
immer geringer wird. Im NACHHER-Zeitraum ist ein deutlich höherer DTV und ein höherer 
SV-Anteil detektiert worden. Damit fährt auf dem Abschnitt öfter ein langsames Nutzfahr-
zeug, was zum Anstieg der Pulkhäufigkeit führt. Durch das Überholverbot im einbahnig 
zweistreifen Abschnitt steigt die Pulklänge aber nicht weiter an.  
Bereits nach der Hälfte des 800 m langen Überholfahrstreifens hat sich die Mehrheit der 
Fahrzeugpulks hinter Nutzfahrzeugen entflechtet oder aufgelöst (Bild 6.3-6). Die Wirkung 
des Überholfahrstreifens zeigt sich sowohl an der Gesamtanzahl beeinflusst fahrender 
Fahrzeuge (-86 %) als auch an der 85 %-Pulklänge, die auf zwei Fahrzeuge hinter dem 
Pulkführer zurückging. Da Überholvorgänge im VORHER-Zeitraum nicht unabhängig vom 
Gegenverkehr durchgeführt werden konnten, stiegen in diesem Zeitraum die Pulkanzahl und 
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Bild 6.3-6:  Häufigkeit beobachteter Pulklängen hinter Nfz in ÜFS-Mitte (ÜFS 800 m) 
Einfädelvorgänge am Ende führen im Vergleich zur Messstelle nach der Hälfte des Überhol-
abschnittes zu einem Wiederanstieg der Pulkanzahl und der Pulklänge (Bild 6.3-7). Die 
Pulklänge und die Pulkanzahl liegen an diesem Querschnitt aber deutlich unter dem 
VORHER-Niveau. Die gemeinsame Betrachtung von Pulkhäufigkeit und Pulklänge zeigt, 
dass im NACHHER-Zeitraum 68 % weniger Fahrzeuge in einem Pulk fahren.  
 
Bild 6.3-7:  Häufigkeit beobachteter Pulklängen hinter Nfz am ÜFS-Ende (ÜFS 800 m) 
Die Ergebnisse der Fahrzeugpulkbetrachtung zeigen, dass die angelegten dreistreifigen 
Überholabschnitte mit Längen von 700 m und 800 m auch bei einem hohen SV-Anteil 
effektiv zu einer Pulkentflechtung oder -auflösung beitragen können. Durch die Möglichkeit, 
den Überholdruck sicher abzubauen, wird außerdem erreicht, dass im Vergleich zum 
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Ein weiterer Überholfahrstreifen mit nur 600 m Länge konnte auf dem Untersuchungsab-
schnitt der B 169 untersucht werden. Der Überholfahrstreifen wird hier bei einem DTV von 
7.600 Kfz/d und einem SV-Anteil von 24 % betrieben. Dem dreistreifigen Überholabschnitt 
geht ein zweistreifiger Überholverbotsabschnitt von 2 km voraus (Anhang 1). 
Der hohe SV-Anteil bewirkt eine höhere Anzahl an Fahrzeugpulks im Vergleich zu den 
übrigen Untersuchungsstrecken (Bild 6.3-8). Das Überholverbot im NACHHER-Zeitraum 
trägt nochmals zu einem weiteren Anstieg der Pulkfahrzeuge (+56 %) bei. 
 
Bild 6.3-8:  Häufigkeit beobachteter Pulklängen hinter Nfz am ÜFS-Beginn (ÜV 2 km, ÜFS 600 m) 
Bis zur Station ca. 300 m nach dem Beginn des dreistreifigen Abschnittes erhöhte sich die 
Pulkhäufigkeit und die Pulklänge im VORHER-Zeitraum kontinuierlich. Im NACHHER-
Zeitraum trägt der Überholfahrstreifen zur Realisierung von Überholvorgängen und damit 
zum Abbau von Überholdruck bei, so dass insgesamt 75 % weniger Pulkfahrzeuge im 
NACHHER-Zeitraum hinter Nutzfahrzeugen detektiert wurden als VORHER an derselben 
Station im Untersuchungsabschnitt. Die Pulklänge war ebenfalls rückläufig, da bereits 
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Bild 6.3-9:  Häufigkeit beobachteter Pulklängen hinter Nfz in ÜFS-Mitte (ÜFS 600 m) 
Am Ende des 600 m langen Überholabschnittes zeigt sich auch an diesem Überholfahr-
streifen, dass die Pulkanzahl und Pulklänge durch Einfädelungsvorgänge überholender Fahr-
zeuge wieder ansteigt (Bild 6.3-10). Die Pulklänge im NACHHER-Zeitraum ist geringfügig 
kürzer als im VORHER-Zeitraum und die Häufigkeit im Pulk fahrender Fahrzeuge hinter 
Nutzfahrzeugen liegt nur noch bei 5 % über der des VORHER-Niveaus. Des Weiteren hat 
sich im Unterschied zum VORHER-Zustand die Pulkzusammensetzung deutlich geändert.  
Dieses Ergebnis zeigt, dass auch auf kurzen Überholfahrstreifen von 600 m Länge in Ver-
bindung mit einem hohen Schwerverkehrsanteil Überholungen sicher durchgeführt werden 
können. Diese Überholmöglichkeit bewirkt eine Durchmischung von Fahrzeugen, so dass 
Überholdruck sicher abgebaut werden kann.  
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Es wurden auch längere dreistreifige Abschnitte (l > 900 m) hinsichtlich ihrer Wirkung auf die 
Pulkbildung und Pulkentflechtung untersucht. Hierbei wurden nach der Hälfte der Überhol-
fahrstreifenlänge nahezu keine Fahrzeugpulks hinter Nutzfahrzeugen festgestellt. Die 85 %-
Pulklänge lag bei nur einem Fahrzeug hinter dem Pulkführer. Am Überholfahrstreifenende 
wurde bei den langen Überholfahrstreifen ebenfalls ein Wiederanstieg der Pulkhäufigkeit und 
der Pulklänge beobachtet. Beide Werte lagen weit unterhalb des VORHER-Niveaus und 
waren zudem geringer als die am Beginn der Überholfahrstreifen gemessenen 
Pulkhäufigkeiten und Pulklängen.  
Die dargestellten Ergebnisse haben gezeigt, dass der Anstieg des Schwerverkehrsanteils 
einen Anstieg von Fahrzeugen nach sich zieht, die im Pulk fahren. In diesem Zusammen-
hang führte die Einrichtung von Überholverbot in den zweistreifigen Abschnitten zu einer 
Erhöhung der Pulkanzahl, die aber kürzere Pulklängen als im VORHER-Zeitraum aufge-
wiesen haben. Im anschließenden Überholabschnitt ist auf allen Untersuchungsstrecken 
eine deutliche Reduktion der Pulklänge und der Pulkanzahl festzustellen. Es kann daher in 
den Überholabschnitten eine Durchmischung von Pulks und auch eine Pulkauflösung 
stattfinden, die unabhängig von der Verkehrsstärke der Gegenrichtung ist.  
Die Untersuchung der kurzen Überholfahrstreifen (l = 600 m bis 750 m) mit Schwerverkehrs-
anteilen bis zu 24 % hat gezeigt, dass hier Grenzen für Einsatzbereiche erreicht wurden. 
Überholvorgänge unabhängig vom Gegenverkehr und eine damit einhergehende Pulkent-
flechtung konnten dennoch nachgewiesen werden. Anteilswerte von vollständig aufgelösten 
Fahrzeugpulks konnten mit den vorhandenen Daten nicht ermittelt werden. Der Vergleich der 
Pulkhäufigkeiten an den Messquerschnitten (ÜFS Beginn, -Mitte, -Ende) zeigt jedoch, dass 
deren Änderung geringer ist als bei längeren Überholfahrstreifen. Daher wird eine ver-
bessernde Wirkung sehr kurzer Überholfahrstreifen auf die Verkehrsqualität als gering 
eingeschätzt, vor allem bei einem hohen Anteil an Schwerverkehr. Überholungen zur Pulk-
entflechtung konnten sicher und unabhängig von Gegenverkehr durchgeführt werden, was 
zu einer deutlichen Verbesserung der Verkehrssicherheit beigetragen hat (vgl. Abschnitt 
6.1). Die Fahrgeschwindigkeiten bleiben dabei unter denen längerer dreistreifiger Abschnitte 
(vgl. Abschnitt 6.2.3).  
6.4 Sperrflächenüberfahrten an Überholfahrstreifen 
Für die Untersuchung wurden Überholfahrstreifen gewählt, deren Länge zum Teil deutlich 
unter den derzeit empfohlenen Längen der RAS-Q (FGSV, 1996) liegen (vgl. Abschnitt 
3.4.2). Es wurde daher ein möglicher Zusammenhang zwischen der Anzahl an Sperrflächen-
überfahrten und der Überholfahrstreifenlänge geprüft, um Empfehlungen zu Einsatzgrenzen 
kurzer Überholfahrstreifen abzuleiten.  
Grundsätzlich wurden Sperrflächenüberfahrten sowohl am Beginn als auch am Ende der 
Überholfahrstreifen festgestellt. Das geht einher mit früheren Übersuchungen zu drei-
streifigen Abschnitten (z. B. BICKELHAUPT, 1991 IRZIK, 2009). Eine Quantifizierung der 
Sperrflächenüberfahrten am Beginn der Überholfahrstreifen ist aufgrund der Lage der 
Messschleifen in der vorliegenden Untersuchung nicht möglich.  
Für die Untersuchung der Sperrflächenüberfahrten am Ende der Überholfahrstreifen standen 
Messquerschnitte an sechs Sperrflächen zur Verfügung. Drei befanden sich zwischen zwei 
Überholfahrstreifen in kritischen Wechseln, drei weitere in unkritischen oder teilkritischen 
Wechseln. Aufgrund dieser Messanordnung stand für die Auswertung und die Ableitung von 
Empfehlungen nur eine geringe Datengrundlage zur Verfügung.  
Die Ergebnisse der Untersuchung zeigen, dass Sperrflächenüberfahrten nur selten auftreten 
(Tabelle 6.4-1). Gemessen an der durchschnittlichen täglichen Verkehrsstärke auf den 
Untersuchungsstrecken beträgt deren Anteil zwischen 0,6 % und 5,3 %. Jedoch ist der 
Unterschied in den Anteilswerten stark durch die Lage der Messstelle in der Sperrfläche 
geprägt (Bild 6.4-1). Je weiter die Messschleife vom Ende des Überholfahrstreifens entfernt 
lag, desto geringer war die Anzahl der gemessenen Fahrzeuge. Des Weiteren setzt sich an-
 
104  Ergebnisse – ÜFS/ÜV 
 
nähernd die Hälfte der jeweils festgestellten Überfahrten aus Fahrzeugen zusammen, die 
nicht eindeutig einer Fahrzeugklasse zugeordnet werden konnten. Hierbei handelt es sich 
um Fahrzeuge, die nicht vollständig über die Messschleife in der Sperrfläche fahren oder bei 
kritischen Wechseln entgegengesetzt der im Messgerät eingestellten Fahrtrichtung eine 
Messung auslösen. Bei den klassifizierten Fahrzeugen handelte es sich fast ausschließlich 



















10.300  8  600‐750  90 m  48 (25)  2,0  0,9 % 
7.800  17,9  750‐900  90 m  79 (35)  3,3  1,9 % 
6.500  7,5  >900  90 m  76 (33)  3,2  2,3 % 
unkritisch/ 
teilkritisch 
7.600  23,5  600‐750  10 m  199 (159)  8,3  5,3 % 
10.300  8  750‐900  40 m  78 (43)  3,2  1,5 % 
10.300  8  >900  50 m  39 (30)  1,6  0,6 % 
(  )… davon nicht‐klassifizierte Fahrzeuge
Tabelle 6.4-1:  Anzahl Sperrflächenüberfahrten  
Aufgrund der guten Sichtweiten und der gestreckten Linienführung in den Bereichen, in 
denen die Messschleifen zum Einsatz kamen, kann bei den Sperrflächenüberfahrten der 
kritischen Wechsel davon ausgegangen werden, dass sich deren Anzahl gleichmäßig auf 
beide Fahrtrichtungen aufteilt. Dabei ist die Anzahl der Sperrflächenüberfahrten eher gering. 
Bei Schwerverkehrsanteilen von fast 18 % wurden nur etwa drei Überfahrten pro Stunde 
registriert.  
Mit Hilfe einer multivariaten Regressionsanalyse (Signifikanzniveau: 95 %) wurden Abhän-
gigkeiten zwischen der Anzahl der Sperrflächenüberfahrten (Regressand) von der Verkehrs-
stärke, dem Schwerverkehrsanteil und der Überholfahrstreifenlänge (Regressoren) überprüft. 
Mit einem Bestimmtheitsmaß von R² = 0,5 wurde unter Beachtung des Signifikanzniveaus 
eine Abhängigkeit zwischen den Regressoren und dem Regressand ermittelt. Die logische 
Prüfung jedoch lässt ein solches Modell nicht zu. Gemäß dem Modell steigt mit einem 
Anstieg der Überholfahrstreifenlänge die Anzahl der Sperrflächenüberfahrten an. Ursache für 
dieses Ergebnis ist, dass bereits durch die geringe Datengrundlage eine Korrelation der 
Daten entsteht, die jedoch theoretischen Überlegungen widerspricht. In den Daten existiert 
ein Zusammenhang zwischen der Verkehrsstärke und der Überholfahrstreifenlänge. Da 
keine weiteren Vergleichsstrecken existieren, kann dieses Ergebnis nicht überprüft werden. 
Darüber hinaus war die Untersuchungsstrecke mit dem längsten Überholfahrstreifen mit der 
geringsten Verkehrsstärke belastet. Da mit abnehmender Verkehrsstärke die Sperrflächen-
überfahrten weniger werden, schlug sich dieses auch im Modell nieder.  
Für die kritischen Wechselstellen lässt die vorhandene Datengrundlage eine Modellbildung 
zur Bestimmung der optimalen Überholfahrstreifenlänge in Abhängigkeit der Sperrflächen-
überfahrten deshalb nicht zu. In Bezug auf die Verkehrssicherheit wurden keine Unfälle 
durch die widerrechtliche Nutzung der Sperrfläche registriert. Es kann davon ausgegangen 
werden, dass aufgrund der sehr guten Sichtweiten in den betrachteten Wechselbereichen 
Sperrflächenüberfahrten nur dann durchgeführt wurden, wenn keine Fahrzeuge in der 
Gegenrichtung vorhanden waren. 
Mit den Daten der Überholfahrstreifenenden mit unkritischen Wechseln wurde ebenfalls eine 
Regressionsanalyse durchgeführt. Zusätzlich zu den bereits bestehenden Variablen musste 
bei den unkritischen Wechseln der Messabstand der Messschleife vom Überholfahrstreifen-
ende mit berücksichtigt werden. Daher wurde als erstes ein Zusammenhang zwischen der 
Anzahl der Sperrflächenüberfahrten und dem Abstand der Messschleife vom Überholfahr-
streifenende untersucht.  
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Bild 6.4-1:  Zusammenhang Anzahl der Sperrflächenüberfahrten und Lage der Messstelle 
Das Ergebnis in Bild 6.4-1 zeigt, dass der Beginn der Sperrfläche deutlich häufiger über-
fahren wird als der Bereich in zunehmender Entfernung vom Überholfahrstreifenende. Der 
Rückgang folgt einem logarithmischen Verlauf.  
Die Anzahl der Sperrflächenüberfahrten werden neben der Lage auch durch die Gestaltung 
der Verziehungsbereiche beeinflusst (vgl. Abschnitt 3.5.2). Die Verziehungslänge (lz) beträgt 
bei allen Überholfahrstreifen nur 10 m und unterscheidet sich somit deutlich von dem Vor-
gabewert der RAS-Q (FGSV, 1996) mit 90 m.  
Mit der Regressionsanalyse wurde ermittelt, dass sowohl zwischen der Überholfahrstreifen-
länge und der Anzahl der Sperrflächenüberfahrten ein Zusammenhang besteht als auch 
zwischen der Überholfahrstreifenlänge und dem Abstand zum Überholfahrstreifenende. Auch 
ließ sich ein Trend in Abhängigkeit der Verkehrsstärke erkennen, so dass ab einer Rich-
tungsverkehrsstärke von ca. 200 Kfz/h mit einem Anstieg von Sperrflächenüberfahrten 
gerechnet werden kann. 
Dieser Trend stellte sich unter den nachfolgenden Randbedingungen ein, dass: 
• nur drei Messstellen untersucht werden konnten,  
• jeweils unterschiedliche Abstände zum Überholfahrstreifenende vorlagen, 
• den Sperrflächen unterschiedlich lange Überholfahrstreifen voraus gingen und 
• zwischen den Variablen aufgrund der geringen Datengrundlage kollineare 
Zusammenhänge existierten.  
Aus diesen Gründen kann mit Hilfe der vorliegenden Daten nicht quantifiziert werden, 
inwieweit die Häufigkeit von Sperrflächenüberfahrten von der Überholfahrstreifenlänge, dem 
Schwerverkehrsanteil oder der Verkehrsstärke abhängt.  
Die Ergebnisse haben gezeigt, dass Sperrflächenüberfahrten unter den Randbedingungen 
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(l ≤ 800 m) nur seltene Ereignisse darstellen. Diese geringen Anteile bestätigen die Ergeb-
nisse früherer Untersuchungen für längere Überholfahrstreifen. Zu diesem Ergebnis trägt 
auch die Ausführung der Sperrflächenverziehung (lz = 10 m) und die damit einhergehenden 
optischen Barrierewirkung bei (vgl. BICKELHAUPT, 1991). Diese Wirkung wird durch den 
Einsatz modifizierter Vorankündigungspfeile (vgl. Abschnitt 3.5.2) noch weiter verstärkt, 
belegt werden konnte dieses jedoch nicht. Es konnte gezeigt werden, dass der Beginn der 
Sperrfläche deutlich häufiger überfahren wird als Bereiche in zunehmender Entfernung. 
Aufgrund der geringen Datengrundlage konnten jedoch keine statistisch abgesicherten 
Zusammenhänge zwischen der Überholfahrstreifenlänge und der Anzahl an Sperr-
flächenüberfahrten ermittelt werden. Obwohl aus den vorhandenen Sperrflächenüberfahrten 
keine unmittelbaren Verbindungen zum Unfallgeschehen festgestellt werden konnten, sollte 
die Nutzung der Sperrfläche aus Sicherheitsgründen mit geeigneten Mitteln unterbunden 
werden (vgl. Abschnitt 7.2).  
6.5 Ergebnisse der Untersuchung zur Fahrerakzeptanz von ÜFS/ÜV 
Das Angebot sicherer Überholmöglichkeiten in der Kombination mit der Durchsetzung von 
Überholverbot in den einbahnig zweistreifigen Zwischenbereichen verfolgte das Ziel der 
Erhöhung der Verkehrssicherheit durch die Reduktion von Überholunfällen auf Landstraßen. 
Die Akzeptanzuntersuchung sollte Aufschluss darüber geben, wie der Verkehrsteilnehmer 
das Angebot der ihm vorgegebenen Überholmöglichkeiten einschätzt. Insgesamt standen 
386 beantwortete Fragebögen zur Verfügung. 
Für diese Untersuchung wurden die Verkehrsteilnehmer auf drei Untersuchungsstrecken 
anhand eines Fragebogens (Anhang 5) zu folgenden Schwerpunkten befragt: 
• Wahrnehmung der baulichen Gestaltung, 
• Länge des Überholverbotes und der Überholfahrstreifen, 
• Akzeptanz des Überholverbotes, 
• Notwenigkeit von Informationstafeln und 
• Übertragbarkeit auf andere Bundesstraßen. 
Durch die abschnittsweise Anordnung von dreistreifigen Überholabschnitten wurde die 
bauliche Gestaltung der Untersuchungsstrecken deutlich geändert. Über drei Viertel der 
Befragten gaben an, den Wechsel zwischen den dreistreifigen Überholabschnitten und 
zweistreifigen Überholverbotsabschnitten bewusst wahrzunehmen. Auch gab die Mehrheit 
der Befragten an, durch die Wiederkehr von baulich unterstützten Überholmöglichkeiten 
entspannter zu fahren. 
Das Angebot sicherer Überholmöglichkeiten hatte in der einstreifigen Richtung der drei-
streifigen Abschnitte und in den einbahnig zweistreifigen Abschnitten ein Verbot von Über-
holvorgängen zur Folge. Die Längen der Überholverbote variierten je nach den örtlichen 
Randbedingungen und nach der Anordnung der Überholabschnitte. Über die Hälfte der 
Befragten empfanden die jeweiligen Überholverbotslängen für „genau richtig“. Mit der 
Befragung wurde außerdem festgestellt, dass ab einer Überholverbotslänge von 4 km die 
Akzeptanz der Verkehrsteilnehmer geringer wird. Auf diesen Untersuchungsstrecken stieg 
der Anteil der Angaben, im Überholverbotsabschnitt überholt worden zu sein. Die Länge des 
Überholverbotes steht auch in einem engen Zusammenhang mit dem Schwerverkehrsanteil. 
Auf den Untersuchungsstrecken mit einem hohen Schwerverkehrsanteil (> 15 %) waren die 
Zustimmung und die Akzeptanz zu Überholverbotslängen von 4 km deutlich geringer als auf 
den Untersuchungsstrecken mit einem geringeren SV-Anteil. Die Ursache dafür liegt darin, 
dass im Überholverbotsabschnitt die langsamste Fahrzeugklasse das Geschwindigkeits-
niveau bestimmt (vgl. Abschnitt 6.2.4). Dieses Geschwindigkeitsniveau ist bei einem hohen 
SV-Anteil eher erreicht, so dass sich ein weiteres Überholbedürfnis im Vergleich zu Strecken 
mit einem geringen SV-Anteil eher aufbaut.  
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Die Antworthäufigkeiten bei der Frage zur Überholfahrstreifenlänge unterscheiden sich 
deutlich je nach betrachteter Untersuchungsstrecke. Die Hälfte der Befragten empfanden die 
Überholfahrstreifenlängen auf der B 87 für „gerade richtig“, auf der L 48 waren es über 80 % 
(Bild 6.5-1). Bei diesem Ergebnis ist der SV-Anteil einer der Einflussfaktoren, der bei der 
B 87 mit 18 % um das Doppelte über dem der L 48 liegt. Für weitaus stärker wird jedoch der 
Einfluss durch den Anteil an Überholmöglichkeiten in Abhängigkeit zur Untersuchungs-
strecke gesehen. Dieser lag bei der B87 bei nur 14 %, bei der L 48 beträgt der Anteil an 
Überholfahrstreifen 24 % in der befragten Richtung. Das Ergebnis auf der B 97 unterstützt 
dabei diese Schlussfolgerung. Auf dieser Untersuchungsstrecke beträgt der Überholfahr-
streifenanteil 18 % in der befragten Richtung bei einem SV-Anteil von 8%. Demnach sollten 
kurze Überholfahrstreifen (l < 800 m) in einer dichteren Folge vorgesehen werden als lange 
Überholfahrstreifen. Dadurch wird dem Fahrzeugführer die Möglichkeit geboten, häufiger 
sichere Überholvorgänge durchzuführen.  
 
Bild 6.5-1:  Länge der Überholabschnitte 
Die Nutzung von informierender Beschilderung zur Information über die Entfernung bis zur 
nächsten gesicherten Überholmöglichkeit unterstützt die Akzeptanz der Maßnahmen und 
wird von rund 90 % der Befragten befürwortet. Die Aussagen der Befragten waren häufig, 
dass dadurch entspannter gefahren wird, weil nach der beschilderten Länge mit Sicherheit 
ein Überholvorgang durchgeführt werden kann. 
Eine Weiterempfehlung dieser baulichen Gestaltung wurde von fast 95 % der Befragten 
gegeben (Bild 6.5-2). Nennenswerte Unterschiede zwischen den Untersuchungsstrecken 
bestehen nicht. Der Wunsch der Befragten nach längeren Überholfahrstreifen oder kürzeren 
Überholverbotsabschnitten steht demzufolge hinter einer Streckengestaltung, die ein ge-
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Bild 6.5-2:  Empfehlung ÜFS/ÜV 
Die Ergebnisse der Verkehrsteilnehmerbefragung bestätigen die deutliche Befürwortung der 
befragten Verkehrsteilnehmer gegenüber der Gestaltung der Untersuchungsstrecken. Es 
konnten Grenzbereiche der Überholfahrstreifen- und der Überholverbotslänge heraus-
gearbeitet werden, die zur Empfehlung geeigneter Längen für den zukünftigen Einsatz 
beitragen. Auch kurze Überholfahrstreifen (l < 800 m) fanden eine deutliche Zustimmung. Es 
muss aber darauf geachtet werden, dass ein ausreichend großer Anteil an Überhol-
möglichkeiten in Bezug zur Gesamtstrecke geschaffen wird. Ist dieses nicht der Fall, sinkt 
die Akzeptanz des Überholverbotes in den zweistreifigen Abschnitten bzw. der einstreifigen 
Richtung in den dreistreifigen Abschnitten, was negative Auswirkungen auf die Verkehrs-
sicherheit haben kann. Die Information über die Wegstrecke bis zur nächsten gesicherten 
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7 Empfehlungen  
7.1 Linienhaft ortsfeste Geschwindigkeitsüberwachung 
Auf der Grundlage der vorstehenden Ergebnisse der Untersuchung können die nach-
folgenden Empfehlungen für den zukünftigen Einsatz von linienhaft angeordneten OGÜ-
Anlagen auf einbahnig zweistreifigen Außerortsstraßen gegeben werden:  
• Linienhaft angeordnete OGÜ-Anlagen sind eine wirksame Maßnahme zur Durch-
setzung der zulässigen Höchstgeschwindigkeit. Sie können zur Verbesserung der 
Verkehrssicherheit von unfallauffälligen Bestandsstrecken beitragen, bei denen das 
Unfallgeschehen linienhaft verteilt ist und vorrangig auf eine Überschreitung der zu-
lässigen Höchstgeschwindigkeit (V85 ≥ Vzul + 10 km/h) oder auf eine nicht angepasste 
Geschwindigkeit zurückgeführt werden kann.  
• OGÜ-Anlagen können auch als betriebliche Maßnahme für Planungen in Betracht 
kommen, bei denen Auffälligkeiten im Unfallgeschehen durch Überschreitungen der 
zulässigen Höchstgeschwindigkeit wahrscheinlich sind, die geplante Linienführung 
aber aufgrund von Zwangspunkten nicht geändert werden kann. 
• Neben dem Unfallgeschehen auf einer Bestandsstrecke sollte auch die Strecken-
charakteristik in den Entscheidungsprozess für die Einrichtung einer Geschwindig-
keitsüberwachung einfließen. Besonders in Abschnitten ohne Abstimmung aufeinan-
der folgender Entwurfselemente im Lage- und Höhenplan oder mit Defiziten in der 
räumlichen Linienführung (Springen, Tauchen) kann das Unfallrisiko deutlich durch 
den Einsatz von OGÜ-Anlagen reduziert werden. 
• Um das Konzept einer linienhaften Überwachung zu unterstreichen, sollte die Ge-
schwindigkeitsüberwachung auf Streckenabschnitten mit einer Länge von durch-
schnittlich 6 km bis 15 km durch linienhaft angeordnete OGÜ-Anlagen erfolgen.  
• Der Abstand der OGÜ-Anlagen sollte 2,5 km nicht wesentlich überschreiten, damit 
sich auf dem Streckenabschnitt ein gleichmäßiges (homogenes) Fahrverhalten in 
Höhe der zulässigen Höchstgeschwindigkeit einstellen kann.  
• In Bereichen mit gestreckter Linienführung wird eine paarweise Anordnung der OGÜ-
Anlagen zur gleichzeitigen Überwachung beider Fahrtrichtungen empfohlen. 
• Zur Vermeidung von Umfahrungen der Messschleifen durch ein Ausweichen auf den 
Gegenfahrstreifen sollten beide Fahrstreifen mit Messschleifen ausgestattet werden. 
Ist dieses nicht möglich, könnte eine messschleifenähnliche Markierung auf dem Ge-
genfahrstreifen ein Ausweichen auf den Gegenfahrstreifen verhindern. 
• OGÜ-Anlagen zur Durchsetzung der zulässigen Höchstgeschwindigkeit vor un-
stetigen Radienfolgen oder nach langen Geraden mit anschließenden Kurven 
(R < 150 m) sollten weniger als 300 m vom Kurvenbeginn entfernt sein. Andernfalls 
steigt der Anteil der Fahrzeuge, die die zulässige Höchstgeschwindigkeit am Kurven-
beginn überschreiten wieder an. 
• Um eine hohe Akzeptanz der Geschwindigkeitsüberwachung bei den 
Verkehrsteilnehmern zu erreichen, sollte im Vorfeld der Maßnahmenumsetzung eine 
öffentliche und verständliche Berichterstattung über die Hintergründe für eine solche 
Maßnahme erfolgen.  
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• Die OGÜ-Anlagen sollen für den Verkehrsteilnehmer deutlich erkennbar sein. 
Gegebenenfalls kann ein auffälliger Farbanstrich die Sichtbarkeit erhöhen. 
• Zur Vermeidung von Bremsvorgängen weit unter die zulässige Höchstgeschwindig-
keit sollte die durch OGÜ-Anlagen überwachte Strecke durch örtliche Beschilderung 
deutlich gekennzeichnet werden. Die Beschilderung sollte zusammen mit der zu-
lässigen Höchstgeschwindigkeit mehrfach wiederholt werden. 
• Steht nicht für jedes Kameragehäuse eine Überwachungskamera zur Verfügung, ist 
darauf zu achten, dass die Überwachungskameras regelmäßig und in zufälliger 
Reihenfolge zwischen den einzelnen Standorten ausgetauscht werden.  
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7.2 Dreistreifige Überholabschnitte in Kombination mit Überholverbo-
ten in den zweistreifigen Zwischenabschnitten 
Aus der vorliegenden Untersuchung können die nachfolgenden Empfehlungen für den 
zukünftigen von Einsatz von Überholfahrstreifen in Verbindung mit einem Überholverbot in 
den zweistreifigen Zwischenabschnitten gegeben werden: 
• Die Sicherung von Überholvorgängen durch zusätzliche Überholfahrstreifen und 
Überholverboten in den zweistreifigen Zwischenabschnitten ist besonders auf Be-
standsstrecken zu empfehlen, bei denen ein auffälliges Unfallgeschehen haupt-
sächlich auf schwere Unfälle infolge von Überholvorgängen zurückgeführt werden 
kann. 
• Die Anlage von Abschnitten mit Überholfahrstreifen in Kombination mit Überhol-
verboten in den einbahnig zweistreifigen Zwischenabschnitten stellt hinsichtlich der 
Verkehrssicherheit und der Leistungsfähigkeit eine geeignete Alternative dar, wenn 
die Schaffung ausreichender Überholsichtweiten schwierig bzw. die Anzahl zum 
Überholen nutzbarer Zeitlücken gering ist.  
• Bereits die Anlage einzelner Überholfahrstreifen bringt gegenüber einem einbahnig 
zweistreifigen Querschnitt deutliche Sicherheitsvorteile. Aus diesem Grund sollte 
deren Anordnung erfolgen, wenn örtliche Zwangspunkte einen durchgehenden drei-
streifigen Querschnitt nicht ermöglichen. 
• Kurze Überholfahrstreifen mit Längen von 600 m können zu einer Entflechtung von 
Fahrzeugpulks und damit zum Abbau von Überholdruck beitragen. Eine Unter-
schreitung dieser Länge ist nicht zu empfehlen, weil dadurch die Wahrscheinlichkeit, 
dass Überholvorgänge nicht rechtzeitig beendet werden, ansteigt. 
• Der sichere Abbau von Überholdruck ist vor allem von der Anzahl der zur Verfügung 
stehenden Überholmöglichkeiten abhängig. Insbesondere bei einem hohen SV-Anteil 
ist das Erreichen einer ausreichenden Leistungsfähigkeit der Straße oft schwierig. 
Daher sollte die Anlage mehrerer kurzer Überholfahrstreifen einzelnen langen Über-
holfahrstreifen vorgezogen werden.  
• Der Anteil sicherer Überholmöglichkeiten durch Überholfahrstreifen sollte bei min-
destens 20 % in jeder Fahrtrichtung liegen. Höhere Anteile sind anzustreben. An-
dernfalls kann der Überholdruck soweit ansteigen, dass in den zweistreifigen Zwi-
schenabschnitten vermehrt widerrechtliche Überholvorgänge durchgeführt werden, 
die dann negative Auswirkungen auf die Verkehrssicherheit der Strecke haben. 
• Die einbahnig zweistreifigen Abschnitte sollten auch bei ausreichenden Sichtweiten 
mit Überholverbot belegt werden, um Unfälle infolge von Überholvorgängen in diesen 
Abschnitten zu vermeiden.  
• Einbahnig zweistreifige Abschnitte mit Überholverbot sollten höchstens zwischen 
2,5 km und 3 km lang sein. In Einzelfällen (topografische Zwänge, etc.) und in Ver-
bindung mit einem geringen SV-Anteil (SV < 10 %) können längere Überholverbots-
abschnitte vorgesehen werden. Aus Gründen der Akzeptanz des Überholverbotes 
sollte die Überholverbotslänge jedoch 4 km nicht überschreiten. 
• Zur Fahrerinformation und zur Förderung der Akzeptanz sollte im einbahnig 
zweistreifigen Überholverbotsabschnitt eine Beschilderung der Restlänge bis zur 
nächsten gesicherten Überholmöglichkeit alle 1.000 m erfolgen. Die Überholfahr-
streifenlänge ist deutlich durch Verkehrszeichen zu kennzeichnen.  
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• Das Ende von Überholfahrstreifen erfolgt durch Markierung einer Sperrfläche in voller 
Überholfahrstreifenbreite durch Verziehung des inneren linken Fahrbahnrandes. Die 
Verziehungslänge sollte sehr kurz (lz = 10 m) gewählt werden, um die Erkennbarkeit 
des Überholfahrstreifenendes infolge der Barrierewirkung zu fördern. Diese Wirkung 
kann auch erzeugt werden, indem die Sperrfläche mit der ersten Schraffe in voller 
Fahrstreifenbreite beginnt (Bild 7.2-1). 
• Um die Ankündigung des Überholfahrstreifenendes zu unterstützen, sollten in Er-
gänzung zur Beschilderung breite Vorankündigungspfeile markiert werden. 
• Aus der Sicht der Verkehrssicherheit sollte beim Übergang des zwei- in den 
dreistreifigen Abschnitt der rechte Fahrbahnrand der einstreifigen Richtung des 
dreistreifigen Abschnittes verzogen werden („halbkritischer“ Wechsel, Bild 6.1-6).  
• Wird für die Anlage von Überholfahrstreifen der rechte Fahrbahnrand der zwei-
streifigen Richtung verzogen und dadurch die Fahrbahn auf drei Fahrstreifen aufge-
weitet, sind bei der baulichen Verengung nach dem Ende des Überholfahrstreifens 
auftretende hohe Fahrgeschwindigkeiten von Fahrzeugen zu beachten, die im Über-
holabschnitt Überholvorgänge durchgeführt haben. Zur Vermeidung kritischer Last-
wechselvorgänge von Fahrzeugen durch zwei aufeinander folgende Richtungs-
wechsel am Anfang und am Ende der Sperrfläche sollte der bauliche Übergang in 
den einbahnig zweistreifigen Grundquerschnitt frühestens 150 m nach dem Ende des 
Überholfahrstreifens erfolgen (Bild 7.2-1).  
 
Bild 7.2-1:  Empfehlung der Gestaltung des unkritischen Wechsels am ÜFS-Ende 
• Um die Nutzung der Sperrfläche am Überholfahrstreifenende und daraus mögliche 
negative Folgen auf die Verkehrssicherheit zu reduzieren, sollten die Schraffen der 
Sperrfläche profiliert ausgeführt werden. Die haptische Rückmeldung soll die Nutzung 
der Sperrfläche als zusätzliche Überholfahrstreifenlänge vermeiden. 
• Dreistreifige Abschnitte in Kombination mit Überholverboten in den einbahnig zwei-
streifigen Zwischenabschnitten sollten auf Strecken angelegt werden, auf denen sich 
die Streckencharakteristik nicht wesentlich ändert. Insbesondere gilt dieses für den 
Anschluss der dreistreifigen Abschnitte an Bestandsstrecken.  
• Überholfahrstreifen sollten nicht auf plangleiche Knotenpunkte zuführend angelegt 
werden. Ist dieses aufgrund örtlicher Zwänge nicht anders möglich, muss der Über-
holfahrstreifen in ausreichendem Abstand zum Knotenpunkt enden. Der Überholfahr-
streifen darf nicht direkt in einen Linksabbiegestreifen übergehen.  
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8 Zusammenfassung und Ausblick 
Einbahnig zweistreifige Außerortsstraßen sind im Vergleich zu Innerortsstraßen und Auto-
bahnen mit einer besonders hohen Unfallschwere belastet. Auch ist die Qualität des Ver-
kehrsablaufs vielerorts unzureichend. Das Unfallgeschehen ist vor allem durch eine hohe 
Anzahl an Fahrunfällen geprägt, die in den häufigsten Fällen auf eine nicht angepasste oder 
überhöhte Geschwindigkeit zurückzuführen ist. Hinzu kommt die Überschätzung der eigenen 
Leistungsfähigkeit und der fahrzeugtechnischen Eigenschaften. Darüber hinaus ereignen 
sich schwere Unfälle im Längsverkehr. Zum großen Teil stehen diese Unfälle im Zu-
sammenhang mit Fehlern bei Überholvorgängen. Bei zunehmender Verkehrsbelastung und 
hohem Schwerverkehrsanteil auf Außerortsstraßen nehmen Überholmöglichkeiten ab, 
weshalb dann der Überholdruck ansteigt. In der Folge werden immer kleinere Zeitlücken zum 
Überholen akzeptiert. Weitere Gründe für diese Art von Unfällen sind fehlerhafte Ein-
schätzungen der Geschwindigkeit und der Entfernung entgegenkommender Fahrzeuge 
sowie die Fehleinschätzung der Linienführung der jeweiligen Straße. 
Das Thema zahlreicher Forschungsarbeiten der Vergangenheit war die Untersuchung der 
Zusammenhänge zwischen dem Fahrzeugführer, der Straße und dem Fahrzeug. Daraus 
abgeleitete Ergebnisse sind in den aktuellen Regelwerken für den Straßenentwurf fest 
verankert. Die Anpassung des historisch gewachsenen Straßennetzes an die Vorgaben 
moderner Entwurfsregelwerke kann in seiner Gesamtheit aber nur über einen langen Zeit-
raum erfolgen. Aus diesem Grund sind vor allem für unfallauffällige Landstraßenabschnitte 
kurz- und mittelfristig umsetzbare Maßnahmen notwendig, die unterhalb der derzeitigen 
Richtlinien für den Straßenentwurf zu einer Verbesserung der Verkehrssicherheit beitragen 
können.  
Die Arbeit baut auf dem Forschungsprojekt „Außerortsstraßensicherheit“ (AOSI) auf. Inner-
halb dieses Forschungsprojektes wurden Maßnahmen ausgewählt und in einem Großver-
such auf ausgewählten einbahnigen Außerortsstraßenabschnitten umgesetzt, die die Haupt-
ursachen (Geschwindigkeit und Überholen) schwerer Unfälle auf unfallauffälligen Landstra-
ßen reduzieren sollen. Das Ziel der vorliegenden Arbeit war die Untersuchung der Wirksam-
keit von kurz- und mittelfristig umsetzbaren Maßnahmen zur Verbesserung der Verkehrssi-
cherheit auf unfallauffälligen einbahnigen Außerortsstraßen. Die Untersuchungen dafür 
erfolgten im Rahmen des Großversuches „Außerortsstraßensicherheit“ (AOSI). Im Ergebnis 
sollten Einsatzempfehlungen für die Planungs- und Entwurfspraxis und für zukünftige 
Regelwerke für den Landstraßenentwurf abgeleitet werden.  
Für die Durchsetzung der zulässigen Höchstgeschwindigkeit wurden auf fünf ausgewählten 
Bundesstraßenabschnitten linienhaft angeordnete ortsfeste Geschwindigkeitsüber-
wachungsanlagen (OGÜ) eingerichtet. Auf fünf weiteren Bundesstraßenabschnitten wurde 
das Überholen nur auf den dafür angelegten Überholfahrstreifen (ÜFS) zugelassen und auf 
den verbliebenen zweistreifigen Zwischenabschnitten Überholverbote (ÜV) erlassen. Eine 
Einflussnahme auf die Wahl der Untersuchungsstrecken, die Anordnung der Messquer-
schnitte, die Mess- und Untersuchungszeiträume oder die Art der Datenerhebung war nicht 
möglich. Nach dem von der AOSI-Projektgruppe vorgegebenen Messregime und den so 
ermittelten Rohdaten wurde eine eigene Untersuchungsmethodik entwickelt und die vor-
liegende Datenlage entsprechend aufbereitet. Darauf gestützt erfolgte die Auswertung und 
Interpretation sowie die Ableitung der Empfehlungen. 
Durch die linienhafte ortsfeste Geschwindigkeitsüberwachung konnten deutliche Rückgänge 
sowohl in der Gesamtanzahl der Unfälle als auch in der Schwere der Unfälle erreicht 
werden. Diese Entwicklung war nicht nur auf eine Reduktion der Fahrunfälle zurückzuführen. 
Durch die Verringerung der Geschwindigkeitsunterschiede zwischen den Fahrzeugen sank 
der Überholdruck, was besonders auf den Untersuchungsstrecken mit einer gestreckten 
Linienführung auch einen Rückgang der Unfälle im Längsverkehr bewirkte. Durch die linien-
hafte Geschwindigkeitsüberwachung konnte eine deutliche Verbesserung der Verkehrssi-
cherheit erzielt werden und damit das Unfallrisiko auf den Untersuchungsstrecken teils 
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erheblich reduziert werden. Es konnte gezeigt werden, dass die Grundlage dieser Entwick-
lung die Durchsetzung der zulässigen Höchstgeschwindigkeit war, die vor der Überwachung 
um bis zu 20 km/h überschritten wurde. Nach der Eingewöhnungszeit stellte sich das er-
wartete Fahrverhalten entlang der Untersuchungsstrecken ein, das nicht mehr durch deut-
liche Verzögerungs- und Beschleunigungsvorgänge im Bereich der Geschwindigkeitsüber-
wachungsanlagen geprägt war. Förderlich für diese Entwicklung war trotz anfänglicher 
Skepsis die breite Akzeptanz der Kraftfahrer zu den OGÜ-Anlagen als sinnvolle Maßnahme 
zur Verbesserung der Verkehrssicherheit. Erreicht wurde dies mit einer verständlichen 
Öffentlichkeitsarbeit zu den Hintergründen und Zielen der Maßnahme. 
Die Untersuchung zeigte auch, dass zukünftig das Augenmerk auf Möglichkeiten zur Durch-
setzung der Geschwindigkeiten von Motorradfahrern gelegt werden sollte. Diese Verkehrs-
teilnehmer werden in der Wahl ihrer Geschwindigkeit nur in einem geringen Maß durch die 
OGÜ-Anlagen beeinflusst. Aufgrund zu hoher Geschwindigkeit waren Motorradfahrer auch 
im NACHHER-Zeitraum an schweren Verkehrsunfällen auf den Untersuchungsstrecken 
beteiligt. 
Die Kombination von abschnittsweisen sicheren Überholmöglichkeiten und Überholverboten 
in den einbahnig zweistreifigen Zwischenabschnitten ist eine geeignete, mittelfristig um-
setzbare Maßnahme zur Verbesserung der Verkehrssicherheit. Dabei hat sich die Über-
lagerung der Maßnahmen (ÜFS/ÜV) als wesentliche Voraussetzung herausgestellt. Die 
Wirkung der Maßnahme ist vorrangig auf die Unfälle im Längsverkehr gerichtet und sollte 
daher auf Strecken erwogen werden, bei denen das Unfallgeschehen vor allem durch einen 
hohen Anteil von Überholunfällen gekennzeichnet ist. Der Vorteil liegt im Abbau des Über-
holdrucks unabhängig von den verfügbaren Zeitlücken im Gegenverkehr. Dafür haben sich 
auch kurze Überholfahrstreifen (l ≥ 600 m) bewährt, die im Bestandsnetz eher realisierbar 
sind. Die untersuchte Maßnahmenkombination aus einem sicheren Überholangebot und 
Überholverboten in den einbahnig zweistreifigen Zwischenabschnitten erfährt eine hohe 
Akzeptanz bei den Kraftfahrern.  
Weil die Maßnahmen vorrangig auf ihre Wirkung hinsichtlich der Verbesserung der Ver-
kehrssicherheit untersucht wurden, besteht weiterer Forschungsbedarf in der Wirkung dieser 
Art der Straßengestaltung auf den Verkehrsablauf, besonders bei höheren Verkehrsstärken. 
Dieses gilt vor allem dann, wenn kurze Überholfahrstreifen bei hohen Verkehrsstärken 
eingesetzt werden. In diesem Zusammenhang sollten auch auftretende Überfahrten der 
Sperrfläche am Überholfahrstreifenende und deren Einfluss auf die Verkehrssicherheit an 
einer deutlich höheren Anzahl an Überholfahrstreifen betrachtet werden. Für abgesicherte 
Aussagen zum Einfluss auf die Reisezeit sollten dreistreifige Abschnitte in Kombination mit 
zweistreifigen Abschnitten mit Überholverbot über längere Streckenabschnitte 
(z. B. l > 20 km) hinweg betrachtet werden. Damit einhergehend wäre für die Beurteilung der 
Einflusslänge der Überholabschnitte auf die Geschwindigkeiten der Fahrzeuge im anschlie-
ßenden zweistreifigen Abschnitt eine Erhöhung der Messstellenanzahl notwendig. 
Durch die Ergebnisse dieser Arbeit liegen wirksame Maßnahmen vor, um die Verkehrssi-
cherheit auf unfallauffälligen Abschnitten einbahniger Außerortsstraßen kurz- und mittelfristig 
zu verbessern. Dies gilt vor allem dann, wenn das Unfallgeschehen vorrangig auf eine zu 
hohe und unangepasste Geschwindigkeit oder auf Fehler bei Überholvorgängen zurück-
zuführen ist. Die Ergebnisse liefern darüber hinaus belastbare Grundlagen für das neue 
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A1-1  Anhang 1 – Streckenportraits 
 
A 1 Portraits der Untersuchungsstrecken 
Die Portraits der Untersuchungsstrecken wurden in ihrer Grundform in LIPPOLD U.A. (2003) 
erarbeitet und anschließend in LIPPOLD U.A. (2006), LIPPOLD U.A. (2009) und LIPPOLD U.A. (2011) 
weiterentwickelt. Dargestellt ist jeweils die gesamte Untersuchungsstrecke inklusive der Vor- 
und der Nachlaufstrecken, die ursprünglich im Rahmen des AOSI-Großversuches für die 
Betrachtung ausgewählt wurden. 
 
Legende 
Die verwendeten Darstellungen zur Abbildung des Unfallgeschehens beziehen sich auf die 
Vorgaben des „Merkblattes für die Auswertung von Straßenverkehrsunfällen Teil 1 – Führen 
und Auswerten von Unfalltypen-Steckkarten“ (FGSV, 2003). Die dargestellten Verkehrszeichen 
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A 1.1 Untersuchungsstrecke B169 (Sachsen) 
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A 1.2 Untersuchungsstrecke B87 (Sachsen) 
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A 1.3 Untersuchungsstrecke B97 (Brandenburg) 
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A 1.4 Untersuchungsstrecke L48 (B115) (Brandenburg) 
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A 1.5 Untersuchungsstrecke B101 (Brandenburg) 
 
 
A1-7  Anhang 1 – Streckenportraits 
 
A 1.6 Untersuchungsstrecke B158 (Brandenburg) 
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A 1.9 Untersuchungsstrecke B247 (Thüringen) 
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A 1.10 Untersuchungsstrecke B249 (Thüringen) 
 
Anhang 2 – Beschreibung der Untersuchungsstrecken A2-1 
A 2 Beschreibung der Untersu-
chungsstrecken 
A 2.1 Bundesstraße B 4, Westerengel bis 
Sondershausen (Einmündung 
B 249) 
A 2.1.1 Allgemeine Angaben 
Die Bedeutung der B 4 im thüringischen Raum 
ergibt sich aus ihrer Verbindungsfunktion zwischen 
Erfurt als Landeshauptstadt und Sondershausen 
und Nordhausen als Oberzentren sowie der Bun-
desautobahn A 4 im südlichen Abschnitt. Die Orte 
Westerengel und Oberspier sind an die B 4 im 
Einflussbereich der betrachteten Untersuchungs-
strecke direkt angebunden. 
Der Untersuchungsabschnitt ist 9,1 km lang und 
teilt sich in folgende Netzabschnitte: 
VNK NNK Länge [m] 
4731 070 4631 038 5.465 
4631 038  4630 025 3.059 
4630 025 4630 026 587 
Netzstand: 01.01.2006 
Die Fahrbahnbreite beträgt 7,00 m bis 7,60 m. Nur 
ein geringer Anteil im nördlichen Abschnitt weist 
Breiten unter 7,00 m auf. 
A 2.1.2 Streckencharakteristik 
Die Strecke verläuft überwiegend im flachen bzw. 
leicht hügeligen Gelände. Typisch sind sehr lange 
Geraden und Kuppen bzw. Wannen mit relativ 
kleinen Neigungswechseln. Vor allem die Kuppen 
verursachen im Zuge langer Geraden Sichtein-
schränkungen und damit Sicherheitsrisiken. Grund 
dafür sind die relativ hohen Geschwindigkeiten, die 
die Streckencharakteristik zulässt (Linienführung, 
Fahrbahnbreite). Problematisch in diesem Zu-
sammenhang sind auch die vielen Zufahrten, Ein-
mündungen und Kreuzungen, die überwiegend 
einen geringen technischen Ausbaustandard auf-
wiesen.  
Die B 4 gehört zu den ausgeprägtesten Güter- und 
Schwerverkehrsachsen im Bundesstraßennetz des 
Freistaates Thüringen. Die DTV-Werte betrugen 
1995 ca. 7.400 Kfz/24h bei einem Schwerver-
kehrsanteil von 10 %, bei der Querschnittsmes-
sung im Jahr 2004 wurden ca. 8.300 Kfz/24h bei 
einem SV-Anteil von 13,5 % gemessen. 
Die OD Westerengel im Zuge der B 4 wurde durch 
eine Ortsumgehung westlich von Westerengel mit 
Ortsanbindungen im Süden und Norden ersetzt 
(Fertigstellung 1998). 
A 2.1.3 Beurteilung 
Die vom Kraftfahrer wahrnehmbare Streckencha-
rakteristik suggerierte einen zügigen Streckenver-
lauf, der hohe Geschwindigkeiten zulässt. Dies 
führte zu Kollisionen mit punktuellen geometri-
schen Gegebenheiten wie z. B. Kreisbogenradien 
kleiner als 100 m, einer bewegten Gradiente und 
geringen Sichtweiten. Durch den relativ hohen SV-
Anteil entstand damit ein erheblicher Überhol-
druck. 
Die Maßnahmen im AOSI-Programm sollen das 
Verhalten abschnittsweise kanalisieren. 
A 2.1.4 Maßnahmen 
Aufgrund der Beurteilung der Strecke wurden die 
folgenden Maßnahmen geplant: 
- Ortsfeste Geschwindigkeitsüberwachung im 
Bereich Oberspier bis zur Einmündung B 249 
und 
- Überholfahrstreifen und das Durchsetzen von 
Überholverboten in den angrenzenden Berei-
chen im Abschnitt Westerengel bis Oberspier 
Umgesetzt wurde diese jedoch nur wie folgt:  
- 2 Überwachungspaare ortsfester Geschwindig-
keitsüberwachung im Bereich Oberspier bis zur 
Einmündung B 249 
Eine linienhafte Absenkung der Geschwindigkeiten 
entlang der gesamten Untersuchungsstrecke war 
durch den Abstand der OGÜ von nur 800 m nicht 
gegeben. Die Umsetzung von gesicherten Über-
holmöglichkeiten konnte nicht vorgenommen wer-
den. 
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A 2.1.5 Bilddokumentation der Messquerschnitte B 4 
 
Abb. 2.1-1: B 4, MQ1 (ZEB, 2008) 
Abb. 2.1-2: B 4, MQ 3, OGÜ (ZEB, 2008) 
Abb. 2.1-3: B 4, MQ 2 (ZEB, 2008) 
Abb. 2.1-4: B 4, MQ 4 (ZEB, 2008) 





Anhang 2 – Beschreibung der Untersuchungsstrecken A2-3 
A 2.2 Bundesstraße B 247, Gotha bis 
Bad Langensalza 
A 2.3 Allgemeine Angaben 
Die Bedeutung der B 247 im thüringischen Raum 
ergibt sich aus ihrer Verbindungsfunktion zwischen 
Gotha, Bad Langensalza und Worbis als Oberzent-
ren und der Bundesautobahn A 4 im südlichen 




- Bad Langensalza 
werden von der B 247 im Einflussbereich der be-
trachteten Untersuchungsstrecke direkt miteinan-
der verbunden. 
Die Strecke ist 16,4 km lang und teilt sich in fol-
gende Netzabschnitte: 
VNK NNK Länge [m] 
5030 012 5030 046 2.592 
5030 046 5030 016 1.670 
5030 016 5030 038 351 
5030 038 4930 011 1.782 
4930 011 4930 042 209 
4930 042 4929 039 4.644 
4929 039 4929 015 2.250 
4929 015 4829 040 3.980 
Netzstand: 01.01.2006 
Die Fahrbahnbreite beträgt auf der freien Strecke 
6,50 m. 
Die B 247 gehört zu den ausgeprägtesten Güter- 
und Schwerverkehrsachsen im Bundesstraßennetz 
des Freistaates Thüringen. Die DTV-Werte betru-
gen 1995 ca. 8.200 Kfz/24h bei einem Schwerver-
kehrsanteil von 14%, bei der Querschnittsmessung 
im Jahr 2004 wurden ca. 7.600 Kfz/24h bei einem 
SV-Anteil von 15,8 % gemessen. Sie ist in die 
Straßenkategorie LS II eingestuft. 
Für einige Abschnitte gab es planerische Vorun-
tersuchungen: 
Der Knotenpunkt der B 247 mit der L 2125 in Rich-
tung Aschara/Wiegleben lag vor Maßnahmenum-
setzung als Entwurfsplanung mit entsprechenden 
Linksabbiegestreifen vor. Eine Umsetzung wäh-
rend des Versuches erfolgte aber nicht.  
A 2.3.1 Streckencharakteristik 
Wie die B 4, quert die B 247 das Thüringer Becken 
im flachen bzw. leicht hügeligen Gelände. Kenn-
zeichnend für die Streckenführung sind sehr lange 
Geraden, die in der Höhe weitgehend dem Gelän-
deverlauf angepasst sind. Daraus resultierend 
entstehen durch Kuppen, trotz geringer Neigungs-
differenzen, immer wieder Sichteinschränkungen, 
wodurch die möglichen Überholstrecken häufig 
verkürzt werden. Überholverbote in der Örtlichkeit 
kennzeichnen derartige Abschnitte. Auf relativ 
großen Teilabschnitten sind in der Vergangenheit 
die für derartige Straßen typischen Alleen abgetra-
gen worden. Dadurch lassen sich bei annähernd 
gleichen geometrischen Gegebenheiten Ab-
schnittsbildungen vornehmen in: 
- geschlossene Allee (Alleebäume innerhalb der 
Straßenkrone), 
- „gelichtete" Alleen (hierzu zählen auch Berei-
che, die nur noch einseitig Straßenbäume auf-
weisen) und 
- „freie" Strecken (landschaftstypisch ist, dass 
diese Strecken auch in einem weitgehend offe-
nen Gelände verlaufen). 
Die sehr gestreckte Linienführung begünstigte 
hohe Geschwindigkeiten. Sichteinschränkungen 
(meist durch Kuppen in Verbindung mit Kurven) 
und häufig schlecht ausgebaute Zufahrten, Ein-
mündungen und Kreuzungen bildeten die Risiko-
bereiche. 
A 2.3.2 Beurteilung 
Ausbaustandard, Ausbauart und Unfallgeschehen 
(1995) äußern sich auf dieser Strecke vielschich-
tig. Folglich ist auch eine differenzierte Betrach-
tung vorzunehmen.  
Das Unfallgeschehen deutete im ersten Abschnitt 
auf Konflikte mit der vorhandenen Linienführung 
und die Überholproblematik hin. Darauf und auf 
Sicherheitsdefizite aus dem unzureichenden Aus-
bau der Knotenpunkte am Beginn der Untersu-
chungsstrecke waren die Maßnahmen auszurich-
ten. 
Im zweiten Abschnitt zeigte sich eine Häufung von 
Fahrunfällen und Unfällen im Längsverkehr in Ver-
bindung mit Überholvorgängen und Bäumen. Vor-
kehrungen zur Geschwindigkeitsdämpfung und -
Überwachung sollten die notwendigen Ausbau-
maßnahmen ergänzen. 
Im dritten Abschnitt ist vor allem der Knotenpunkt 
der B 247 mit der L 2125 Richtung Wiegleben/ 
Aschara umzubauen (kein AOSI-Bestandteil). 
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A 2.3.3 Maßnahmen 
Zur Verbesserung der Verkehrssicherheit kam auf 
dieser Strecke die Durchsetzung der zulässigen 
Geschwindigkeit mit Hilfe von OGÜ-Anlagen vor 
Unstetigkeiten in der Linienführung, an langen 
Geraden sowie an Knotenpunkten zur Anwendung. 
Insgesamt wurden auf der Untersuchungsstrecke 
10 OGÜ-Anlagen paarweise entlang der Untersu-
chungsstrecke angeordnet. 
 
A 2.3.4 Bilddokumentation der Messquerschnitte B 247 
 
Abb. 2.3-1: B 247, VNK:5030 012 NNK5030 046 St. 2,552 
(ZEB, 2008) 
Abb. 2.3-2: B 247, VNK:5030 046 NNK:5030 016 St. 0,070 
(ZEB, 2008) 
Abb. 2.3-3: B 247, VNK:5030 038 NNK: 4930 011 St. 1,060 
(ZEB, 2008) 
Abb. 2.3-4: B 247, MQ 1, OGÜ (ZEB, 2008) 
 
Anhang 2 – Beschreibung der Untersuchungsstrecken A2-5 
Abb. 2.3-5: B 247, MQ 2 (ZEB, 2008) Abb. 2.3-6: B 247, MQ 3, OGÜ (ZEB, 2008) 
Abb. 2.3-7: B 247, MQ 4 (ZEB, 2008) Abb. 2.3-8: B 247, MQ 4b (ZEB, 2008) 
Abb. 2.3-9: B 247, VNK:4929 039 NNK: 4929 015 St. 0,818 
(ZEB, 2008) 
Abb. 2.3-10: B 247, MQ 5 (ZEB, 2008) 
 
 
A2-6   Anhang 2 – Beschreibung der Untersuchungsstrecken 
A 2.4 Bundesstraße B 249, Landesgren-
ze Hessen bis Mühlhausen 
A 2.4.1 Allgemeine Angaben 
Der Untersuchungsabschnitt beginnt an der ehe-
maligen innerdeutschen Grenze, führt durch drei 
Orte und endet am Netzknoten 023 am Rande der 
städtischen Bebauung von Mühlhausen. Maßnah-
men zur Durchsetzung der zulässigen Geschwin-
digkeit wurden vorrangig im Bereich zwischen 
Eigenrieden und Mühlhausen durchgeführt. Die 
Fahrbahnbreite liegt durchweg bei 6,0 m. 
Die Strecke ist 15,6 km lang und teilt sich in fol-
gende Netzabschnitte: 
VNK NNK Länge [m] 
4827 010 4827 113 1.835 
4827 113 4827 115 2.994 
4827 115 4727 100 1.579 
4727 100 4727 102 1.075 
4727 102 4728 023 8.182 
Netzstand: 01.01.2006 
A 2.4.2 Streckencharakteristik 
Die Strecke führt durch ein leicht hügeliges Gelän-
de. Insgesamt ist sie in der Lage und in der Höhe 
(von Eigenrieden bis LG Hessen) eine sehr be-
wegte Strecke, die meisten Entwurfsparameter 
liegen aber unterhalb der Mindestwerte. Überhol-
möglichkeiten sind sehr eingeschränkt. Ein relativ 
hoher Anteil ist im Straßenkronenbereich alleeartig 
mit Bäumen ausgestattet. Trotz der relativ schma-
len Fahrbahn erlaubt die Strecke hohe Geschwin-
digkeiten, die in den Kurven, Kuppen und an Zu-
fahrten und Kreuzungen zu Konflikten führten. 
Der DTV wurde 2004 mit ca. 8.300 Kfz/24h, bei 
einem SV-Anteil von 10 % ermittelt.  
A 2.4.3 Beurteilung 
Die vom Kraftfahrer wahrnehmbare Streckencha-
rakteristik suggerierte einen zügigen Streckenver-
lauf, der hohe Geschwindigkeiten zulässt. Dies 
führte zu Problemen mit punktuellen geometri-
schen Gegebenheiten wie z. B. schmaler Fahr-
bahn, Kreisbogenradien kleiner als 100 m, und 
geringen Sichtweiten. Durch den SV-Anteil ent-
stand Überholdruck, der nur durch riskante Über-
holmanöver abgebaut werden konnte.  
A 2.4.4 Maßnahmen 
Die vorgeschlagenen Maßnahmen enthielten vor 
allem Vorkehrungen zur Harmonisierung des Ge-
schwindigkeitsverhaltens einschließlich Geschwin-
digkeitsüberwachung. Im Einzelnen wurden sechs 
Überwachungsanlagen auf dem Abschnitt zwi-
schen Eigenrieden und Mühlhausen aufgestellt, 
die zulässige Geschwindigkeiten von 60, 70 und 
100 km/h durchsetzen. 
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A 2.4.5 Bilddokumentation der Messquerschnitte B 249 
 
Abb. 2.4-1: B 249, MQ 1, OGÜ (ZEB, 2008) Abb. 2.4-2: B 249, VNK:4727 102 NNK:4728 023 St.1,950 
(ZEB, 2008) 
Abb. 2.4-3: B 249, VNK:4727 102 NNK:4728 023 St. 2,270 
(ZEB, 2008) 
Abb. 2.4-4: B 249, MQ 2, OGÜ (ZEB, 2008) 
Abb. 2.4-5: B 249, MQ 3, OGÜ (ZEB, 2008) Abb. 2.4-6: B 249, MQ 4 (ZEB, 2008) 
 
 
A2-8   Anhang 2 – Beschreibung der Untersuchungsstrecken 
A 2.5 Bundesstraße B 5, Nauen bis zum 
Abzweig nach Haage 
A 2.5.1 Allgemeine Angaben 
Der Untersuchungsabschnitt der B 5 verläuft im 
Nordwesten von Berlin, beginnt an der Ortsumge-
hung Nauen und verbindet die Orte Lietzow, Ber-
ge, Ribbeck, Selbelang und Pessin miteinander. 
Die Strecke ist als Straße der Kategorie LS II ein-
gestuft und hat eine hohe Netzbedeutung. 
Die Untersuchungsstrecke ist 19,8 km lang und 
teilt sich in folgende Netzabschnitte: 
VNK NNK Länge [m] 
3343 015 3342 005 4.744 
3342 005 3342 004 7.311 
3342 004 3342 003 931 
3342 003 3341 004 4.647 
3341 004 3341 001 2.135 
Netzstand: 01.01.2006 
A 2.5.2 Streckencharakteristik 
Die Untersuchungsstrecke ist relativ einheitlich und 
weist auf beiden Fahrbahnseiten eine Baumreihe 
auf. Dieser straßenbegleitende Baumbestand ver-
leiht der B 5 einen Alleecharakter. Aus diesem 
Grund ist auf dem gesamten Untersuchungsab-
schnitt die Höhe der zulässigen Geschwindigkeit 
auf 80 km/h begrenzt. Insgesamt ist der Abschnitt 
der B 5 in der Charakteristik der Linienführung 
sehr gestreckt. Die Gerade stellt das häufigste 
Trassierungselement dar. Längsneigungen über 
2 % treten nicht auf. 
Trotz der dicht am Fahrbahnrand stehenden Bäu-
me erlaubte die Strecke hohe Geschwindigkeiten, 
die zu großen Geschwindigkeitsdifferenzen zwi-
schen Nutzfahrzeugen und Pkw führten. Der 
Überholdruck wurde durch riskante Überholmanö-
ver abgebaut. 
Der DTV wurde 2004 mit ca. 7.200 Kfz/24h, bei 
einem SV-Anteil rund 10 % ermittelt.  
A 2.5.3 Beurteilung  
Der bauliche Zustand der Strecke ist gut. Aller-
dings ist der Abstand zwischen der Fahrbahn und 
den Alleebäumen in weiten Teilen sehr gering. 
Schutzplanken sind nur vereinzelt angebracht, so 
dass in übrigen Abschnitten die Unfallfolgen durch 
Baumkollisionen sehr schwer waren. Das angetrof-
fene Geschwindigkeitsniveau war vielfach zu hoch, 
außerdem wurden die angeordneten Verkehrsein-
schränkungen häufig nicht eingehalten. 
A 2.5.4 Maßnahmen 
Die vorgeschlagenen Maßnahmen enthielten vor 
allem Vorkehrungen zur Senkung des Geschwin-
digkeitsverhaltens auf das Niveau der zulässigen 
Geschwindigkeit. Im Einzelnen wurden 12 Über-
wachungsanlagen auf dem Untersuchungsab-
schnitt aufgestellt, die die zulässige Geschwindig-
keit von 80 km/h durchsetzen sollten. 
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A 2.5.5 Bilddokumentation der Messquerschnitte B 5 
 
Abb. 2.5-1: B 5, MQ 1, OGÜ (ZEB, 2008) Abb. 2.5-2: B 5, MQ 3, OGÜ (ZEB, 2008) 
Abb. 2.5-3: B 5, MQ 4 (ZEB, 2008) Abb. 2.5-4: B 5, MQ 5, OGÜ (ZEB, 2008) 
Abb. 2.5-5: B 5, MQ 7 (ZEB, 2008) Abb. 2.5-7: B 5, MQ 8, OGÜ (ZEB, 2008) 
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Abb. 2.5-6: B 5, MQ 9, OGÜ (ZEB, 2008) Abb. 2.5-8: B 5, MQ 10 (ZEB, 2008) 




Anhang 2 – Beschreibung der Untersuchungsstrecken A2-11 
A 2.6 Bundesstraße B 158, Bad Freien-
walde bis Tiefensee 
A 2.6.1 Allgemeine Angaben 
Der Untersuchungsabschnitt der B 158 in Bran-
denburg verläuft östlich von Berlin in Richtung 
polnischer Grenze. Die Orte Leuenberg und Stein-
beck sind an die B 158 im Einflussbereich der be-
trachteten Untersuchungsstrecke direkt angebun-
den. 
Die Untersuchungsstrecke ist 18,8 km lang und 
teilt sich in folgende Netzabschnitte: 
VNK NNK Länge [m] 
3250 003 3250 012 2.624 
3250 012 3249 004 2.770 
3249 004 3249 008 3.020 
3249 008 3249 011 3.093 
3249 011 3349 014 2.638 
3349 014 3349 016 92 
3349 016 3349 013 924 
3349 013 3349 012 2.236 
3349 012 3349 001 1.406 
Netzstand: 01.01.2006 
A 2.6.2 Streckencharakteristik 
Die Untersuchungsstrecke weist fast durchgängig 
einen straßenbegleitenden Baumbestand mit Al-
leecharakter auf. Weitere Streckenabschnitte ver-
laufen direkt durch Waldgebiet. Insgesamt kann 
die Linienführung als sehr unstetig beschrieben 
werden. Abschnitte mit Radien kleiner als 100 m 
und lange Geraden wechseln sich ab. Durch die 
Führung durch sehr bewegtes Gelände mit Längs-
neigungen bis zu 5 %, weist der Verlauf der Gra-
diente zusätzlich viele Sichtschatten auf. Wie auf 
der B 5 steht die Bepflanzung stellenweise sehr 
dicht neben der Fahrbahn. Dennoch werden auf 
den gestreckten Abschnitten sehr hohe Geschwin-
digkeiten gefahren. Eine generelle Beschränkung 
der zulässigen Geschwindigkeit ist nicht angeord-
net.  
Der DTV wurde 2004 mit ca. 8.000 Kfz/24h, bei 
einem SV-Anteil rund 4,5 % ermittelt.  
A 2.6.3 Beurteilung  
Der Abstand zwischen der Fahrbahn und den Al-
leebäumen ist in weiten Teilen der Strecke sehr 
gering. Schutzplanken sind nur vereinzelt angeb-
racht, so dass in übrigen Abschnitten die Unfallfol-
gen durch Baumkollisionen sehr schwer waren. 
Das angetroffene Geschwindigkeitsniveau war 
vielfach zu hoch und Hauptgrund für Fahrunfälle 
mit Schwerverletzten oder Todesfolge.  
A 2.6.4 Maßnahmen 
Die vorgeschlagenen Maßnahmen enthielten vor 
allem Vorkehrungen zur Senkung des Geschwin-
digkeitsverhaltens auf das Niveau der zulässigen 
Geschwindigkeit. Im Einzelnen wurden 12 Über-
wachungsanlagen auf dem Untersuchungsab-
schnitt aufgestellt. Die Durchsetzung der zulässi-
gen Geschwindigkeit erfolgte an Knotenpunkten, 
vor Unstetigkeiten in der Linienführung und in der 
Mitte langer Geraden. 
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A 2.6.5 Bilddokumentation der Messquerschnitte B 158 
 
Abb. 2.6-1:B 158, MQ 1, OGÜ (ZEB, 2008) Abb. 2.6-2: B 158, MQ 2 (ZEB, 2008) 
Abb. 2.6-3: B 158, VNK: 3250 003 NNK: 3249 004 St. 5,340 
(ZEB, 2008) 
Abb. 2.6-4: B 158, MQ 3, OGÜ (ZEB, 2008) 
Abb. 2.6-5: B 158, VNK:3249 004 NNK: 3249 011 St. 1,245 Abb. 2.6-6: B 158, MQ 4 (ZEB, 2008) 
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Abb. 2.6-7: B 158, MQ 5 (ZEB, 2008) Abb. 2.6-8: B 158, MQ 6, OGÜ (ZEB, 2008) 
Abb. 2.6-9: B 158, MQ 7 (ZEB, 2008) Abb. 2.6-10: B 158, VNK: 3249 016 NNK: 3249 013 St. 0,871 
(ZEB, 2008) 
Abb. 2.6-11: B 158, MQ 9 (ZEB, 2008) Abb. 2.6-12: B 158, MQ 10, OGÜ (ZEB, 2008) 
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A 2.7 Bundesstraße B 87, Torgau bis 
Mockrehna 
A 2.8 Allgemeine Angaben 
Die B 87 (Ilmenau - Leipzig - Torgau - Herzberg - 
Frankfurt/Oder) ist eine einbahnig zweistreifige 
Bundesstraße mit ausgeprägter überregionaler 
Verkehrsbedeutung, deren Funktion besonders im 
Abschnitt Leipzig - Frankfurt/Oder in absehbarer 
Zeit nicht verringert wird (z. B. durch eine Auto-
bahnplanung). Sie ist in die Straßenkategorie LS I 
eingestuft. 
Der Ausbau der B 87 im Abschnitt Landesgrenze 
Sachsen/Brandenburg - Leipzig (A 14) war bei der 
Auswahl der Untersuchungsstrecke 1998 bereits 
im weiteren Bedarf des Bundesverkehrswegepla-
nes als durchgehender RQ 15,5 vorgesehen. Für 
die Umsetzung der Maßnahmen wurde der Ab-
schnitt zwischen Torgau und Mockrehna vorgezo-
gen und gemäß den AOSI Vorgaben abschnitt-
sweise dreistreifig ausgebaut. 
Der Untersuchungsabschnitt ist 11,7 km lang und 
besitzt keine Ortsdurchfahrten. Die Fahrbahnbreite 
betrug im VORHER-Zeitraum auf den ersten 6 km 
etwa 6,80 m und im folgenden Abschnitt (bis Ende 
der Strecke) ca. 7,50 m. 
Die Strecke teilt sich in folgende Netzabschnitte: 
VNK NNK Länge [m] 
4443 015 4443 007 4.882 
4443 007 4443 004 3.974 
4443 004 5030 008 2.867 
Netzstand: 01.01.2009 
Die B 87 ist durch einen hohen Anteil Durchgangs-
verkehr gekennzeichnet. In der Vergangenheit 
stieg der Schwerverkehr langsam und stetig an. 
Die bestehende Verkehrsbelastung DTV betrug im 
Jahr 2002 etwa 8.400 Kfz/24h mit einem Schwer-
verkehrsanteil von 11,1 %. Bei der Querschnitt-
smessung im Jahr 2008 betrug der DTV 7.800 
Kfz/24h bei einem SV-Anteil von 17,9 %. 
A 2.8.1 Streckencharakteristik 
Der Streckenverlauf war durch einen häufigen 
Wechsel von Kurven und gestreckt geführten Ab-
schnitten geprägt. Dies traf vor allen Dingen auf 
den Bereich der Dübener Heide zu (4443 007 nach 
4443 004). Eine lange Gerade (l > 2 km) befand 
sich vor dem Ortseingang Mockehna, die beider-
seits in unterschiedlich dichter Folge von straßen-
seitiger Baumbepflanzung geprägt war. Große 
Längsneigungen kamen auf dieser Strecke nicht 
vor.  
Die Überholsichtweiten sind im Bereich des kur-
venreichen Abschnittes (Dübener Heide) stark 
eingeschränkt, so dass Überholverbot angeordnet 
wurde. Einige Abschnitte befinden sich in Damm-
lage und sind mit Schutzplanken versehen. Lang-
sam fahrender Verkehr (Traktoren, landwirtschaft-
liche Fahrzeuge) behindert aufgrund der geschil-
derten Umstände den Verkehr. Zudem trägt der 
hohe Güterverkehrsanteil von 20 % (1998) dazu 
bei, dass Pkw-Fahrer riskante Überholmanöver 
unternehmen. Der subjektive Eindruck einer groß-
zügig gestalteten Strecke förderte ein hohes Ge-
schwindigkeitsniveau. Dies stand im Widerspruch 
zu den einschränkenden geometrischen Gege-
benheiten. 
A 2.8.2 Beurteilung 
Die ursprünglich vom Kraftfahrer wahrgenommene 
Streckencharakteristik suggerierte abschnittsweise 
einen zügigen Streckenverlauf, der hohe Ge-
schwindigkeiten zulässt. Dies führte zu Kollisionen 
mit punktuellen geometrischen Gegebenheiten wie 
z. B. den Sichtweiten und Radien kleiner als 
200 m. Durch den relativ hohen SV-Anteil entsteht 
damit ein erheblicher Überholdruck. Die Maßnah-
men im AOSI-Programm sollen das Verhalten 
abschnittsweise kanalisieren. 
A 2.8.3 Maßnahmen 
Zur Verbesserung der Verkehrssicherheit wurden 
folgende Maßnahmen vorgesehen: 
- Durchsetzung von Überholverbot in den zweist-
reifigen Abschnitten mittels doppelter Fahrstrei-
fenbegrenzungslinien und profilierter Markie-
rung 
- Anlage von dreistreifigen Abschnitten zu Siche-
rung von Überholvorgängen 
- Aufstellung zusätzlicher hinweisender Beschil-
derung 
- Einsatz großer Pfeilmarkierung zur Signalisie-
rung des Überholfahrstreifenendes 
Es wurden 4 Überholfahrstreifen mit Längen von 
600 bis 800 m angelegt. Dazu wurde der einbahnig 
zweistreifige Querschnitt auf einen einbahnig 
dreistreifigen Querschnitt gemäß den AOSI Vorga-
ben erweitert. Der Abschnitt durch die Dübener 
Heide, nach dem Knotenpunkt mit der K8986, blieb 
ebenso wie der Abschnitt nach dem ÜFS hinter 
dem Knotenpunkt mit der K8985, während des 
Versuchszeitraumes unverändert bestehen. Alle 




Anhang 2 – Beschreibung der Untersuchungsstrecken A2-15 
A 2.8.4 Bilddokumentation B 87 
 
Abb. 2.8-1: B 87, 4443 004 / 4442 008, St.1,000 – VORHER 
(ZEB, 2004) 
Abb. 2.8-2: B 87, 4443 004 / 4442 008, St.1,000 – NACHHER 
(ZEB, 2008) 
Abb. 2.8-3: B 87, 4443 007 / 4443 004, St. 0,280 – VORHER 
(ZEB, 2004) 
Abb. 2.8-4: B 87, 4443 007 / 4443 004, St. 0,280 – NACHHER 
(ZEB, 2008) 
Abb. 2.8-5: B 87, 4443 015 / 4443 007, St.3,600 – VORHER 
(ZEB, 2004) 
Abb. 2.8-7:B 87, 4443 015 / 4443 007, St.3,600 – NACHHER 
(ZEB, 2008) 
 
A2-16   Anhang 2 – Beschreibung der Untersuchungsstrecken 
Abb. 2.8-6: B 87, 4443 007 / 4443 004, St. 1,520 – NACHHER 
(ZEB, 2008) – keine bauliche Änderung 
Abb. 2.8-8: B 87, 4443 007 / 4443 004, St. 2,560 – NACHHER 
(ZEB, 2008) – keine bauliche Änderung 
 
 
Anhang 2 – Beschreibung der Untersuchungsstrecken A2-17 
A 2.9 Bundesstraße B 169, Heyda bis 
Abzweig nach Reichenbach (Grü-
nes Haus) 
A 2.10 Allgemeine Angaben 
Die B 169 ist eine einbahnig zweistreifige Bundes-
straße mit ausgeprägter überregionaler Verkehrs-
bedeutung. Sie fungiert als Spange zwischen den 
Bundesautobahnen A 4 und A 13 und ist damit 
durch einen besonders hohen SV-Anteil geprägt.  
Der Untersuchungsabschnitt ist 4,5 km lang und 
besitzt keine Ortsdurchfahrten. Die Fahrbahnbreite 
betrug im VORHER-Zeitraum durchgängig etwa 
6,50 m  
Die Strecke teilt sich in folgende Netzabschnitte: 
VNK NNK Länge [m] 
4944 063 4944 071 545 
4944 071 4944 045 1.244 
4944 045 4944 047 2.730 
Netzstand: 01.01.2009 
Die B 169 ist durch einen hohen Anteil Durch-
gangsverkehr gekennzeichnet. In der Vergangen-
heit stieg der Schwerverkehr langsam und stetig 
an. Die Verkehrsbelastung betrug im Jahr 2007 
etwa 7.600 Kfz/24h mit einem Schwerverkehrsan-
teil von rund 24 %.  
A 2.10.1 Streckencharakteristik 
Der Streckenverlauf war durch lange Geraden und 
darauf folgende kurvige Abschnitte mit engen Ra-
dien geprägt, die deutliche Unstetigkeitsstellen in 
der Linienführung darstellten. Die geraden Ab-
schnitte waren durch straßenseitige Baumbepflan-
zung geprägt. Die Strecke beinhaltete eine Kuppe, 
durch die Sichtschattenbereiche in der Gradiente 
hervorgerufen wurden. Die Überholsichtweiten 
waren abschnittsweise stark eingeschränkt und 
langen häufig zwischen halber und voller Überhol-
sichtweite. Der hohe Schwerverkehrsanteil von 
über 20 % trug zur Pulkbildung und riskanten 
Überholmanövern bei. Der durch die Geraden 
subjektive Eindruck einer großzügig gestalteten 
Strecke förderte ein hohes Geschwindigkeitsni-
veau. Dies stand im Widerspruch zu den ein-
schränkenden geometrischen Gegebenheiten. 
A 2.10.2 Beurteilung 
Die ursprünglich vom Kraftfahrer wahrgenommene 
Streckencharakteristik suggerierte abschnittsweise 
einen zügigen Streckenverlauf, der hohe Ge-
schwindigkeiten zulässt. Dies führte zu Kollisionen 
mit punktuellen geometrischen Gegebenheiten wie 
z. B. den Sichtweiten und Radien < 200 m. Durch 
den relativ hohen SV-Anteil entsteht damit ein 
erheblicher Überholdruck.  
A 2.10.3 Maßnahmen 
Zur Verbesserung der Verkehrssicherheit wurden 
folgende Maßnahmen vorgesehen: 
- Durchsetzung von Überholverbot in den zweist-
reifigen Abschnitten mittels doppelter Fahrstrei-
fenbegrenzungslinien und profilierter Markie-
rung 
- Anlage von dreistreifigen Abschnitten zu Siche-
rung von Überholvorgängen 
- Aufstellung zusätzlicher hinweisender Beschil-
derung 
- Einsatz großer Pfeilmarkierung zur Signalisie-
rung des Überholfahrstreifenendes 
Es wurden zwei Überholfahrstreifen mit Längen 
von 600 m bis 800 m angelegt. Dazu wurde der 
einbahnig zweistreifige Querschnitt auf einen ein-
bahnig dreistreifigen Querschnitt gemäß den AOSI 
Vorgaben erweitert. Der Abschnitt von der OD 
Heyda in Richtung Knotenpunkt mit der K 7530 
wurde mit Überholverbot belegt. In der Gegenrich-
tung befindet sich ein 600 m langer Überholfahr-
streifen. Der Überholfahrstreifen in Richtung Rei-
chenbach wurde nach dem Knotenpunkt mit der 
K 7530 angelegt und hat eine Länge von 800 m. 
Nach dem Überholfahrstreifen erfolgt die Verknüp-
fung mit der Bestandstrecke auf der bis zum Ab-
zweig nach Reichenbach (Grünes Haus) das 
Überholen unter Nutzung des Gegenfahrstreifens 
zulässig ist. Der Knotenpunkt mit der K 7530 ist 
plangleich und mit separaten Linksabbiegesstrei-
fen ausgebildet. 
 
A2-18   Anhang 2 – Beschreibung der Untersuchungsstrecken 
A 2.10.4 Bilddokumentation B 169 
 
Abb. 2.10-1: B 169, 4944 045 / 4944 047 St. 0,860 – VORHER 
(ZEB, 2004) 
Abb. 2.10-2: B 169, 4944 045 / 4944 047 St. 0,860 –NACHHER 
(ZEB, 2008) 
Abb. 2.10-3: B 169, 4944 071 / 4944 045 St. 0,460 – VORHER 
(ZEB, 2004) 
Abb. 2.10-4: B 169, 4944 071 / 4944 045 St. 0,460 – NACH-
HER (ZEB, 2008) 
 
Abb. 2.10-5: B 169, einbahnig zweistreifiger Abschnitt nach 




Anhang 2 – Beschreibung der Untersuchungsstrecken A2-19 
A 2.11 Bundesstraße B 97, Groß Oßnig 
bis Spremberg 
A 2.12 Allgemeine Angaben 
Die B 97 hat im Straßennetz des Landes Branden-
burg eine überregionale Verbindungsfunktion in 
Nord-Süd-Richtung zwischen dem Oberzentrum 
Cottbus im Norden der Stadt Spremberg, dem 
Industriegebiet Schwarze Pumpe und Hoyerswer-
da im Freistaat Sachsen im Süden (Straßennetz-
konzept 2008). Sie ist eine der am stärksten belas-
teten Straßen im südlichen Brandenburg. Bei der 
Querschnittsmessung 2005 wurde ein DTV von 
11.100 Kfz/24h bei einem SV-Anteil von 10,3 % 
ermittelt Die prognostizierte Verkehrsbelastung für 
das Jahr 2012 liegt zwischen 14.000 Kfz/24h und 
16.000 Kfz/24 h, wobei der Anteil des Schwerver-
kehrs ca. 13,0 % beträgt. Die Fahrbahnbreite im 
Bestand betrug ca. 7,0 m. 
Die Untersuchungsstrecke ist 12,1 km lang und 
teilt sich in folgende Netzabschnitte: 
VNK NNK Länge [m] 
4352 003 4352 015 4.981 
4352 015 4352 019 4.451 
4352 019 4352 009 2.745 
Netzstand: 01.01.2009 
A 2.12.1 Streckencharakteristik 
Kennzeichnend für die Streckenführung sind sehr 
lange Geraden, die in der Höhe weitgehend dem 
Geländeverlauf angepasst sind. Daraus resultie-
rend entstehen durch Kuppen, trotz geringer Nei-
gungsdifferenzen, immer wieder Sichteinschrän-
kungen, wodurch die möglichen Überholstrecken 
häufig verkürzt werden. Die Strecke verläuft teils 
durch Waldgebiet, über freies Feld oder besaß 
straßenbegleitenden Baumbestand.  
Der SV-Anteil von 13 % trug dazu zur Pulkbildung 
und Aufbau von Überholdruck bei, so dass Pkw-
Fahrer riskante Überholmanöver unternahmen. 
Der subjektive Eindruck einer großzügig gestalte-
ten Strecke förderte ein hohes Geschwindigkeits-
niveau und großen Differenzgeschwindigkeiten. 
Diese standen im Widerspruch zu ausreichend 
langen Überholsichten. 
A 2.12.2 Beurteilung 
Die ursprünglich vom Kraftfahrer wahrgenommene 
Streckencharakteristik suggerierte einen zügigen 
Streckenverlauf, der hohe Geschwindigkeiten zu-
lässt. Durch den relativ hohen SV-Anteil entsteht 
damit ein erheblicher Überholdruck.  
A 2.12.3 Maßnahmen 
Zur Verbesserung der Verkehrssicherheit wurden 
folgende Maßnahmen vorgesehen: 
- Durchsetzung von Überholverbot in den zweist-
reifigen Abschnitten mittels doppelter Fahrstrei-
fenbegrenzungslinien und profilierter Markie-
rung 
- Anlage von dreistreifigen Abschnitten zu Siche-
rung von Überholvorgängen 
- Aufstellung zusätzlicher hinweisender Beschil-
derung 
- Einsatz großer Pfeilmarkierung zur Signalisie-
rung des Überholfahrstreifenendes 
Es wurden fünf Überholfahrstreifen mit Längen von 
800 m bis 1.000 m angelegt. Dazu wurde der ein-
bahnig zweistreifige Querschnitt auf einen einbah-
nig dreistreifigen Querschnitt gemäß den AOSI 
Vorgaben erweitert. In den übrigen zweistreifigen 
Abschnitten erfolgte nach einer Deckenerneuerung 
die Anordnung von Überholverbot durch eine dop-
pelte Fahrstreifenbegrenzungslinie mit profilierter 
Markierung. Alle Knotenpunkte sind plangleich und 
mit separaten Linksabbiegesstreifen ausgebildet. 
 
A2-20   Anhang 2 – Beschreibung der Untersuchungsstrecken 
A 2.12.4 Bilddokumentation B 97 
 
Abb. 2.12-1: B 97, 4352 019 / 4352009 St. 0,996 – VORHER 
(ZEB, 2004) 
Abb. 2.12-2: B 97, 4352 019 / 4352 009 St. 0,996 – NACHHER 
(ZEB, 2008) 
Abb. 2.12-3: B 97, Abzweig Bühlow Richtung Groß Oßnig – 
VORHER (ZEB, 2004) 
Abb. 2.12-4: B 97, 4352 015 / 4352 019 St. 0,078 – NACHHER 
(ZEB, 2008) 
Abb. 2.12-5: B 97, 4352 015 / 4352 019 St. 1,840– VORHER 
(ZEB, 2004) 
Abb. 2.12-6: B 97, 4352 015 / 4352 019 St. 1,840 – NACHHER 
(ZEB, 2008) 
 
Anhang 2 – Beschreibung der Untersuchungsstrecken A2-21 
A 2.13 Landesstraße L 48, Abzweig nach 
Roggosen bis Vorwerk Bohsdorf 
A 2.14 Allgemeine Angaben 
Die L 48 hat im Straßennetz des Landes Branden-
burg eine regionale Verbindungsfunktion in Nord-
Süd-Richtung zwischen dem Oberzentrum Cottbus 
im Norden und der Erschließung von Mittelzentren 
im Süden (Straßennetzkonzept 2008). Sie wurde 
im Jahr 2004 von einer Bundesstraße (B 115) zur 
Landesstraße L 48 abgestuft und umgewidmet.  
Bei der Querschnittsmessung 2005 wurde ein DTV 
von 5.700 Kfz/24h bei einem SV-Anteil von 8,3 % 
ermittelt  
Die Fahrbahnbreite im Bestand betrug ca.7,0 m. 
Die Untersuchungsstrecke ist 8,9 km lang, enthält 
eine Ortsdurchfahrt (Gablenz) und teilt sich in fol-
gende Netzabschnitte: 
VNK NNK Länge [m] 
4353 009 4353 008 880 
4353 008 4353 004 3.772 
4353 004 4353 002 935 
4353 002 4252 021 2.332 
4252 021 4252 025 991 
Netzstand: 01.01.2004 
A 2.14.1 Streckencharakteristik 
Von der Streckencharakteristik ist diese Strecke 
der B 97 sehr ähnlich. Kennzeichnend für die Stre-
ckenführung sind sehr lange Geraden, die in der 
Höhe weitgehend dem Geländeverlauf angepasst 
sind. Daraus resultierend entstehen durch Kuppen, 
trotz geringer Neigungsdifferenzen, immer wieder 
Sichteinschränkungen, wodurch die möglichen 
Überholstrecken häufig verkürzt werden. Die Stre-
cke verläuft teils durch Waldgebiet, über freies 
Feld oder besaß straßenbegleitenden Baumbe-
stand.  
Trotz der geringen Verkehrsbelastung entstand 
durch Pulkbildung der Aufbau von Überholdruck, 
welcher in riskanten Überholmanövern abgebaut 
wurde. Der subjektive Eindruck einer großzügig 
gestalteten Strecke förderte ein hohes Geschwin-
digkeitsniveau und großen Differenzgeschwindig-
keiten. Diese standen im Widerspruch zu ausrei-
chend langen Überholsichten. 
A 2.14.2 Beurteilung 
Die ursprünglich vom Kraftfahrer wahrgenommene 
Streckencharakteristik suggerierte einen zügigen 
Streckenverlauf, der hohe Geschwindigkeiten zu-
lässt. Durch Geschwindigkeitsdifferenzen zwi-
schen langsameren SV-Fahrzeugen und Pkw ent-
steht damit ein erheblicher Überholdruck.  
A 2.14.3 Maßnahmen 
Zur Verbesserung der Verkehrssicherheit wurden 
folgende Maßnahmen vorgesehen: 
- Durchsetzung von Überholverbot in den zweist-
reifigen Abschnitten mittels doppelter Fahrstrei-
fenbegrenzungslinien und profilierter Markie-
rung 
- Anlage von dreistreifigen Abschnitten zu Siche-
rung von Überholvorgängen 
- Aufstellung zusätzlicher hinweisender Beschil-
derung  
- Einsatz großer Pfeilmarkierung zur Signalisie-
rung des Überholfahrstreifenendes 
Es wurden vier Überholfahrstreifen mit Längen von 
600 m bis 1000 m angelegt. Dazu wurde der ein-
bahnig zweistreifige Querschnitt auf einen einbah-
nig dreistreifigen Querschnitt gemäß den AOSI 
Vorgaben erweitert. In den übrigen zweistreifigen 
Abschnitten erfolgte die Anordnung von Überhol-
verbot durch eine doppelte Fahrstreifenbegren-
zungslinie mit profilierter Markierung. Der Ortsein-
gangsbereich Gablenz wurde ebenfalls im Zuge 
der Maßnahme neu gestaltet. Alle Knotenpunkte 




A2-22   Anhang 2 – Beschreibung der Untersuchungsstrecken 
A 2.14.4 Bilddokumentation L 48 
 
Abb. 2.14-1: L 48, einbahnig zweistreifiger Abschnitt mit 
Überholverbot vor der OD Gablenz in Richtung Abzweig 
Roggosen – NACHHER 
Abb. 2.14-2: L 48, Ende ÜFS in Richtung Gablenz – NACH-
HER 
Abb. 2.14-3: L 48, einstreifige Richtung im dreistreifigen 
Abschnitt vor Abzweig Roggosen – NACHHER 
 
Bilder aus dem VORHER-Zeitraum waren nicht in ausreichend guter Qualität verfügbar. 
 
 
Anhang 2 – Beschreibung der Untersuchungsstrecken A2-23 
A 2.15 Bundesstraße B 101, Herzberg bis 
Wiederau 
A 2.16 Allgemeine Angaben 
Die B 101 hat im Straßennetz des Landes Bran-
denburg eine regionale Verbindungsfunktion. Sie 
verbindet das Mittelzentrum Herzberg mit weiteren 
Mittelzentren, welche sich die Versorgungsfunktion 
des Umlandes teilen (Straßennetzkonzept 2008).  
Bei der Querschnittsmessung 2005 wurde ein DTV 
von rund 5.000 Kfz/24h bei einem SV-Anteil von 
17,5 % ermittelt Damit ist die B 101 die am 
schwächten belastete Strecke im Untersuchungs-
kollektiv. Der Hohe SV-Anteil kennzeichnet die 
Strecke als wichtige Schwerverkehrsverbindung.  
Die Fahrbahnbreite im Bestand betrug ca. 7,0 m. 
Die Untersuchungsstrecke ist 7,9 km lang und teilt 
sich in folgende Netzabschnitte: 
VNK NNK Länge [m] 
4345 006 4345 029 4.040 
4345 029 4345 019 2.977 
4345 019 4345 026 915 
Netzstand: 01.01.2009 
A 2.16.1 Streckencharakteristik 
Die Streckenführung der B 101 in diesem Ab-
schnitt ist überwiegend gestreckt und folgt in ihrer 
Höhe dem Geländeverlauf. Die geraden Trassie-
rungselemente wurden mit unterschiedlich großen 
Radien verbunden, die mit unter keiner Radienre-
lation folgten. Daraus resultierend entstehen durch 
die Überlagerung von Kuppen im Höhenplan und 
Radien im Lageplan, trotz geringer Neigungsdiffe-
renzen, immer wieder Sichteinschränkungen, wo-
durch die möglichen Überholstrecken häufig ver-
kürzt werden. Die Strecke verläuft teils durch 
Waldgebiet, über freies Feld oder besaß straßen-
begleitenden Baumbestand.  
Der SV-Anteil von 17 % trug dazu zur Pulkbildung 
und Aufbau von Überholdruck bei, so dass Pkw-
Fahrer riskante Überholmanöver unternahmen. 
Der subjektive Eindruck einer großzügig gestalte-
ten Strecke förderte ein hohes Geschwindigkeits-
niveau und großen Differenzgeschwindigkeiten. 
Diese standen im Widerspruch zu ausreichend 
langen Überholsichtweiten. 
A 2.16.2 Beurteilung 
Die ursprünglich vom Kraftfahrer wahrgenommene 
Streckencharakteristik suggerierte einen zügigen 
Streckenverlauf, der hohe Geschwindigkeiten zu-
lässt. Durch den relativ hohen SV-Anteil entsteht 
damit ein erheblicher Überholdruck.  
A 2.16.3 Maßnahmen 
Zur Verbesserung der Verkehrssicherheit wurden 
folgende Maßnahmen vorgesehen: 
- Durchsetzung von Überholverbot in den zweist-
reifigen Abschnitten mittels doppelter Fahrstrei-
fenbegrenzungslinien und profilierter Markie-
rung 
- Anlage von dreistreifigen Abschnitten zu Siche-
rung von Überholvorgängen 
- Aufstellung zusätzlicher hinweisender Beschil-
derung 
- Einsatz großer Pfeilmarkierung zur Signalisie-
rung des Überholfahrstreifenendes 
Es wurden zwei Überholfahrstreifen mit Längen 
von 2.200 m und 2.600 m angelegt. Dazu wurde 
der einbahnig zweistreifige Querschnitt auf einen 
einbahnig dreistreifigen Querschnitt gemäß den 
AOSI Vorgaben erweitert. In den übrigen zweistrei-
figen Abschnitten erfolgte nach einer Deckener-
neuerung die Anordnung von Überholverbot durch 
eine doppelte Fahrstreifenbegrenzungslinie mit 
profilierter Markierung. Alle Knotenpunkte sind 




A2-24   Anhang 2 – Beschreibung der Untersuchungsstrecken 
A 2.16.4 Bilddokumentation B 101 
 
Abb. 2.16-1: B 101, zweistreifiger Abschnitt nach OD Wiede-
rau in Richtung Herzberg – NACHHER 
Abb. 2.16-2: B 101, Beginn ÜFS in Richtung Herzberg – 
NACHHER 
Abb. 2.16-3: B 101, Zufahrt auf Knotenpunkt nach Redlin 
aus Richtung Wiederau 
 
Bilder aus dem VORHER-Zeitraum waren nicht in ausreichend guter Qualität verfügbar. 
 
Anhang 3 – Geschwindigkeitsprofile der Nachfolgefahrten auf den Strecken mit OGÜ A3-1 
A 3 Geschwindigkeitsprofile auf den Strecken mit ortsfester 
Geschwindigkeitsüberwachung 







A3-2 Anhang 3 – Geschwindigkeitsprofile der Nachfolgefahrten auf den Strecken mit OGÜ 







Anhang 3 – Geschwindigkeitsprofile der Nachfolgefahrten auf den Strecken mit OGÜ A3-3 







A3-4 Anhang 3 – Geschwindigkeitsprofile der Nachfolgefahrten auf den Strecken mit OGÜ 






Anhang 4 – Fahrverhalten an OGÜ-Anlagen  A4-1 
 
A 4 Fahrverhalten an den OGÜ-Anlagen 
A 4.1 Annäherungsbereich (Verzögerungen) 
 
 Gesamt Vverz.-Beginn ≤ Vzul Vzul < Vverz.-Beginn ≤ Vzul +10 Vverz.-Beginn > Vzul +10 
Quantile 0,5 0,85 0,9 0,95 0,5 0,85 0,9 0,95 0,5 0,85 0,9 0,95 0,5 0,85 0,9 0,95 
Verz.-
Länge [m] 202 510 600 660 180 422 520 618 390 662 700 738 482 700 702 766 
V-Beginn 
[km/h] 90 101 104 107 88 96 97 99 104 107 108 108 114 125 129 131 
Δ V [km/h] 6 14 17 20 5 11 13 17 11 18 20 24 23 39 40 42 
a [m/s²] 0,2 0,3 0,3 0,4 0,2 0,3 0,3 0,4 0,2 0,4 0,4 0,4 0,4 1,2 1,2 1,3 
Anteil 100 % 84 % 13 % 3 % 
Tabelle 4.1-1: Auswertungsergebnisse NACHHER für Vzul = 100 km/h 
 Gesamt Vverz.-Beginn ≤ Vzul Vzul < Vverz.-Beginn ≤ Vzul +10 Vverz.-Beginn > Vzul +10 
Quantile 0,5 0,85 0,9 0,95 0,5 0,85 0,9 0,95 0,5 0,85 0,9 0,95 0,5 0,85 0,9 0,95 
Verz.-
Länge [m] 220 420 500 580 160 260 320 360 240 440 500 580 420 608 652 698 
V-Beginn 
[km/h] 82 89 91 97 76 79 79 80 83 87 88 89 95 101 103 106 
Δ V [km/h] 7 15 17 21 4 8 9 9 8 13 14 16 20 25 28 34 
a [m/s²] 0,2 0,3 0,3 0,4 0,2 0,2 0,3 0,3 0,2 0,3 0,3 0,3 0,3 0,4 0,5 0,6 
Anteil 100 % 36 % 51 % 13 % 
Tabelle 4.1-2: Auswertungsergebnisse NACHHER für Vzul = 80 km/h 
 Gesamt Vverz.-Beginn ≤ Vzul Vzul < Vverz.-Beginn ≤ Vzul +10 Vverz.-Beginn > Vzul +10 
Quantile 0,5 0,85 0,9 0,95 0,5 0,85 0,9 0,95 0,5 0,85 0,9 0,95 0,5 0,85 0,9 0,95 
Verz.-Länge 
[m] 142 320 401 481 140 302 382 460 280 470 492 553 540 638 652 666 
V-Beginn 
[km/h] 86 95 97 101 85 94 95 97 104 108 109 109 116 123 125 126 
Δ V [km/h] 4 10 13 16 3 9 12 14 9 18 22 28 26 31 32 33 
a [m/s²] 0,2 0,3 0,4 0,4 0,2 0,3 0,3 0,4 0,3 0,5 0,5 0,5 0,5 0,6 0,6 0,6 
Anteil 100 % 94 % 5 % 1 % 
Tabelle 4.1-3: Auswertungsergebnisse NACHHER 2 für Vzul = 100 km/h 
 Gesamt Vverz.-Beginn ≤ Vzul Vzul < Vverz.-Beginn ≤ Vzul +10 Vverz.-Beginn > Vzul +10 
Quantile 0,5 0,85 0,9 0,95 0,5 0,85 0,9 0,95 0,5 0,85 0,9 0,95 0,5 0,85 0,9 0,95 
Verz.-Länge 
[m] 220 420 472 560 180 320 360 413 240 435 470 540 480 640 640 680 
V-Beginn 
[km/h] 81 88 89 92 77 79 79 80 84 88 89 89 94 100 100 101 
Δ V [km/h] 6 13 15 18 4 8 9 11 6 13 14 17 17 21 22 22 
a [m/s²] 0,2 0,3 0,3 0,3 0,1 0,2 0,3 0,3 0,2 0,3 0,3 0,3 0,2 0,3 0,4 0,5 
Anteil 100 % 45 % 48 % 7 % 
Tabelle 4.1-4: Auswertungsergebnisse NACHHER 2 für Vzul = 80 km/h 
  
 
A4-2   Anhang 4 – Fahrverhalten an OGÜ-Anlagen 
A 4.2 Entfernungsbereich (Beschleunigungen) 
 
 Gesamt VBeschl.-Ende ≤ Vzul Vzul < VBeschl.-Ende ≤ Vzul+10 VBeschl.-Ende > Vzul+10 
Quantile 0,5 0,85 0,9 0,95 0,5 0,85 0,9 0,95 0,5 0,85 0,9 0,95 0,5 0,85 0,9 0,95
Beschl.-
Länge [m] 180 336 382 467 162 288 322 402 302 500 554 666 260 430 514 658 
V-Ende [km/h] 89 100 103 107 87 96 97 98 104 107 108 108 113 123 127 129 
Δ V [km/h] 5 13 15 17 4 10 12 15 13 17 19 21 16 27 35 49 
a [m/s²] 0,2 0,3 0,4 0,5 0,2 0,3 0,4 0,4 0,3 0,5 0,6 0,7 0,4 0,9 1,2 1,8 
Anteil 100 % 85 % 13 % 2 % 
Tabelle 4.2-1: Auswertungsergebnisse NACHHER für Vzul = 100 km/h 
 Gesamt VBeschl.-Ende ≤ Vzul Vzul < VBeschl.-Ende ≤ Vzul+10 VBeschl.-Ende > Vzul+10 
Quantile 0,5 0,85 0,9 0,95 0,5 0,85 0,9 0,95 0,5 0,85 0,9 0,95 0,5 0,85 0,9 0,95 
Beschl.-Länge 
[m] 220 360 420 474 140 280 326 393 240 380 426 473 320 550 580 660 
V-Ende [km/h] 81 88 90 93 76 79 79 80 84 87 88 89 93 99 100 101 
Δ V [km/h] 6 13 16 18 3 7 9 10 8 15 16 18 16 21 24 28 
a [m/s²] 0,2 0,3 0,3 0,4 0,1 0,3 0,3 0,3 0,2 0,3 0,3 0,4 0,3 0,4 0,5 0,6 
Anteil 100 % 45 % 45 % 10 % 
Tabelle 4.2-2: Auswertungsergebnisse NACHHER für Vzul = 80 km/h 
 Gesamt VBeschl.-Ende ≤ Vzul Vzul < VBeschl.-Ende ≤ Vzul+10 VBeschl.-Ende > Vzul+10 
Quantile 0,5 0,85 0,9 0,95 0,5 0,85 0,9 0,95 0,5 0,85 0,9 0,95 0,5 0,85 0,9 0,95 
Beschl.-Länge 
[m] 160 342 382 442 160 322 380 444 291 403 424 443 320 349 354 358 
V-Ende [km/h] 87 97 98 103 87 94 96 97 103 108 108 109 115 117 117 117 
Δ V [km/h] 5 14 15 19 5 12 14 16 14 21 21 23 20 20 20 20 
a [m/s²] 0,2 0,4 0,4 0,5 0,2 0,3 0,4 0,5 0,3 0,5 0,6 0,6 0,5 0,7 0,7 0,8 
Anteil 100 % 92 % 7 % 1 % 
Tabelle 4.2-3: Auswertungsergebnisse NACHHER 2 für Vzul = 100 km/h 
 Gesamt VBeschl.-Ende ≤ Vzul Vzul < VBeschl.-Ende ≤ Vzul+10 VBeschl.-Ende > Vzul+10 
Quantile 0,5 0,85 0,9 0,95 0,5 0,85 0,9 0,95 0,5 0,85 0,9 0,95 0,5 0,85 0,9 0,95 
Beschl.-Länge 
[m] 220 373 420 491 160 300 328 380 240 420 420 520 380 552 600 690 
V-Ende [km/h] 80 87 88 91 77 79 79 79 84 88 88 89 93 100 102 106 
Δ V [km/h] 5 11 14 17 4 8 9 12 7 11 14 15 15 23 25 28 
a [m/s²] 0,2 0,3 0,3 0,3 0,1 0,2 0,3 0,3 0,2 0,3 0,3 0,3 0,2 0,4 0,4 0,5 
Anteil 100 % 51 % 42 % 7 % 
Tabelle 4.2-4: Auswertungsergebnisse NACHHER 2 für Vzul = 80 km/h 
 
 
Anhang 5 – Fragebogen zur Akzeptanzuntersuchung von OGÜ und ÜFS/ÜV A5-1 
A 5 Fragebögen 









Anhang 5 – Fragebogen zur Akzeptanzuntersuchung von OGÜ und ÜFS/ÜV A5-3 


























































































































































































































































































































































































































































































































































































A5-8 Anhang 5 – Fragebogen zur Akzeptanzuntersuchung von OGÜ und ÜFS/ÜV 
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A5-10 Anhang 5 – Fragebogen zur Akzeptanzuntersuchung von OGÜ und ÜFS/ÜV 
 
 




A5-12 Anhang 5 – Fragebogen zur Akzeptanzuntersuchung von OGÜ und ÜFS/ÜV 






















































































































































































































































































































































































































































































Anhang 5 – Fragebogen zur Akzeptanzuntersuchung von OGÜ und ÜFS/ÜV A5-15 
Angaben zum Fahrstil  Angaben zur persönlichen Erfahrung : 
 
 
 
 
 
14,8%
69,5%
15,6%
21,1%
62,5%
16,4%
21,5%
62,3%
16,2%
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80%
90%
100%
sportlich normal zurückhaltend
In welchen der drei folgenden Fahrertypen würden Sie sch 
einordnen ?
B87
B97
L48
4,7%
65,6%
29,7%
4,7%
71,1%
24,2%
11,5%
67,7%
20,8%
0%
10%
20%
30%
40%
50%
60%
70%
80%
90%
100%
Ja, Verkehrsunfälle Nein Ja, kritische Situation
Waren Sie bereits an Verkehrsunfällen oder sehr kritischen 
Situationen im Zusammenhang mit Überholvorgängen auf 
Bundesstraßen beteiligt ?
B87
B97
L48
